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Im Mitgliedermagazin des BUH, dem 
FREIBRIEF, berichten wir über Ent-

wicklungen rund um Handwerk und 
Gewerbe. Das Handwerk als Ort mensch-
licher Begegnung und technischer Inno-
vation, als Mittel zur Sicherung von 
Existenzen und zur Befriedigung von 
elementaren zivilisatorischen Bedürf-
nissen steht für uns im Mittelpunkt.
In keinem anderen Land der Union wird 
es Handwerkern so schwer gemacht, 
unternehmerisch tätig zu werden. Gut 
ausgebildete Spezialisten mit unterneh-
merischem Geist werden von Hand-
werksmeistern aus Furcht vor Konkur-
renz behindert.

So bleibt Existenzgründern im Handwerk 
meist nicht viel mehr, als jahrhunderte-
alte gesetzliche Alternativen, wie die des 
Reisegewerbes, zu nutzen. Aber auch 
hier sind sie vor Nachstellungen der 
Handwerkskammern und -innungen 
nicht sicher.
Es ist ein ungleicher Kampf, den sie 
gegen die finanziell üppig mit Zwangs-
beiträgen gepäppelten und staatlich 
geadelten „Körperschaften des öffentli-
chen Rechts“ führen. Sie werden bei Ord-
nungsämtern und Gewerbebehörden der 
Schwarzarbeit bezichtigt, von polizeili-
chen Maßnahmen bedrängt und politisch 
in Misskredit gebracht. Der FREIBRIEF 

berichtet über die Hintergründe, über 
Protest und juristische Gegenwehr.
Im Jahre 2000 erstritt der BUH eine 
maßgebliche Entscheidung zum Reise-
gewerbe. In über 30 Entscheidungen hat 
das Bundesverfassungsgericht Haus-
durchsuchungen bei meisterfreien Hand-
werkern für verfassungswidrig erklärt.
Der FREIBRIEF ist dem Grundrecht der 
freien Berufsausübung verpflichtet. Er 
setzt sich für Gewerbefreiheit und damit 
für die Befreiung des Handwerks vom 
Ballast ständisch organisierter Regulie-
rung ein.
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Liebe Leser*innen,

wir alle sind zuallererst Verbraucher*innen und haben ein 
natürliches Interesse an der freien Wahl der zu beauftragenden 
Handwerker*innen. Doch der erweiterte Meisterzwang verhindert 
das. Lesen Sie einmal unsere Zeitleiste (ab Seite 16) aus kritischen 
„BUH-Rufen“ der letzten Jahre sowie weitere Artikel zur Rück-
vermeisterung. Stellen Sie sich vor, diese begründeten Einwände 
unabhängiger Personen und Institutionen hätten die öffentliche 
Debatte bestimmt. Müssten wir dann heute gegen wiederauferstan-
dene Zunftzombies kämpfen?

Der Meisterzwang ist ein ordnungspolitisch untaugliches Mittel, 
um Verbraucher*innen vor schlechter Qualität und Gefahren 

zu schützen und all die anderen Wunderwerke zu bewirken. 
Wäre es so, gäbe es ihn in jedem Beruf. Gewährleistung wird 
per Haftungsrecht durchgesetzt, nicht durch die Wieder-
errichtung eines Standesmonopols und die Hoffnung auf 
besseres Wetter. „Der Bessere gewinnt“ auf Grundlage 
gleicher Startbedingungen wie starkem Verbraucher-
schutz und Haftungspfl ichten. Dieses Prinzip sorgt 
dafür, dass schwarze Schafe und Pfusch am Markt auf 
lange Sicht nicht durchsetzungsfähig sind. Zulassungsbe-

schränkungen zum Markt verhindern genau diese gesunde 
Konkurrenz, vor der sich der Meisterstand so fürchtet. Die 

Rückvermeisterung bedeutet auch die erneute Verfolgung von 
Selbstständigen, die sich dem Monopol nicht beugen und auf 

ihr Recht zur freien Berufswahl bestehen.

Der Gesetzgeber erklärte, den Sumpf aus schlechter Qualität und 
schwacher Ausbildungsleistung trockenlegen zu wollen und hört 
dazu vor allem auf die Frösche in den Handwerkskammern und 
ihren Sprachrohren – weder auf Verbraucherschützer*innen, noch 
auf Wirtschaftsverbände und Wirtschaftswissenschaftler*innen 
und vor allem nicht auf meisterfreie Handwerker*innen.
Dabei hat uns auch die Haltung der Gewerkschaften interessiert. 
Würden sie die Wahlfreiheit ihrer organisierten Gesell*innen zwi-
schen abhängiger und selbstständiger Beschäftigung verteidigen 
oder sich den Gelüsten der Arbeitgeber*innen im ZDH beugen? 
Darüber hätten wir gern mit der handwerkspolitischen Sprecherin 
des DGB gesprochen, doch der von stärkerer Tarifbindung und 
besseren (Azubi-)Vergütungen von Arbeitgeber*innengnaden 
träumende DGB-Bundesvorstand wehrte ab. Behörden und 
Ministerien verweigerten sich ebenfalls und so mussten einige 
Beitrage entfallen. Eine BUH-Diskussion unserer Mitglieder mit 
Parteienvertreter*innen fi el fl ach, weil nur eine einzige Partei den 
Mumm dazu aufbrachte.

Der BUH kämpft weiter für unbeschränkte Selbstständigkeit im 
Handwerk und lehnt die Vermeisterung von 12 weiteren Gewerken 
ab. Es wird sich zeigen, wer dabei das Recht des Grundgesetzes und 
der EU-Richtlinien auf seiner Seite hat. Anders als IHK und HWK 
bündeln wir die Interessen von freien Handwerker*innen, fordern 
deren Berücksichtigung, machen Druck und diesen FREIBRIEF. 
Dafür brauchen wir Euch, als passive und aktive Mitglieder! 

Jonas Kuckuk

Editorial

Debatte bestimmt. Müssten wir dann heute gegen wiederauferstan-
dene Zunftzombies kämpfen?

Der Meisterzwang ist ein ordnungspolitisch untaugliches Mittel, 
um Verbraucher*innen vor schlechter Qualität und Gefahren 

ihr Recht zur freien Berufswahl bestehen.

Der Gesetzgeber erklärte, den Sumpf aus schlechter Qualität und 
schwacher Ausbildungsleistung trockenlegen zu wollen und hört 
dazu vor allem auf die Frösche in den Handwerkskammern und 
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Ende im Endlos-Verfahren gegen Raumausstatter 
Daniel Achtermann
Das Verfahren gegen den Raumausstatter Daniel Achtermann aus Wietze im 
niedersächsischen Landkreis Celle wurde im Februar 2019 endlich eingestellt.

Reisegewerbe Verfolgung

Der Handwerker wehrte sich rund neun 
Jahre vor Celler Gerichten gegen den 
Vorwurf der unerlaubten Handwerksaus-
übung und der Schwarzarbeit. Wir haben 
im Freibrief mehrfach darüber berichtet. 
Die Kosten von mehreren zehntausend 
Euro für die „Gerichtsposse“ – wie die 
Lokalpresse titelte – muss nun die Lan-
deskasse übernehmen. Daniel war 2009 
in das Visier des Fahnders Heinrich Kahle 
aus dem Landkreis Gifhorn geraten, der 
wegen des Streichens einer Hausfassade 
ein umfangreiches Ordnungswidrigkeits-
verfahren anschob: Es zog zwei Haus-
durchsuchungen nach sich, beschäftigte 
insgesamt acht Richterinnen und Richter, 
machte zahlreiche Verhandlungstermine 
nötig und führte zu immer neuen Jus-
tizpannen. An den drei abschließenden 
Prozesstagen im Februar 2019 ging es 
noch einmal hoch her:

Oberstaatsanwaltschaft drängt auf 
Verurteilung
Der Oberstaatsanwalt bekundete 
gegenüber dem Gericht mehrfach sein 
Unverständnis darüber, dass die Hand-
werkskammer nicht zum Prozess hin-
zugezogen worden war. Die Verteidi-

gerin des Raumausstatters hielt dem 
entgegen, dass die Handwerkskammer 
(HWK) bereits zweimal eine schriftli-
che Stellungnahme zu dem Verfahren 
abgegeben hatte. Die Richterin ent-
schied schließlich, dass eine Ladung der 
HWK nicht nötig sei, da ihre Auffassung 
durch die Stellungnahmen ausreichend 
berücksichtigt wurde. Nach der Verneh-
mung mehrerer Zeugen, die aber kaum 
etwas Verwertbares erbrachten, weil sie 
sich an die Vorkommnisse im Jahr 2009 
entweder überhaupt nicht oder nur noch 
sehr lückenhaft erinnern konnten, griff 
der Oberstaatsanwalt den vom Gericht 
bestellten Gutachter an.

HWK = Mafia?
„Ich erwäge einen Befangenheitsan-
trag gegen ihn zu stellen“, preschte er 
vor. Grund: Der vom Gericht bestellte 
Gutachter habe vor Prozessbeginn mit 
Besuchern gesprochen und dabei die 
HWK in einem Atemzug mit der Mafia 
genannt. Der Gutachter wies diesen 
Vorwurf scharf zurück und gab an, sich 
an eine solche Aussage nicht erinnern 
zu können. Der Staatsanwalt gab sich 
damit allerdings nicht zufrieden und 

Der norddeutsche Rundfunk widmete im Sommer 2017 den Absurditäten des Meisterzwangs im Fall von 
Daniel Achtermann (Bild links) einen sehenswerten Bericht

hakte nach: „Können sie sicher aus-
schließen, dass das Wort Mafia gefallen 
ist?“. Der Gutachter erwiderte sichtlich 
verwundert: „Wie soll ich etwas sicher 
ausschließen, wenn ich mich nicht erin-
nere?“ Doch der Oberstaatsanwalt setzte 
nach und schlug dem Gericht vor, die 
Besucher direkt als Zeugen zu befragen. 
„Geben Sie mir 15 Minuten“, drängte er. 
Die Zeugen seien alle hier, man könne 
das jetzt direkt aufklären, argumentierte 
er. Die Richterin gab diesem wiederholt 
und vehement vorgetragenen Ansinnen 
schließlich statt. Drei Besucher wur-
den zur Personalienfeststellung an den 
Richtertisch gebeten und anschließend 
getrennt als Zeugen vernommen. Ergeb-
nis: Alle Befragten schlossen aus, dass 
das Wort Mafia gefallen sei!

Beweiserhebung erbringt kaum Beweise 
für angebliche Schwarzarbeit
Nach den drei achtstündigen Verhand-
lungstagen, der Vernehmung von rund 
20 Zeugen und einer umfangreichen 
Stellungnahme des gerichtlich bestellten 
Gutachters, stellte die Richterin schließ-
lich klar: Es gäbe keine stichhaltigen 
Beweise für die vom Ordnungsamt und 
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ReisegewerbeVerfolgung

Können sich endlich freuen: Freigesprochener (h.r.), Anwältin (v.r.) und Unterstützer*innen nach 
Prozessende vor dem Gericht.

dem Oberstaatsanwalt vorgebrachten 
Beschuldigungen. Insbesondere könne 
dem Beklagten nicht nachgewiesen 
werden, dass er gegen das Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz verstoßen 
habe. Dazu hätten meisterpflichtige 
Dienst- oder Werkleistungen in „erheb-
lichem Umfang“ erbracht werden müs-
sen. Weniger als 3.500 Euro Umsatz in 
rund eineinhalb Jahren ergäben aber nur 
einen unerheblichen Umfang, stellte die 
Richterin in ihrer mündlichen Einstel-
lungsbegründung fest.

Verurteilung nach Handwerksordnung 
verjährt
Weiter erläuterte sie, dass auch eine 
ebenfalls geforderte Verurteilung nach 
der Handwerksordnung (HwO) wegen 
eines fehlenden Eintrages in die Hand-
werksrolle nicht mehr in Betracht käme. 
Diese Ordnungswidrigkeit sei bereits 
2015 verjährt, hatte zuvor Verteidigerin 
Simone Baiker, Fachanwältin für Verwal-
tungsrecht aus Düsseldorf klargemacht. 
Neben der Verjährung hielt die Richterin 
dem Angeklagten zu Gute, dass er wohl 
nicht vorsätzlich gehandelt habe.

Oberstaatsanwalt fordert zwei weitere 
Hausdurchsuchungen
Die Entscheidung des Gerichts hatte sich 
im Prozessverlauf bereits abgezeichnet. 
Der Oberstaatsanwalt zeigte sich davon 
allerdings unbeirrt und plädierte wei-
ter vehement für eine Verurteilung. Er 
formulierte deshalb kurz vor Prozess
ende handschriftlich noch vier weitere 
Beweisermittlungsanträge. Diese sahen 
unter anderem vor, doch noch einen 
Gutachter (der Handwerkskammer) mit 
der Prüfung von Handwerksarbeiten zu 
beauftragen, über die Rentenversiche-
rung Informationen über die Beschäf-
tigten des 58-Jährigen einzuholen und 
zwei (!) weitere Hausdurchsuchungen 
bei ihm durchzuführen, um vielleicht 
doch noch belastende Unterlagen zu 
finden.
Die Richterin lehnte alle Anträge ab. 
Begründung: Sie seien unverhältnismä-
ßig, teilweise unsachgemäß und kämen 
insgesamt zu spät. Außerdem würden 
sie bewirken, dass die Hauptverhand-
lung ausgesetzt und das gesamte Ver-
fahren, wie schon 2017 nach einem 
drohenden Rechtsfehler, noch einmal 
komplett neu aufgerollt werden müsse. 
Die Einstellung des Verfahrens und 

der Kostenbeschluss sind mittlerweile 
rechtskräftig.

Leistung angestellter Gesellen akzeptiert 
– selbstständige Arbeit verfolgt
„Neun Jahre auf der Anklagebank sind 
das Ergebnis unbestimmter Rechtsbe-

griffe im Handwerksrecht. Hier ist der 
Gesetzgeber am Zug. Statt die Zwangs-
vermeisterung weiterer Berufe zu betrei-
ben, muss im Handwerk endlich dere-
guliert werden“, kommentierte Oliver 
Steinkamp (BUH-Vorstand) den Aus-
gang des Verfahrens. � (lw)

Ein Detail am Rand der letzten Verhand-
lungstage im Februar 2019: Der Staats-
anwalt nahm stets sein Smartphone mit, 
wenn die verfahrensbeteiligten Juristen 
zu Unterredungen an den Richtertisch 
gerufen wurden.
Die Verteidigerin im Prozess fragte 
ihn daraufhin „Was hat es für einen 
Grund, dass Sie Ihr Handy immer mit 
nach vorne nehmen?“ Die Antwort des 
Vertreters des Staates: „Dafür gibt es 
einen Grund, den ich Ihnen aber nicht 
verrate!“ Die Richterin ging dem weiter 
nicht nach.
Mir als Besucher war das Verhalten des 
Staatsanwaltes ebenfalls aufgefallen. 
Mit einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
wandte ich mich ans Ministerium in 
Hannover und die Leitung der Staats-
anwaltschaft in Celle, dass sie dem 
Vorgang nachgehen mögen. Denn es 
sei möglich, dass Tonaufnahmen ge-
macht wurden, was unter Umständen 
eine Straftat darstellen würde. Hier hing 
vor dem Saal sogar ein Hinweisschild.
Die Staatsanwaltschaft Lüneburg/ Celle 

antwortete, der betroffene Staatsanwalt 
habe angegeben, er habe das Gerät ge-
nutzt, um gesetzliche Vorschriften 
nachzulesen und habe es nicht unbe-
obachtet an seinem Tisch zurücklassen 
wollen, wo lediglich ein Sachverständi-
ger saß.
Hier genügte also allein die Aussage des 
Staatsanwaltes, er schlage nur etwas im 
Handy nach, damit die Beschwerde in 
einer strafbewährten Angelegenheit im 
Sande verlaufen konnte.
In Sachen einer seit acht Jahren ver-
handelten Ordnungswidrigkeit hin-
gegen schreibt der Staatsanwalt noch 
am letzten Verhandlungstag in den 
Pausen unermüd-
lich neue Anträge 
gegen den Hand-
werker und sogar 
eine Beschwerde 
gegen die Ableh-
nung eines solchen 
Antrags durch die 
Richterin.
Bemerkenswert!

Zweierlei Maß in Celle� von Oliver Steinkamp
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Reisegewerbe Antragsbehinderung

Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz 
versuchen, mit falschen oder fadenschei-
nigen Begründungen angehenden Rei-
segewerbetreibenden die Erlaubnis für 
ihre Gewerbegründung zu versagen. Sie 
missachten dabei einschlägige Urteile 
des Bundesverfassungsgerichts. Dies 
geschieht mit ausdrücklicher Unter-
stützung der Fachabteilung des rhein-
land-pfälzischen Wirtschaftsministe-
riums und in engem Zusammenspiel 
mit der Handwerkskammer Koblenz. 
Dazu werden – wie selbstverständlich 
– regelmäßig und rechtswidrig persön-
liche Daten an die Handwerkskammer 
übermittelt. Offenbar haben weder die 
zuständigen Verbandsgemeinden, die 
HWK noch deren Aufsichtsbehörde 
(Wirtschaftsministerium) damit ein 
Problem!

Rechtswidrige Antragsformulare
Es fängt schon beim Antrag an: Das 
fünfseitige „Formular“ ist eher eine 
Mischung aus Fangfragenkatalog und 
tendenziöser Rechtsbelehrung. Obwohl 
nach zwei Seiten eigentlich alles abge-
fragt ist, was der Gesetzgeber vorsieht, 
verlangen die Verbandsgemeinden viele 
weitere Auskünfte, wie etwa „ausführ-
liche Angaben zu Art und Umfang der 
beabsichtigten Tätigkeit.“ Sie belehren 
dabei auch gleich vorsorglich: Eine Ein-
tragungen wie „Tischler, Dachdecker 
usw. ist nicht prüffähig“. Letzteres ist 
schlicht falsch. 
Die Behörden wissen allerdings genau, 
dass das Bundesverfassungsgericht 
ausdrücklich festgestellt hat, dass im 
Reisegewerbe alle Tätigkeiten des betref-
fenden Handwerks uneingeschränkt 
ausgeführt werden dürfen. Und welcher 
frischgebackene Handwerker im Reise-
gewerbe weiß schon im Vorfeld, welcher 
„Art“ und von welchem „Umfang“ die 
Aufträge sein werden, die er noch gar 
nicht eingeworben hat? Die Aufgabe, für 
die anstehende „Prognoseentscheidung“ 
detailliert zu schildern, wodurch man als 
Person eigentlich gewährleiste, das bean-
tragte Gewerbe ordnungsgemäß auszu-
üben, ist ebenfalls in die gewerbliche 
Zukunft gerichtet und beinhaltet eine 
glatte Vorverurteilung.

Ganz ähnlich gestrickt ist die Frage 
danach, wie der Reisegewerbetreibende 
es schaffe, Aufträge auf eigene Initiative 
hin zu bekommen und welche „Werbe-
mittel“ er dabei einsetzen werde. Das 
Ziel einer solchen Befragung ist offen-
sichtlich: Sie soll lange Antworten pro-
vozieren, in denen sich vermeintliche 
Ablehnungsgründe für den Reisegewer-
beantrag finden lassen. Daneben ist das 
Antragsformular mit Falschinforma-
tionen gespickt. Angeblich bedürfe es 
zur Nutzung einer Niederlassung noch 
einer weiteren „Legitimation“. Und so 
genannte „Folgeaufträge“ dürften gene-
rell nicht im Reisegewerbe ausgeführt 
werden. 

Hürdenlauf
Selbstverständlich wird jeder Antrag, 
egal wie viel Mühe man sich mit der 
Beantwortung der überflüssigen und 
tendenziösen Fragen gegeben hat, erst 
einmal abgelehnt. Man muss also Wider-
spruch einlegen, dem natürlich nicht so 
einfach abgeholfen werden kann. Dann 
folgt Level 2: Um das Bewilligungsver-
fahren zusätzlich in die Länge zu ziehen 
und die Kosten zu erhöhen, bedienen 
sich die Verbandsgemeinden des soge-
nannten Kreisrechtsausschusses. Wenn 
die Behörde der Meinung ist, dass sie 
rechtmäßig gehandelt hat, wird der 
komplette Vorgang unter Darlegung der 
Gründe für die getroffene Entscheidung 
der Geschäftsstelle des Kreisrechtsaus-
schusses (KRA) zugesandt. Mit der dor-
tigen Registrierung des Widerspruchs 
wird das Verfahren grundsätzlich kos-
tenpflichtig. Spätestens jetzt wird eine 

„Ihrem Antrag kann nicht entsprochen werden.“
Rechtswidrige Reisegewerbekarten-Verhinderungspraxis in Rheinland-Pfalz

anwaltliche Vertretung nötig, Schrift-
sätze werden ausgetauscht, der KRA lädt 
zur Anhörung, die Verbandsgemeinde 
darf noch einmal Stellung nehmen und 
die Handwerkskammer wird als gutach-
terliche Stelle ins Boot geholt. Bis das 
Verfahren abgeschlossen ist, kann das 
durchaus ein Jahr dauern.

Absurde Begründungen
Inhaltlich haben die Behörden – vor-
sichtig ausgedrückt – wenig zu bieten. 
Ihre Begründungen sind meist komplett 
haltlos und stellenweise absurd. So argu-
mentierte eine Verbandsgemeinde, die 
Ausübung des Heizungsbauer-Hand-
werks im Reisegewerbe könne nicht 
erlaubt werden, weil es in der „Natur der 
Sache“ liege, dass es sich hierbei immer 
um ein stehendes Handwerk handele. 
Einem anderen Antragsteller wurde 
entgegengehalten, er könne das Rei-
segewerbe nicht ausüben, da er neben 
seiner Erwerbstätigkeit gar nicht mehr 
genügend Zeit hätte, um ein nennens-
wertes großes Gebiet zu „bereisen“ und 
potentielle Kunden persönlich anzuspre-
chen. Eine Rechtsgrundlage für die Ver-
hinderungspraxis gibt es freilich nicht. 
Das ist den Akteuren natürlich bekannt. 
So knicken sie regelmäßig ein, wenn ein 
Antragsteller, der des nervigen Schrift-
wechsels nach Monaten überdrüssig 
geworden ist, einen rechtsmittelfähigen 
Ablehnungsbescheid verlangt. 

Eine Bitte an Euch: Wenn Ihr solche oder 
ähnliche Fälle kennt, informiert uns 
bitte.� (lw)
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ReisegewerbeUnterlassungserklärung

Im Spätsommer 2018 hat das Bremer 
Landgericht einer Unterlassungsklage 
des reisegewerbetreibenden Bremer 
Dachdeckers Lutz Newiger in allen 
Punkten stattgegeben. Für das Gericht 
war erwiesen, dass der Zentralverband 
des Deutschen Dachdeckerhandwerks 
(ZVDH) mehrfach gegen eine Unterlas-
sungserklärung verstoßen hat, die der 
Handwerker im September 2016 gegen 
den ZVDH erwirkt hatte (wir berichte-
ten darüber im Freibrief 1/2017). Der 
ZVDH schloss deshalb auf „dringendes 
Anraten“ des Richters einen Vergleich 
mit dem Bremer Dachdecker: Er zahlt 
an den Kläger eine Vertragsstrafe von 
8000 Euro (gefordert waren 12.000 
Euro) zuzüglich 500 Euro Zinsen.

Übers Ziel hinaus geschossen
Zum Hintergrund: ZVDH-Hauptge-
schäftsführer Ulrich Marx hatte für einen 
Artikel mit der Deutschen Handwerks-
zeitung als Interviewpartner gedient, in 
dem Reisegewerbetreibende mit Betrü-
gern und Dachhaien in Verbindung 
gebracht wurden. Außerdem hatte Marx 
eine vom ZVDH im Herbst 2014 euro-
paweit verschickte „Resolution für die 
Meisterpflicht“ auf zwei verbandsnahen 
Internetseiten weiterhin veröffentlicht, 
anstatt dies aktiv zu unterbinden. Darin 
wurden Reisegewerbetreibende pauschal 
für „Schäden in Millionenhöhe“ verant-
wortlich gemacht und behauptet, sie 
übernähmen „keinerlei Gewährleistung“ 
für Beratung und korrekte Ausführung 
ihrer Arbeit.

Schwächelnder Verband droht mit 
12.000 Euro Strafe
Nachdem der BUH die Gerichtsentschei-
dung auf einem Presseportal bekannt 
gemacht hatte, trat der ZVDH prompt 
nach. Der BUH und sein Vorsitzender 
habe sich der „üblen Nachrede“ schuldig 
gemacht, weil er in der Pressemitteilung 
schrieb: „ZVDH-Hauptgeschäftsführer 
Ullrich Marx hatte Reisegewerbetrei-
bende in einem Interview trotz einer 
entsprechenden Unterlassungserklä-
rung weiterhin pauschal mit Betrügern 
gleichgesetzt.“ Solche „Tatsachenbe-
hauptungen“ sollten zukünftig unter-

lassen werden, forderte der ZVDH. Und 
bei Zuwiderhandlungen sollten der BUH 
und einer seiner Vorstände jeweils 6000 
Euro Strafe zahlen. An einer außerge-
richtlichen Einigung war der ZVDH wie 
gewohnt nicht interessiert. Er setzte eine 
Wochenfrist zur Unterzeichnung seiner 
Unterlassungserklärung und lehnte eine 
Fristverlängerung für eine anwaltliche 
Beratung strikt ab. Der BUH hat nicht 
unterschrieben und hat seitdem auch 
nichts mehr vom ZDH gehört.

Erfolg fürs freie Handwerk
Der Vergleich, den der Bremer Dachde-
cker erstritten hat, ist ein weiterer Erfolg 
der Aufklärungsarbeit für das freie 
Handwerk. Klar ist jetzt: Pauschale und 
herabsetzende Warnungen vor „Betrü-
gern“ und sogenannten „Dachhaien“, 
besonders dann, wenn sie im direkten 
Zusammenhang mit reisegewerbetrei-
benden Dachdeckern vorgebracht wer-
den, müssen zukünftig unterbleiben. 
Und mehr noch: In der abgegebenen 
Unterlassungserklärung hat der ZVDH 
zugestimmt, bei Veröffentlichungen 
künftig deutlich herauszustellen, dass 
„der Inhaber einer Reisegewerbekarte 
genauso hervorragend fachlich qualifi-
ziert sein kann oder gar nicht“ wie jeder 
Meisterbetrieb auch, wenn er darauf 
hinweisen möchte, dass bei Erteilung 

ZVDH zu 8.500 Euro Strafe verurteilt
Fortgesetzte Verleumdung von Reisegewerbetreibenden bestraft

einer Reisegewerbekarte nicht geprüft 
wird, ob der Antragsteller über die fach-
liche Kenntnisse und Fähigkeiten für 
die angebotenen Leistungen verfügt. 
Es bleibt zu hoffen, dass der ZVDH die 
abgegebene Unterlassungserklärung 
endlich intern kommuniziert und nicht 
weiterhin totschweigt. Abfällige Töne 
aus den Innungen könnten so zukünftig 
leichter vermieden und eine regelrechte 
Abmahnwelle verhindert werden.

Nach der Unterlassung, ist vor der 
Unterlassung
Dem ZVDH stünde es gut zu Gesicht, 
bei allen Mitgliedsbetrieben dafür 
zu werben, reisegewerbetreibenden 
Dachdeckerkolleg*innen unvoreinge-
nommener gegenüber zu treten und 
ihnen den gebührenden Respekt ent-
gegen zu bringen. Dachdecker im Rei-
segewerbe gehören nicht in einen Topf 
zusammen mit Betrügern! Es ist nicht 
ratsam, in den Medien stets nur für 
eigene Betriebe zu werben und dies 
noch mit der Aufforderung zu verse-
hen, ausschließlich Innungsbetriebe 
zu beauftragen. Der Hinweis „seriöse 
Betriebe erscheinen nicht unangemeldet 
an der Haustür“ ist ebenfalls zu vermei-
den, denn damit werden Reisegewer-
betreibende ebenfalls in die Nähe von 
Betrügern gerückt.� (lw)

Familie Newiger (li.) mit Anwältin und Unterstützer*innen vor dem Bremer Landgericht
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Reisegewerbe Framing

Im Sprachknast der 
Standesvertreter 
Im BUH sind wir immer wieder darüber verblüfft, 
wie freie Handwerker sprachlich negativ einge-
rahmt werden. Kommunikationswissenschaft-
ler Benedikt Held ist für den FREIBRIEF diesem 
 „Framing“ einmal nachgegangen.

Ich war geschockt. Als ich morgens auf 
mein Handy sah, war dort folgende 
Nachricht von einem meiner besten 
Freunde zu lesen: Simon hat dich aus der 
Freundesgruppe entfernt. Sofort schos-
sen mir Gedanken durch den Kopf wie: 
Habe ich etwas Falsches gesagt? Hat er 
etwas falsch verstanden? Letztens hatten 
wir unterschiedliche Meinungen, fühlte 
er sich beleidigt? Naja, so schlimm war es 
ja auch nicht… der soll sich mal nicht so 
haben! Und was fällt ihm eigentlich ein, 
mich direkt aus der Gruppe zu entfernen, 
ohne mir vorher etwas zu schreiben!

Sie fragen sich jetzt vielleicht, was 
das mit Ihnen, Ihrem Beruf und 
Ihrer berufl ichen Zukunft zu tun hat? 
Erstaunlich viel: Zunächst zeigt es die 
psychische Reaktion, die wir immer 
und unmittelbar auf jedes Wort haben. 
Wenn Sie Angela Merkel lesen, haben 
Sie sofort ein Bild unserer Bundes-
kanzlerin vor Augen – vielleicht sogar 
mit neutralen, negativen oder positiven 
Gefühlen. Tatsächlich kann man durch 
moderne Messverfahren zeigen, dass 
negativ besetzte Wörter wie Schmerz­
schrei, Brandwunde oder Wutanfall Bil-
der erzeugen, die uns schlechter füh-
len lassen und sich auch auf unsere 
Gesundheit, den Blutdruck oder den 
Herzschlag auswirken. Damit möchte 
ich Sie natürlich nicht zurücklassen, 
das Gleiche gilt auch für das Positive. 
Wenn Sie sich die Gelassenheit und Ent­
spannung an einem sonnigen Strand bei 
angenehmen Temperaturen vorstellen, 
wird Ihr Körper es Ihnen danken! Worte 
wirken also unmittelbar auf unser Den-
ken und Fühlen. Kehren wir damit 
zurück zum Thema.

Ich öffnete die Nachricht, emotional 
schwankend zwischen Wut, Schuld-

gefühl und Verwundert-Sein und war 
bereit, mich zu verteidigen. Doch als ich 
die Nachricht öffnete, sah ich plötzlich, 
dass sie noch weiterging: „... REINGE­
LEGT! Sende diese Nachricht an andere 
Gruppen weiter, um ihnen auch einen 
Schrecken einzujagen!“ Wow, ein schlech-
ter Scherz also. Ohne also alle Informa-
tionen (die ganze Nachricht) gelesen 
zu haben, habe ich sofort emotional 
reagiert. Und das sogar auf eine Ver-
mutung, die nicht einmal der Wahrheit 
entsprochen hat – nämlich dass er mich 
aus der Gruppe entfernt hat.

Das ist auch der Grund, warum Meta-
phern, also sprachliche Bilder, so gut 
funktionieren. Wenn ich sage: „Karl ist so 
schlau, der ist echt ein Fuchs“, dann meine 
ich damit natürlich nicht wortwörtlich, 
dass Karl das Tier Fuchs ist. (Genauso 
wie die Baumkrone keine echte Krone 
oder der Bücherwurm kein Wurm ist.) 
Selbst, wenn wir erfundene Wörter wie 
Couch-Käfer oder Plastikmann lesen, 
erzeugt unser Gehirn Bilder dazu.

Als Jonas Kuckuk auf mich zu kam und 
mir einen Artikel über „Dachhaie“ gab, 
wusste ich sofort, dass hier Profi s am 
Werk waren, die gezielt Wörter erfi nden 
und verwenden, um Bilder und damit 
auch Emotionen zu wecken. Auch wenn 
wir vielleicht wissen, dass Haie für Men-
schen meist ungefährlich sind, jagen sie 
vielen Menschen – spätestens seit Der 
weiße Hai – Angst ein.

Jemand öffnet nun also die Zeitung und 
liest Folgendes: „Trotz aller Warnungen 
sind sie wieder unterwegs, die Dachhaie. 
Die Innungen und Kammern bemühen 
sich seit Jahren, den Betrügern das Hand­
werk zu legen. Dennoch finden diese 
falschen Experten immer wieder Opfer.“ 

Welche Bilder werden dabei erzeugt? 
Betrüger, Dachhaie, Opfer. Und wenn das 
nächste Mal ein Dachdecker an der Tür 
klingelt, dann holt man sich den Hai 
lieber nicht ins Haus – am Ende frisst 
er noch die Kinder… Diese Reaktion 
kommt, wie wir wissen, unweigerlich, 
unabhängig davon, ob sie der Wahr-
heit entspricht oder nicht. Wenn der 
Dachdecker an der Tür tatsächlich ein 
Betrüger war, kann man sich freuen, 
aber selbst ein seriöser Experte wird 
nicht die Zeit bekommen, sich und sein 
Angebot richtig darzustellen. Fachleute 
nennen dies Framing. Das ist vom eng-
lischen Begriff „frame“ für Rahmen 
abgeleitet. Ein sprachlicher Rahmen 
wird gesetzt, der den Inhalt interpretie-
ren lässt. Ist dieser Rahmen erst einmal 
eröffnet, kann man ihn perfekt weiter-
verwenden: „Sie sind wieder unterwegs“, 
„Sie kommen oft im Herbst, meist nach 
den ersten Stürmen“ – was nach einer 
Tierdoku über Haie bei National Geo­
graphic klingt, sind direkte Zitate aus 
den Dachhai-Artikeln.

Die Deutsche Handwerkszeitung veröf-
fentlichte am 26.04.2017 einen Artikel 
mit folgender Überschrift: „Handwerk 
warnt vor ,Dachhaien‘. Schäden am Dach: 
Vorsicht Betrüger unterwegs“. Neben den 
mittlerweile schon bekannten Dach-
haien findet sich hier auch noch eine 
andere, interessante Formulierung: 
„Das Handwerk warnt.“ Das Handwerk 
ist natürlich keine Einzelperson, die vor 
etwas warnt. Hiermit werden also alle 
Handwerker zusammengefasst und es 
wird behauptet, dass sie alle davor war-
nen. Auch die Formulierung „Personen, 
die nicht vom Fach und schon gar nicht von 
meisterlichem Ruf sind“ suggeriert, dass 
Handwerker mit Meistertitel gleich bes-
ser sind.
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ReisegewerbeFraming

Anstatt jetzt die Opferrolle zu überneh-
men und sich darüber zu beschweren, 
wie unfair es doch ist, dass andere diese 
Wörter verwenden, sollte man sich zu 
wehren wissen. Doch was tun? Ein-
fach die Anschuldigungen verneinen? 
Nein. Denn hier lauert die nächste Falle, 
„Frame-Negation“. Was schwer klingt, ist 
einfach erklärt: Denken wir zurück an 
unsere Bundeskanzlerin. Selbst wenn 
ich nun schreibe, dass Sie nicht und 
unter keinen Umständen an Angela 
Merkel denken sollen… wird ihnen das 
nicht gelingen. Unser Gehirn verarbeitet 
nun einmal jedes Wort. Selbst wenn Sie 
also voller Überzeugung sagen „Ich bin 
kein Dachhai“, wird wieder das Bild des 
Hais erzeugt.

Gerade wenn man immer wieder die 
Worte der Gegenseite hört und somit in 
einer Sprach-Blase lebt, ist dies tückisch. 
So lautet es in der letzten Ausgabe der 
Deutschen Handwerkszeitung als Rich-
tigstellung: „In Kiel trieben gar keine 
Dachhaie ihr Unwesen, sondern teure und 
zudem schlampig arbeitende Reinigungs­
kräfte, die sich erfolglos an einer Terrasse 
versucht hatten“. Durch den Ausdruck 
keine Dachhaie wird das Bild wieder 
geweckt. In einem anderen Artikel sieht 
man ein Foto der Tortendesignerin Syl-
via Zenz mit einem T-Shirt mit der Auf-
schrift „Tortendesign ist kein Verbrechen“. 
Auch wenn sie natürlich genau das 
Gegenteil dessen sagen will, wirkt das 
Wort Verbrechen zumindest auf einer 
unbewussten Ebene.

Was also stattdessen tun? Im Alltag kön-
nen und sollen Sie natürlich nicht immer 
auf jedes einzelne Wort achten, das Ihren 
Mund verlässt. Trotzdem kann es Ihren 
Beruf und kommende Aufträge retten, 
wenn Sie sich zumindest einmal bewusst 
über die Verwendung von Sprache 
Gedanken machen. Was sind die Schlag-
wörter, Begriffe oder Bilder, gegen die 
Sie ankämpfen müssen? Dachhai wäre 
ein Beispiel dafür. Sammeln Sie bewusst 
Wörter aus ihrem Arbeitsumfeld. Gerade 
wenn Sie dies einmal gemacht haben, fällt 
es ihnen viel einfacher, diese Wörter aus 
ihrem Wortschatz zu streichen. Somit 
graben Sie sich selbst kein Loch mehr. 
Das ist die halbe Miete.

Andere können die Wörter natürlich 
trotzdem noch verwenden. Die Wirkung 

wird allerdings schnell deutlich, wenn 
Sie folgende zwei Situationen miteinan-
der vergleichen:
Sie klingeln, der Hausbesitzer meldet 
sich und Sie stellen sich vor. 
Er fragt: Ach, sind Sie einer dieser Dach­
haie, von denen man immer wieder liest?
Sie: Nein, ich bin kein Betrüger und kein 
Dachhai.
Eigentor, Treffer versenkt. 

Im Vergleich dazu:
Sie klingeln, der Hausbesitzer meldet 
sich und Sie stellen sich vor. 
Er fragt: Ach, sind Sie einer dieser Dach­
haie, von denen man immer wieder liest?
Sie: Nein, das sind andere. Gut, dass Sie 
über solche Leute informiert sind. Sie kön­
nen sich selbst davon überzeugen, dass ich 
Experte für Dacharbeiten bin, wenn ich 
mich Ihnen kurz vorstellen und Ihnen auf­
zeigen darf, wie Sie die Sicherheit für Ihr 
Dach erhöhen können.

Kurz „Kein Dachhai“ mit „Experte für 
Dacharbeiten“ getauscht und gleich 
erkennt man, wie viel einzelne Wörter 
in einem Gespräch ausmachen. Sie ver-
lassen die Defensive und gehen sogar 
leicht in die positive Offensive. Um das 
noch auszubauen, kann man auch direkt 
Gegenbilder zu den verwendeten Bildern 
entwerfen. Ein klassisches Beispiel, dass 
Sie möglicherweise verwenden, ist der 
Meisterzwang. Auch wenn dieses Wort 
für Sie vielleicht schon ganz alltäglich 
ist, ist es doch eine schöne Wortschöp-
fung, die Ihren Standpunkt klar macht. 
Während die Gegenseite die Debatte um 
den Meistertitel als Qualitätssicherung 
bezeichnet, sagen Sie, dass es sich um 
einen Meisterzwang handelt. Für mich 
ist das die perfekte Umsetzung der Mei-
nungsfreiheit. Zu einem Thema haben 
zwei Seiten zwei verschiedene Meinun-
gen und deswegen sollten sie auch zwei 
verschiedene sprachliche Verpackungen 
dafür haben, um ihren jeweiligen Stand-
punkt richtig darzustellen.

Ihr zukünftiges Ich wird sich bei Ihnen 
bedanken, wenn Sie in Ihre Kommuni-
kation investieren und einmal eine sol-
che Liste mit Wörtern erstellen. Denn 
auch wenn man im ersten Moment viel-
leicht glaubt, das einzelne Begriffe ja gar 
nicht so stark wirken, gibt es unzählige 
psychologische Studien, die belegen, 
welche enorme Durchschlagskraft ein-

zelne Begriffe sogar auf unser alltägli-
ches Handeln haben. Noch wichtiger als 
einzelne emotional aufgeladene Wörter 
ist allerdings unsere generelle Kommu-
nikation. Der größte Irrglaube ist, dass 
nur Politiker oder Verkäufer gut reden 
können müssen. Im Gegenteil – der mit 
Abstand größte Teil meiner Klienten als 
Kommunikationstrainer sind Selbststän-
dige und Angestellte, die in ihrem beruf-
lichen Umfeld besser überzeugen und 
kommunizieren wollen.

In der letzten Woche kam ein Hand-
werker zu uns, der unseren Wasserzäh-
ler wechselte. Er war sehr freundlich 
und erklärte mir als Laien, was er nun 
machte. In den paar Minuten, in denen 
er schraubte, gab er mir weitere wichtige 
Informationen und nahm sich danach 
noch die Zeit, mir zu erklären, was man 
bei einem tropfenden Rohr machen 
sollte. Er hörte mir verständnisvoll zu 
und beantwortete meine Fragen. Inner-
halb von 15 Minuten war der Wasserzäh-
ler gewechselt und ich hatte einen sehr 
guten Eindruck von dem Handwerker 
bekommen. Ohne ihn zu kennen, bin 
ich mir ziemlich sicher, dass er sich vor 
Aufträgen kaum retten kann.

Selbstverständlich werden Sie nicht fürs 
Reden halten bezahlt. Ihre handwerkli-
che Qualität wird von Ihren Kunden 
vorausgesetzt. Aber der persönliche 
Eindruck von Ihnen hängt maßgeb-
lich davon ab, wie Sie mit dem Kunden 
reden. Sind Sie sympathisch und dem 
Kunden zugewandt? Mein „Handwerk“ 
ist Kommunikation und Psychologie, 
lassen Sie mich also gestehen: Ich bin 
kein Experte fürs Handwerk und Ihre 
anderen Kunden auch nicht. Wir können 
die Feinheiten Ihres handwerklichen 
Geschicks nicht gut einschätzen – schon 
gar nicht, wenn wir nur vom Wechseln 
eines Wasserzählers darauf schließen 
können. Wir alle kennen Handwerker, 
die nicht mit den Kunden sprechen, 
griesgrämig wirken oder sich lautstark 
darüber beschweren, wie schlecht doch 
die Leitungen verlegt wurden. Egal wie 
unfair Sie das finden – Laien werden dies 
schnell als Mangel der inhaltlichen Kom-
petenz werten. Achten Sie also auf Ihre 
Kommunikation, denn sie bestimmt, 
wie Sie von anderen wahrgenommen 
werden! Viel kommunikativen Erfolg!
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Reisegewerbe Antragsbehinderung

Gleich nach Beendigung ihrer Ausbil-
dung im Sommer 2018 stand für die 
Zimmerin Johanna der Entschluss fest: 
Auf unbestimmte Zeit, von Ort zu Ort, 
der Walz ähnlich, aber ohne Kluft will sie 
reisend leben und größtmögliche Frei-
heit genießen. Eine Reisegewerbekarte 
in Kombination mit den Regeln des Rei-
segewerbes (RGW) schienen wie für sie 
geschaffen, dazu eine ausführliche Bera-
tung beim BUH als beste Voraussetzun-
gen dafür, alles richtig zu machen. „Ich 
bin gut vernetzt, kenne etliche alternative 
Projekte, wo ich arbeiten könnte und bin 
gerne unterwegs“, so dachte sie.
Ihr Antrag auf eine RGW-Karte folgte 
schnell, war ausführlich und gut durch-
dacht. Doch Dortmund mit dem West-
deutschen Handwerkstag und manche 
Behörde in der Nachbarschaft legen die 
Gewerbeordnung gerne zum Nachteil der 
Berufsfreiheit aus. Die erste Reaktion der 
Behörde kam nach drei Wochen: Ein per-
sönliches Kennenlernen wurde zur Bedin-
gung für die RGW-Karte gemacht. Anstatt 

die junge Frau im männerdominierten 
Handwerk bei der Gründung zu unterstüt-
zen, forderte die Behörde als Nächstes ein 
Betriebskonzept, wollte Details über die 
„Praxis“ wissen, hatte plötzlich Zweifel an 
der Reisegewerbefähigkeit der Zimmerin 
und verlangte darüber hinaus Informatio-
nen über die Lagerung möglicher Waren 
sowie Nachweise über Lagerorte.
Da solche Information irrelevant sind 
und folglich nicht verlangt werden kön-
nen, widersprach Johanna und unter-
strich ihren Rechtsanspruch auf eine 
RGW-Karte. Es verstrichen weitere fünf 
Monate. Kurz vor Weihnachten meldete 
sich Johanna beim BUH: „Die Behörde 
hat mir bis heute keine Karte genehmigt. 
Mein Reise konnte ich noch immer nicht 
starten. Habe mich arbeitslos gemeldet.“
Die Dortmunder Behörde setzt offenbar 
auf Verzögerung und Verschleppung. Wir 
kennen das bereits aus Rheinland-Pfalz, 
wo die Ausstellung von RGW-Karten mit 
ähnlichen Auskunftsansprüchen und trä-
gen Reaktionen hinausgezögert wird.

Kein Fall fürs Wirtschaftsministerium
Gemeinsam mit Johanna trugen wir 
ihren Fall zusammen mit anderen nicht 
genehmigten und verzögert bearbeiteten 
Anträge auf RGW-Karten im Bundes-
wirtschaftsministerium vor. Doch dort 
wurde auf die Zuständigkeit der Lan-
desebene verwiesen. Eine freundliche 
telefonische Intervention des BUH bei 
der zuständigen Behörde blieb jedoch 
ebenfalls wirkungslos.
Knapp ein Jahr nach Antragsstellung 
und einem erfolglosen Briefwechsel 
war die Zeit für unsere Anwältin Simone 
Baiker und den BUH-Rechtshilfefond 

Reisende Zimmerin kann man nicht aufhalten
Untätigkeitsklage gegen 
Behörde wegen verschleppter 
Gewerbeanmeldung

gekommen, um Johanna juristisch zu 
unterstützen. Außerdem empfahlen wir 
ihr, zumindest reisegewerbekartenfreie 
Tätigkeiten „bei Personen im Rahmen 
ihres Geschäftsbetriebes“ (§ 55 b GewO) 
anzuzeigen, um trotz Verweigerungs-
strategie ohne Rechtsgrundlage an die 
erfahrungsreiche Walz anknüpfen und 
weitere Berufskenntnisse auf Reise sam-
meln zu können. Denn wer nach den 
Regeln des Reisegewerbes bei anderen 
Firmen, Projekten oder Vereinen vor-
spricht, kann dort auch ohne RGW-Karte 
arbeiten. Private Auftraggeber dürfen 
hingegen nur mit RGW-Karte bedient 
werden, es sei denn, sie befinden sich in 
der weniger als 10.000 Einwohner zäh-
lenden, eigenen Heimatgemeinde.
Der Rucksack war schon gepackt und bis 
zum Sommer 2019 waren etliche Auf-
träge gefunden, neue Kontakte geknüpft 
und weitere Aufträge in Aussicht. Mit der 
reisegewerbekartefreien Notlösung, vor-
erst nur für Institutionen und Unterneh-
men zu arbeiten, konnte es wenigstens 
losgehen.
Trotzdem musste der eine oder andere 
spannende Auftrag für private Endver-
braucher abgesagt oder soweit möglich 
aufgeschoben werden. „Nach einem Jahr 
Wartezeit erwarte ich eine schnellstmög-
liche Entscheidung des Verwaltungsge-
richts und freue mich auf den Tag, an 
dem ich die Karte endlich in der Hand 
halten kann“, bekräftigt Johanna ihren 
Entschluss, den juristischen Weg ein-
zuschlagen. „Der BUH hat mich von 
Anfang an gut beraten und unterstützt 
mich nun bei der Klage, die ich mir ver-
mutlich alleine weder zugetraut noch auf 
Reisen angestrengt hätte.“� (jk)

•	 Weiterhin gilt: Als einziger Ableh-
nungsgrund kann die persönliche 
Unzuverlässigkeit herangezogen 
werden. 

•	 Verweise auf Veröffentlichungen der 
Kammern mit Abgrenzungsmerkma-
len sind ohne Rechtsgrundlage und 
nicht bindend.

•	 Handwerkskammern besitzen kei-
nerlei Zuständigkeit.

•	 Innerhalb von drei Monaten muss 
der Verwaltungsakt abgeschlossen, 
die Karte abgelehnt oder ausgehän-
digt werden.

Wir befürchten, dass Reisegewerbe-
karten zukünftig vermehrt durch Un-
tätigkeitsklagen vor Verwaltungsge-
richten durchgesetzt werden müssen. 
Wer allein kämpft, hat einen schweren 
Stand. Der BUH und seine Mitglieder 
stehen solidarisch beratend an Eurer 
Seite und können Euch bei notwendi-
gen gerichtlichen Schritten mit dem 
Rechtshilfefonds unterstützen.

BUH Tipps zur RGW-Karte

Die Unterhändler*innen des BUH vor ihrem Gespräch im Bundeswirtschaftsministerium 
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Neues Abmahnmodell überrumpelt werbende 
Handwerker
Kreishandwerkerschaften/Innungen praktizieren ungeniert Abmahnmissbrauch

HandwerkAbmahnmissbrauch

Die Kreishandwerkerschaft in Gießen 
wendet seit Anfang 2018 das sogenannte 
„Regensburger Modell“ an, um über das 
Wettbewerbsrecht nicht nur Werbung für 
vorgeblich unerlaubte Handwerksaus-
übung, sondern im Zuge einer gewöhn-
lichen „strafbewährten Unterlassungs-
erklärung“ auch gleich das betreffende 
Handwerk zu untersagen: Zwei Fliegen 
mit einer Klappe. Die selbsternannten 
„Innungshüter“ wollen damit einen 
Beitrag zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit leisten und haben sich den Zoll, 
die örtlichen Aufsichtsbehörden, Berufs-
genossenschaften, Gewerkschaften und 
Sozialkassen mit ins Boot geholt.
Da die Beweisführung bei unerlaubter 
Handwerksausübung sehr schwierig 
und langwierig ist, suchen „Innungs-
hüter“ bei Facebook, in Onlineregistern, 
Internetauftritten und ähnlichem nach 
„Werbung“ für Handwerksarbeiten und 
verschicken dann eine nicht nur auf die 
Unterlassung der Werbung, sondern auch 
auf die Unterlassung der Tätigkeit zie-
lende Erklärung, die im ersten Jahr in 102 
von 139 Fällen dummerweise auch unter-
schrieben wurden. „Unerlaubte Werbung“ 
ist allerdings kein Tatbestand des Geset-
zes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
mehr, sondern ist nur dann ein Fall fürs 
Wettbewerbsrecht, wenn sie als unlauter 
oder irreführend gilt.
Das „Zwei Fliegen mit einer Klappe“-
Modell aus Regensburg überprüft so 
sowohl die Meisterpflicht im Bauhand-
werk als auch die mögliche Teilnahme 
am SOKA-BAU-Unwesen. Die Oberpfäl-
zer Bauinnung hat damit seit 2012 schon 
über 1.000 Überprüfungen veranlasst 
und glaubt: „Aufgabe einer Innung ist 
es, bei Verstößen aktiv in den Baumarkt 
einzugreifen und nicht, diesen nur zu 
verwalten“.
Um es den bayerischen „Hütern“ von 
Handwerksrolle und SOKA-BAU beson-
ders leicht zu machen, wurde eine 
WhatsApp-Nummer eingerichtet, von 
der die Nachrichten direkt auf dem 
Rechner der Bauinnung in Regensburg 
landen. Neben Fotos der „Verdächti-
gen“ wünscht man sich die Adresse 

und genaue Bezeichnung des Betriebes, 
Tätigkeitsbereiche und andere verfüg-
bare Informationen. Die bereitgestellte 
Musterabmahnung kann von allen 
teilnehmenden Verbänden am „Hüte-
projekt“ der Innung einschließlich den 
Gewerkschaften genutzt werden.
Regelmäßige Freibrief-Leser werden 
sich erinnern, dass es eben nicht zum 
Aufgabenbereich einer Innung gehört, 
„unerlaubte Handwerksausübung“ oder 
Verletzungen der Teilnahmepflicht 
am SOKA-BAU-Verfahren zu verfol-
gen. Damit verbietet sich gleichfalls die 
Finanzierung solcher anmaßender Pro-
jekte und natürlich auch eigens dafür 
eingesetzten Personals oder daten-
schutzbedenklicher Kommunikation.
Nicht jedoch in Regensburg oder auch 
bei den „Nachahmern“ des Modells. 
Ihnen empfiehlt die ungenierte Bauin-
nung bei Gefallen der Vorgehensweise 
vorerst die Einstellung einer 450-Euro-
Kraft. Diese könne „durch Einnahmen 
aus den Abmahnungen im Bereich 
unzulässiger Handwerksausübung wie-

der refinanziert werden.“ Das „Regens-
burger Modell“ und alle Nachahmungen 
sind nicht nur ein Fall für den Landes-
rechnungshof oder die Rechtsaufsicht, 
sondern vermutlich auch für den Lan-
desdatenschutzbeauftragten.
Schwarzarbeitsfahndung mit personen-
bezogenen Daten von „Verdächtigen“ 
könnte allein schon nach der Daten-
schutz-Grundverordnung (DGSVO) 
einen Abmahnungsgrund darstellen. 
Der Messengerdienst WhatsApp wird 
von Datenschützern kritisch betrachtet. 
Eine mögliche Sammlung von verschie-
densten Daten von „Verdächtigen“ auf 
dem Rechner der Bauinnung sollte vom 
zuständigen Datenschutzbeauftragten 
überprüft werden. Ob es eine ergebnis-
offene Prüfung durch die zuständige 
Handwerkskammer als Rechtsaufsicht 
geben wird, muss sich auch erst zeigen.
Wer aus welchen Gründen auch immer 
„abgemahnt“ wird, ist meist nur mit 
einem Fachanwalt gut beraten. Immer 
gilt: Nichts unterschreiben, sich schlau 
machen, Fristen verlängern.� (jk)
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Windmüller lässt DIHK wackeln
Deutscher Industrie- und Handelskammertag muss weitreichende Konsequenzen aus 
rechtlicher Prüfung seiner allgemeinpolitischen Äußerungen fürchten

Wirtschaft Verbände

Es ist der Hartnäckigkeit des Münstera-
ner Windkraftunternehmers Thomas 
Siepelmeyer zu verdanken, dass der 
DIHK, immerhin der Dachverband von 
79 Industrie- und Handelskammern in 
ganz Deutschland, mittlerweile um seine 
Fortexistenz bangen muss. Vor 13 Jahren 
forderte der Windmüller von „seiner“ 
IHK-Nordwestfalen erstmals den Austritt 
aus dem DIHK. Er wollte es nicht weiter 
hinnehmen, dass sich der Dachverband 
andauernd mit allgemeinpolitischen 
Äußerungen in öffentliche Debatten ein-
mischte und damit ständig seinen gesetz-
lichen Auftrag überschritt
So bat er darum, sie sollten es doch bitte 
unterlassen, sich gegen „die Erhöhung 
des Marktanteils erneuerbarer Energien, 
gegen den Ausstieg aus der Nutzung 
der Kernenergie und gegen die Klima-
schutzpolitik der Bundesregierung und 
insbesondere gegen die Umsetzung des 
Kyoto-Protokolls“ auszusprechen. Doch 
IHK und DIHK zeigen sich bis heute 
beratungsresistent, deshalb könnte 2020 
vielleicht zu ihrem Schicksalsjahr werden. 
Möglicherweise auch mit weitreichenden 

Konsequenzen für die Öffentlichkeitsar-
beit der Dachverbände des Handwerks?

Lange Flaute in Münster 
Viel zu lange ignorierte die IHK die For-
derungen des Windkraftunternehmers. 
2007 hatte der Diplom-Geologe genug 
und klagte gegen die Kammer, die ihn 
offenbar nicht ernst nehmen wollte. Doch 
sowohl das Verwaltungsgericht (2009) 
als auch das Oberverwaltungsgericht 
(2014), beide aus Münster, wiesen seine 
Klage zurück. Tenor: Weder habe der Klä-
ger „einen Anspruch darauf, dass die IHK 
NW aus dem DIHK austritt, noch stehe 
ihr ein Unterlassungsanspruch hinsichtlich 
bestimmter Äußerungen zu.“ Zwei herbe 
Rückschläge, doch dann folgte ein echter 
Paukenschlag: Das angerufene Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) sah die 
Sache 2016 nämlich anders und bejahte 
– beim Vorliegen bestimmter Umstände 
– sehr wohl einen Anspruch auf Austritt 
„seiner“ Kammer aus dem DIHK: 
„Betätigt sich der Dachverband in einer 
Weise, die faktisch seine Aufgaben und 
zugleich den Kompetenzrahmen seiner Mit­

Nicht gerade ein Symbol für politische Bescheidenheit und Zurückhaltung: das Gebäude des DIHK in Berlin (Foto: Michael Tewes)

gliedskammern überschreitet, ergibt sich aus 
Art. 2 Abs. 1 GG ein Anspruch jedes Kam­
mermitglieds auf Austritt seiner Kammer 
aus dem Dachverband, wenn die kompetenz­
widrige Tätigkeit sich nicht als atypischer 
„Ausreißer“ darstellt, sondern die konkrete 
Gefahr erneuten kompetenzüberschreitenden 
Handelns besteht.“1

Nicht zu ihren Aufgaben gehöre etwa 
die Wahrnehmung sozialpolitischer und 
arbeitsrechtlicher Interessen, und auch 
„polemisch überspitzte Äußerungen oder Stel­
lungnahmen, die auf eine emotionalisierte 
Konfliktaustragung zielen, sind unzuläs­
sig.“ Also zum Beispiel „Stellungnahmen 
gegen die Einführung des Mindestlohns in 
Deutschland, gegen die sogenannte Mütter­
rente, die Sozialagenda und die Herabset­
zung des regulären Renteneintrittsalters auf 
die Vollendung des 63. Lebensjahres.“
Außerdem schrieb das BVerwG, dass es 
nun am DIHK läge, durch „strukturelle 
Änderungen“ wie etwa einer Satzungsän-
derung für eine Einhaltung der rechtli-

1	 Siehe Randnotiz 18 aus: Urteil vom 23.03.2016 
– BVerwG 10 C 4.15, abrufbar unter: https://www.
bverwg.de/de/230316U10C4.15.0
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WirtschaftVerbände

Auch das Gebäudeinnere des DIHK zeugt von 
prächtigem Standesbewusstsein (Foto: Jan Kuper) 

chen Begrenzungen und eines effektiven 
Rechtsschutzes der IHK-Mitglieder auch 
gegenüber dem DIHK zu sorgen. 

Kniefall vor dem DIHK
Der Fall landete also zur Entschei-
dung wieder beim OVG Münster. Nach 
seinem unerwarteten Zwischener-
folg musste der Windkraftunterneh-
mer hier im Frühjahr dieses Jahres 
allerdings erneut einen Rückschlag 
hinnehmen, obwohl das Urteil des 
OVG weder den eigenen Feststellun-
gen des Gerichts noch der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsge-
richtes entsprach. Denn es gelangte 
zu dem paradoxen Ergebnis, dass 
„die IHK Nord Westfalen derzeit nicht zum 
Austritt aus dem DIHK verpflichtet ist. Zwar 
habe der DIHK auch nach der Entschei­
dung des Bundesverwaltungsgerichts weiter 
in erheblichem Umfang seine Kompetenz-
grenzen missachtet und kaum Einsicht 
in vergangene Aufgabenüberschreitungen 
erkennen lassen, er habe aber für die Indus­
trie- und Handelskammern sowie für deren 
Pflichtmitglieder mit seiner im Laufe des 
Verfahrens neu gefassten Satzung die Mög­
lichkeit eröffnet, künftige Überschreitungen 
der Kompetenzen wirksam zu unterbinden. 
Denn der DIHK habe sich insbesondere 
gegenüber den Pflichtmitgliedern aller Indus­
trie- und Handelskammern zur Einhaltung 
der für Industrie- und Handelskammern gel­
tenden Kompetenzgrenzen verpflichtet mit 

der Folge, dass die Pflichtmitglieder – wie 
die Klägerin – nach einem vorgeschalteten 
Beschwerdeverfahren nunmehr unmittelbar 
gegen den DIHK auf Unterlassung von (wei­
teren) Überschreitungen der Kompetenzen 
klagen könnten.“2

Der Bundesverband für freie Kammern 
(BffK), dessen Mitglied der Windunter-
nehmer ist, betitelte seinen Bericht dazu 
treffend mit den Worten: „OVG Münster: 
erneuter Kniefall vor dem IHK-Dachver-
band“. Zu den Absurditäten des Urteils 
zählte auch, dass eine erneute Revision 
nicht zugelassen wurde, obwohl ange-
sichts des Prozessverlaufs und der The-
matik die grundsätzliche Bedeutung 
außer Frage stand. Doch der Geologe 
blieb hartnäckig, legte Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision 
ein und hatte damit Erfolg: Das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) ließ die 
Revision zu. 

BVerwG – the Wind of Change? 
Der Fall landet jetzt erneut vor dem Bun-
desverwaltungsgericht. Die Leipziger 
Richter schreiben in ihrem Zulassungsbe-
schluss, dass nun die Möglichkeit besteht, 
über die rechtlichen Konsequenzen zu 

2	 „IHK Nord Westfalen muss nicht aus dem 
DIHK austreten“, Pressemittelung des OVG 
Münster vom 12. April 2019, abrufbar unter:  
http://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/ 
pressemitteilungen/17_190412/index.php

beraten, wenn in einem zivilrechtlich 
organisierten Dachverband „öffentliche 
Äußerungen wiederholt und nicht nur 
in „Ausreißer-Fällen“ die Kompetenz-
grenzen seiner Mitgliedskörperschaften 
überschreiten“3.
Ein DIHK-Sprecher begrüßte es in 
der Süddeutschen Zeitung, dass das 
Bundesverwaltungsgericht „wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung eine erneute 
rechtliche Würdigung vornehmen will“, 
und nannte den Beschluss des Leipzi-
ger Gerichts „ein positives Signal“, denn 
„dies ermöglicht es, bestehende Rechtsun-
sicherheiten zu klären.“4

Recht hat der Mann, doch ist er sich auch 
über die möglichen Konsequenzen im 
Klaren? Denn hat die Klage des Wind-
kraftunternehmers Erfolg, wird die IHK 
Nordwestfalen wohl gezwungen sein, 
schleunigst aus dem DIHK auszutreten. 
Damit wäre bundesweit eine Tür aufge-
stoßen und in vielen Kammerbezirken 
ist mit Forderungen zum Verlassen des 
DIHK zu rechnen. Sollte es gar zu einer 
regelrechten Klagewelle kommen, wäre 
die Existenz des IHK-Dachverbandes akut 
bedroht.� (lw)

3	 Der Zulassungsbeschluss findet sich unter:  
https://www.bffk.de/files/revisionszulassung_2.pdf
4	 Siehe den Bericht von Thomas Öchs-
ner „Politische Äußerungen: Bundesver-
waltungsgericht rügt Berliner Wirtschafts-
lobbyisten“, am 31.10.2019, abrufbar unter:  
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ 
dihk-bundesverwaltungsgericht-1.4663586

Es stellt sich auch die Frage: Wie und 
wozu dürfen sich eigentlich die Spitzen
verbände des deutschen Handwerks 
äußern? 
Überschreitet etwa ZDH-Präsident 
Hans Peter Wollseifer seine Kompe-
tenzen wenn er zum Thema SPD-Sozial-
staatskonzept urteilt: „Das SPD-Konzept 
zum Sozialstaat ist ein Abschied von der 
sozialen Marktwirtschaft. Das ist der Ein-
stieg in staatlich gelenkte Vollversorgung 
ohne Eigenverantwortung“?
Oder wie ist seine Aussage zur Postion 
der Monopolkommission, die sich im 
Januar 2019 gegen eine Wiederauswei-
tung des Meisterzwangs ausgespro-
chen hatte, zu beurteilen?

„Denn es hat wohl rein gar nichts mit fai-
rem Wettbewerb zu tun, wenn Betriebe, 
die ihren Pflichten bei den Sozialversiche-

rungsabgaben nachkommen, in Konkur-
renz zu Betrieben stehen, die das nicht tun. 
Betriebe, die keine Sozialversicherungsab-
gaben leisten, können natürlich günstiger 
anbieten.“
Nachdenklich stimmt auch seine Mei-
nung zu Soloselbstständigen aus dem 
selben Monat: 

„Viele Solo-Selbstständige geben an, dass 
sie weniger als 17.500 Euro Umsatz haben, 
damit müssen sie dann den Kunden gar 
keine Mehrwertsteuer in Rechnung stel-
len. Die können ihre Leistungen natür-
lich deutlich günstiger anbieten als seriös 
arbeitende Handwerksbetriebe, die die 
Mehrwertsteuer abrechnen. (…) An vie-
len Stellen läuft es in die falsche Richtung. 
Das sollte begradigt werden. Wir können 
nicht jeden wild drauflos arbeiten lassen.“

Darf das Handwerk weiterhin „wild drauflos“ argumentieren?
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Wirtschaft Fenstersturz

Das organisierte Handwerk ist in 
Deutsch land überproportional stark und 
zentralistisch organisiert. Handwerks-
kammern, Kreishandwerkerschaften 
und Innungen bilden als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts die Basis 
der Organisation und sind damit an 
gesetzliche Aufgaben gebunden. Ebenso 
sind sie einer „Gesamtvertretung“ ihrer 
Mitglieder verpflichtet. Objektivität, 
Sachlichkeit und Zurückhaltung sollten 
Maßstab für Stellungnahmen dieser Ins-
titutionen sein. 
Wie weit dürfen sich also sogenannte 
Zentralverbände oder Handwerkskam-
mer-Tage zu bestimmten Themen aus 
dem Fenster lehnen, bevor sie stürzen? 
In den letzten Jahren haben immer wie-
der erfolgreiche Klagen gegen öffentli-
che Äußerungen der Kammern gezeigt, 
dass sich viele Äußerungen zum einen 
weit ab vom gesetzlich vorgeschriebe-
nen Aufgabenbereich befanden und 
zum anderen aber auch wettbewerbs-
verzerrenden Charakter hatten. Zum 
Teil bewegten sie sich damit so weit im 
unsachlichen oder polemischen Bereich, 
dass sie erfolgreich abgemahnt werden 
konnten.
Die im Januar 2019 vom Präsiden-
ten der Handwerkskammer Köln und 
Präsidenten des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks (ZDH), Hans 
Peter Wollseifer, geäußerten Behaup-
tungen über Alleinselbstständige und 
Kleinunternehmer*innen zur Recht-
fertigung des Meisterzwangs gingen 
Katharina, einer Tischlerin aus Köln, 
jedenfalls zu weit:
„Es kommt zu Verwerfungen am Markt 
und Wettbewerbsverzerrungen. Viele 
Soloselbstständige geben an, dass sie 
weniger als 17.500 Euro Umsatz haben, 
damit müssen sie dann den Kunden 
gar keine Mehrwertsteuer in Rechnung 
stellen. Die können ihre Leistungen 
natürlich deutlich günstiger anbieten 
als seriös arbeitende Handwerksbetriebe, 
die die Mehrwertsteuer abrechnen.
Viele Soloselbstständige sorgen nicht 
fürs Alter vor und zahlen keine Kranken-
und Unfallversicherung. Dadurch kön-
nen sie ganz andere Preise kalkulieren 
und nochmal fast 40 Prozent günstiger 

anbieten. So kommt es, dass sie für die 
Stunde 25 Euro berechnen, und Betriebe, 
die ihre Sozialversicherungsabgaben 
leisten, 50 Euro berechnen. An vielen 
Stellen läuft es in die falsche Richtung. 
Das sollte begradigt werden.“ (dpa Inter-
view Anfang des Jahres 2019)
Die Aussagen von Multifunktionär 
Wollseifer in einem weit verbreiteten 
Interview der Deutschen Presse-Agen-
tur zum Meisterzwang sind eine klare 
Unterstellung von Steuerhinterziehung 
und Unseriösität. Malermeister Wollsei-
fer erweckte damit den Eindruck, dass 
Soloselbstständige gesetzeswidrig keine 
Sozialabgaben zahlen und Dumping-
preise anbieten, weil sie unterversichert 
sind.
Nach endloser Aufzählung von her-
absetzenden Kriterien bezüglich 
Handwerker*innen ohne Meisterbrief 
resümierte Wollseifer: „Wir können 
nicht jeden wild drauflos arbeiten las-
sen.“
Diese abschließende Polemik des „wild 
draufl os arbeitens“ verstärkte die Her-
abwürdigungen so stark, das die Ent-
scheidung, dagegen vorzugehen, leicht 
fi el. Denn: Hier wird ein Bild eines solo-
selbstständigen Kleinunternehmers 
gezeichnet, der unversichert ist, Steuern 
hinterzieht, nicht für das Alter vorsorgt 
und sich um die Abgabe von Sozialversi-
cherungsbeiträgen drückt. und vor dem 

ZDH, ZVDH, DIHK... Zur Unterlassung bitte!
Reisende Tischlerin klagt gegen Multifunktionär des Handwerks

es gilt, die Gesellschaft und ihn selbst vor 
seinem plan- und verantwortungslosen 
Handeln zu bewahren.
Unser Tipp an Kammerfunktionäre: 
Einfach mal nachdenken und nicht wild 
drauf los reden!
Die anwaltliche Vertretung des Multi-
funktionärs beruft sich jedoch auf das 
Recht auf freie Meinungsäußerung und 
verlangt nun per Gegenklage von der 
Klägerin 2.500 Euro für die angefallenen 
Verfahrenskosten. Dem wurde natürlich 
widersprochen: Ein neuer Verhand-
lungstermin steht bereits fest:
Am 10.3.2020 um 10 Uhr im Landge-
richt zu Köln begleiten wir Katharina zur 
Verhandlung.
Am Montag, den 9.3. 2020 um 19 Uhr 
laden wir zu einem regionalen Info-
abend vor Ort ein. (Näheres auf unserer 
Homepage www.buhev.de)
In einem mit „Handwerk: Massenaka-
demisierung stoppen“ überschrieben 
Beitrag in der Neuen Osnabrücker Zei-
tung vom 10.08.2017 äußert sich Mul-
tifunktionär Wollseifer gleichfalls weder 
sachlich noch objektiv. Es sei „fü r das 
Handwerk von elementarer Bedeutung, 
auch bildungsstarke Menschen fü r sich 
zu gewinnen. Nicht nur, damit sie eines 
Tages die Betriebe ü bernehmen kö nnten, 
sondern auch, um die Schwä cheren mit-
zunehmen. „Wir brauchen Hä uptlinge, 
damit wir die Indianer beschä ftigen 
kö nnen“, so Wollseifer. Das Handwerk 
sei nicht nur die Leitwirtschaft einer 
Region, sondern immer auch fü r deren 
soziokulturelle Struktur von Bedeu-
tung“.
Weiterhin sprach er sich klar dafü r aus, 
„die Massenabwanderung junger Men-
schen in den akademischen Bereich zu 
stoppen.“. Er betonte „Ich betreibe aber 
kein Akademikerbashing. Wir brauchen 
gute Akademiker“. Was seiner Meinung 
nach jedoch nicht gebraucht wü rden, 
seien „beispielsweise Archä ologen oder 
Soziologen, die nach dem Studium in 
ihrem Bereich spä ter keine Anstellung 
fi nden wü rden“. In dem Interview pro-
phezeit er Handwerkern „sichere Arbeit 
bis zur Rente“ und setzt den Meisterbrief 
praktisch einer „Lebensversicherung 
gegen Arbeitslosigkeit“ gleich. (jk)
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Die Abschaffung der Abschaffung –  
eine schlechte Idee kritisch begleitet
Überwältigender Jubel untermalte die Wiederauferstehung der Meisterherrlichkeit in Politik 
und Medien. Doch gab und gibt es Einsprüche von wirtschaftlichem und politischem 
Gewicht. Wir haben sie chronologisch, nachfolgend zusammengestellt.

Handwerksrecht: Ordnungspolitischer 
Rollback im Anmarsch
Berlin, 10.10.2018 – Karl Brenke, Vor-
standsreferent am renommierten 
DIW (Deutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung e. V.) in Berlin 
kommentiert als einer der Ersten die 
Rückvermeisterungspläne. In sei-
nem Beitrag nimmt er den Verlauf 
der bevorstehende Debatte vorweg 
und entlarvt zugleich die Schlichtheit 
ihrer zentralen Denkfiguren: „Um 
eine Ausweitung des Meisterzwangs 
zu rechtfertigen, werden vermutlich 
die altbekannten Argumente der 
Handwerkslobby ausgekramt. Dazu 
gehört, dass nur durch den Meister-
zwang handwerkliche Qualität gesi-
chert sei. Als ob die Kunden bei der 
Frisörin nicht selbst deren Leistung 
beurteilen könnten – und bei Min-
derleistung nicht wiederkommen. 
Oder als ob jede Kfz-Inspektion 
von Meisterhand vorgenommen 
würde. Ein anderes Argument ist 

die betriebswirtschaftliche Solidität 
der Meisterbetriebe, denn bei der 
Meisterprüfung müssen unter ande-
rem auch Buchhaltungskenntnisse 
nachgewiesen werden. Außerhalb 
des Handwerks wird das allerdings 
nicht verlangt – und es würde auch 
Existenzgründungen und somit die 
wirtschaftliche Dynamik bremsen. 
Ähnlich verhält es sich mit Blick auf 
die Lehrlingsausbildung.“ 
Außerdem erinnert Brenke daran, 
dass seit vielen Jahren internatio-
nale Institutionen wie die OECD 
und der IWF Deutschlands wieder-
holt die – im Vergleich mit Nachbar-
staaten – hohe Regulierungsdichte 
rügen. Und schließlich benennt er 
die Triebkräfte und Motive der Initia-
tive: „Die Zeit drängt nämlich. Denn 
im Juli 2020 tritt eine EU-Richtlinie 
zur Verhältnismäßigkeitsprüfung vor 
Einführung neuer Berufsreglemen-
tierungen in Kraft. Und die deutsche 
Politik könnte in Argumentationsnot 

geraten, wenn sie erst danach weitere 
Berufe dem Meisterzwang unter-
wirft. (...) Man macht sich bei einer 
bestimmten Wählergruppe beliebt – 
und die Zeche zahlen andere, ohne 
es der Politik anzurechnen. Das war 
bei der Rente mit 63 so, das wird auch 
beim Handwerksrecht so sein. Denn 
im Falle der Ausweitung des Meis-
terzwangs wird der eingeschränkte 
Wettbewerb zu überhöhten Preisen 
führen.“

Der gesamte Kommentar ist abrufbar unter: 
https://www.diw.de/documents/publikatio-

nen/73/diw_01.c.601200.de/18-41-4.pdf

Wiedereinführung der Meisterpflicht 
– Migranten erhalten eine Chance
Hamburg, Herbst 2018 – Im „Wirt-
schaftsdienst“, einer Fachzeitschrift 
für Wirtschaftspolitik, meldet sich im 
Herbst 2018 Dr. Petrik Runst zu Wort. 
Runst ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Volkswirtschaftlichem Institut 
für Mittelstand und Handwerk an der 
Universität Göttingen. Er spricht sich 
grundsätzlich dagegen aus „das Rad 
zurückzudrehen und die Meister-
pflicht wieder einzuführen“, denn auf 
Basis der bisherigen wissenschaftli-
chen Studien sehe er „keinen Anlass 
dazu, die 2004 durchgeführte Dere-
gulierung des Handwerks infrage zu 
stellen.“ Runst verweist darauf, dass 
der „freiwillige Meisterbrief“ in den – 
2004 vom Zwang befreiten Gewerken 
– nach wie vor existiere und gegen-
über den Verbrauchern als Gütesiegel 
wirke, Kunden aber nun in der Lage 

seien, „ein Preis-Leistungs-Verhältnis 
zu wählen, das ihnen angemessen 
erscheint.“ 
Dem Argument, dass die Deregu-
lierung „die Zahl der neuen Ausbil-
dungsverträge reduziert“ hätte, hält 
Runst entgegen: „Wenn nur 40 % der 
ausgebildeten Handwerker im Hand-
werk verbleiben, hat das Handwerk 
kein Ausbildungsproblem, sondern 
ein Abwanderungsproblem. Zwei-
tens, falls man die ohnehin hohe Aus-
bildungsleistung im Handwerk för-
dern möchte, könnte man dies auch 
tun, ohne Marktzutrittsbarrieren in 
Form der Meisterpflicht zu errichten.“
Außerdem habe die Deregulierung 
zur Integration von Migrant*innen in 
den Arbeitsmarkt beigetragen: „Das 
Handwerk bietet einen guten Zugang 
in den deutschen Arbeitsmarkt – 
besonders für Menschen mit prakti-
schen Fertigkeiten. Die Abschaffung 

der Meisterpflicht in Teilen des Hand-
werks hat mehr Flexibilität geschaf-
fen, um persönliche Arbeitsmarkt-
biografien zu gestalten, indem die 
Gründung von Unternehmen erleich-
tert wurde. Es wurden dringend benö-
tigte Zugänge für Einwanderer in den 
deutschen Arbeitsmarkt geschaffen. 
Kunden können sich weiterhin für 
meisterliche Qualität entscheiden, 
und auch die Ausbildung künftiger 
Handwerker ist nicht in Gefahr. Alles 
in allem sprechen die bisherigen For-
schungsergebnisse gegen die Wieder-
einführung der Meisterpflicht.“
(Siehe dazu auch das ausführliche 
Interview mit Dr. Petrik Runst in die-
sem Freibrief, auf Seite 36/37)

Quelle: https://archiv.wirtschaftsdienst.eu/
jahr/2018/8/pro-contra-wiedereinfuehrung-

der-meisterpflicht/

Oktober 
2018

Herbst 
2018

Karl Brenke, Vorstandsreferent des DIW  
(Foto: Anna Blancke)
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Wirtschaftsministerium:  
Wiedereinführung der Meisterpflicht 
würde Fachkräftemangel verschärfen
Berlin, 30.11.18 – Aus einer Antwort 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
auf eine Kleine Anfrage der Grünen-
Bundestagsfraktion geht hervor, dass 
die Wiedereinführung der Meister-
pflicht den Fachkräftemangel nur 
noch weiter verschärfen würde.
Auf die Frage, ob die Wiedereinfüh-
rung des Meistervorbehalts Auswir-
kungen auf den Fachkräftemangel 
hätte, schreibt die Bundesregierung: 
„Die Frage kann bejaht werden“. 
Demnach ist der Fachkräfteman-
gel in den zulassungspflichtigen 
Handwerksberufen größer ist als in 
den zulassungsfreien Berufen. Er 
sei „besonders stark bei den Kälte-
anlagenbauern, Installateuren und 
Heizungsbauern, Elektromaschi-

nenbauern, Elektrotechnikern und 
Klempnern ausgeprägt“, heißt es in 
der Antwort. Und weiter: „Damit sind 
die A-Handwerke tendenziell stärker 
betroffen als die B-Handwerke“. Bei 
A-Handwerken handelt es sich um 
zulassungspflichtige, bei B-Hand-
werken um zulassungsfreie Gewerbe.

Pfusch am Bau seit Wegfall der 
Meisterpflicht? Fehlanzeige!
Den Vorwurf der schlechteren Qualität 
von Arbeiten im Bausektor durch die 
Abschaffung der Meisterpflicht weist 
das Bundeswirtschaftsministerium 
zurück: So stieg zwar die Anzahl der 
Gerichtsverfahren nach 2004 für drei 
Jahre stark an, jedoch sank sie seit-
dem wieder auf das vorherige Niveau 
zurück – trotz steigenden Bauvolu-
mens. „Die Auswirkungen der Hand-
werksnovelle werden überschätzt“, 

resümiert die Grünen-Politikerin 
Müller. So seien die Ausbildungszah-
len auch schon vor der Handwerks-
novelle 2004 stark gesunken. „Die 
Betriebsgröße hat eine viel größere 
Auswirkung auf Ausbildungsplätze 
als die Meisterpflicht.“

Quelle: http://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/19/060/1906095.pdf 

Wirtschaftsweise I: Rückkehr zur 
Meisterpflicht weist in die falsche 
Richtung!
Wiesbaden, Dezember 2018 – Das 
Beratergremium der Bundesregie-
rung warnt in seinem alljährlichen 
Gutachten bereits im ersten Kapitel 
unter dem Punkt “Zurückhaltung 
bei industriepolitischen Eingriffen”: 
Auf eine lenkende Industriepolitik 
sollte verzichtet werden. Vielmehr 
sollte man “auf das dezentrale Wis-
sen und die individuellen Hand-
lungen verschiedener Akteure der 
Volkswirtschaft vertrauen”, eine gute 
Infrastruktur sicherstellen und weit-
gehend den Marktkräften vertrauen. 

Außerdem spricht es sich dafür aus, 
“kleinteilige Regulierungen” mit dem 
“Augenmerk aus einzelne Interes-
sengruppen” zurückzunehmen bzw. 
hier nachzujustieren. Dazu gehör-
ten die Schaffung fairer Wettbe-
werbsbedingungen und steuerlicher 
Rahmenbedingungen, die Wettbe-
werbsverzerrungen aufgrund dieser 
Regulierungen verhindern, sowie 
gleicher Mindeststandards – für alte 
und neue Anbieter – beim Verbrau-
cherschutz. 
Dazu heißt es: “Verbraucherschutz: 
Für neue Anbieter sollten die glei-
chen Mindestanforderungen gelten. 
Dies kann durchaus bedeuten, dass 

bestehende Einschränkungen, bei-
spielsweise des Marktzugangs bei 
Dienstleistungsberufen, gelockert 
werden (JG 2015 Ziffer 628). Eine 
Rückkehr zur Meisterpflicht, wie 
derzeit diskutiert, geht in die falsche 
Richtung. Ebenso sind Qualitätskon-
trollen notwendig, wobei neue For-
men der Umsetzung miteinbezogen 
werden könnten, beispielsweise über 
ein Beurteilungssystem durch eine 
große Anzahl an Konsumenten.” 

Das komplette Gutachten findet sich unter: 
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.

de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg201819/
JG2018-19_gesamt.pdf

Monopolkommission für 
Zulassungsfreiheit im Handwerk
Bonn, 24.01.2019 – Im Januar wurde es 
der Monopolkommission, dem wich-
tigsten Beratergremium der Bundes-
regierung, zu bunt und sie bezog in 
einem Strategiepapier (Policy Brief) 
zur Rückvermeisterungskampagne 
des organisierten Handwerks unmiss-
verständlich Stellung. 
Zentrale Aussage: Eine Ausweitung 
des Meisterzwangs ist aus wettbe-
werbspolitischer Sicht abzulehnen, 
da sie zusätzliche Hürden für den 
Markt- und Berufszugang errichtet.
Insgesamt ist das Papier eine schal-
lende Ohrfeige für alle Befürworter 
der Meisterpflicht, denn es räumt 

mit ihren gängigen Argumenten 
gründlich auf. Das Argument, zur 
Sicherung von Qualität und Stärkung 
der Ausbildung im Handwerk sei der 
Meisterbrief unverzichtbar, verweist 
die Kommission ins Land der Legen-
den. Ein einmal erworbener Meis-
terbrief garantiere nicht dauerhaft 
Qualität und in der Praxis werden 
ohnehin viele Arbeiten von Gesellen 
und Lehrlingen und nicht von den 
Betriebsinhabern bzw. Meistern aus-
geführt. Außerdem existierten auch 
keine aussagekräftigen wissenschaft-
lichen Untersuchungen, die einen 
Rückgang der Qualität aufgrund 
der Abschaffung des Meisterzwangs 
untermauern könnten. 

Auch die Aussagen der Kommission 
zur Einschränkung der Berufsfreiheit 
durch eine Ausweitung des Meis-
terzwangs sind mehr als deutlich: 
„Ein Eingriff in das Grundrecht der 
Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs.1 GG 
– hier wohl in Form einer subjekti-
ven Berufszulassungsvoraussetzung 
– ist nur bei Vorliegen gewichtiger 
Belange des Gemeinwohls zu recht-
fertigen. Der Eingriff muss zudem 
verhältnismäßig sein. Die Wahrung 
der Qualität der Arbeit im Handwerk 
dürfte einen solchen Grundrechtsein-
griff indes kaum rechtfertigen.“
Alle Argumente sind hier nachzulesen: https://

www.monopolkommission.de/images/Poli-
cy_Brief/MK_Policy_Brief_2.pdf

Peter Altmaier, 
Bundesminister 

für Wirtschaft 
und Energie 
(Foto: BPA/

Steffen Kugler)
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Grüne glauben nicht an Meisterpflicht 
Berlin, 5.3.2019 – Weil zwar in der 
Öffentlichkeit ordentlich getrom-
melt wird, aber viele Pläne und Fak-
ten bislang noch immer weitgehend 
in verschlossenen Schubläden liegen, 
nutzt die Fraktion Bündnis 90/ Die 
Grünen ihr parlamentarisches Recht 
und interessiert sich in einer Kleinen 
Anfrage (19/8132) für die „Pläne zur 
Wiedereinführung der Meisterpflicht 
für bestimmte Berufe“. Ihr Fragenka-
talog umfasst 24 Fragen. Unter ande-
rem fragt sie die Bundesregierung, ob 
es Pläne gibt, die Meisterpflicht wie-
der einzuführen oder evtl. auch für 

bisher zulassungspflichtige Gewerke 
aufzuheben und wenn ja, für welche 
Berufe. Außerdem möchten die Grü-
nen wissen, welche Kriterien, wie z. B. 
die Gefahrengeneigtheit eines Gewer-
kes, die Ausbildungssicherung, die 
Qualitätssicherung etc., die Bundes-
regierung als geeignet ansieht, um 
Entscheidungen über eine eventuelle 
Ausweitung der Meisterpflicht zu tref-
fen. Schließlich fragen die Grünen 
danach, wie die Bundesregierung die 
Behauptung des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks (ZDH) 
beurteilt, wonach die Rückführung 
angeblich europarechtskonform 

durchgeführt werden könne. Und sie 
wollen wissen, ob sich die Bundesre-
gierung bei ihrer Beurteilung allein 
auf die parteiischen Studien der Lob-
byisten verlässt oder vielleicht beab-
sichtigt, sich eine eigene Meinung zu 
bilden und dazu eigene unabhängige 
Untersuchungen in Auftrag zu geben. 

Ouelle: http://dipbt.bundestag.de/dip21/
btd/19/081/1908132.pdf

März 
2019

März 
 2019

März 
2019

März 
2019

Bremer Grüne lehnen Meisterpläne ab
Bremen, 15.3.2019 – Die Bremer Grünen 
waren schon vor der Kleinen Anfrage 
der Bundestagsfraktion zu einer ein-
deutigen Meinung gelangt. In einer 

Antwort auf eine BUH-Anfrage erklär-
ten sie, dass sie nicht gewillt seien, „die 
Handwerksnovelle von 2004 wieder 
rückgängig zu machen.“ Mittlerweile 
hat es in Bremen Landtagswahlen 

gegeben und eine Rot-Grün-Rote 
Regierungskoalition hat sich gebildet. 
Die Absichtserklärung der Grünen fin-
det sich im fast 150-seitigen Koalitions-
vertrag freilich nicht (mehr). 

Ja zum zwanglosen Meister
Frankfurt, 20.03.2019 – Die Wiederein-
führung des Meisterzwangs würde 
kein Problem lösen. Diese Ansicht 
vertritt Jörg Michael Neubert. Der 
Pforzheimer Verhaltenswissenschaft-
ler entwickelt diese Position in einen 
gut lesbaren und vielbeachteten Auf-
satz, der auf verschiedenen Politik-
blogs im Internet verbreitet wurde. 
Er gelangt darin zu folgendem 
Fazit: Insgesamt zeigt sich, dass die 
Hauptargumente für die Wieder-

einführung des Meisterzwangs eher 
schwach sind. Es wäre vielmehr zu 
wünschen, dass weitere Berufe von 
diesem befreit werden. So kann für 
die Zukunft sichergestellt werden, 
dass es weiterhin genug Handwerker 
gibt und diese auch für „jedermann“ 
bezahlbar bleiben.
Den Propagandisten des Meister-
zwangs schreibt er außerdem ins 
Stammbuch: „Das Argument der 
nachlassenden Qualität ist (...) nicht 
sehr stichhaltig. Qualitätsunter-

schiede wird es immer geben und 
jeder Handwerker hat weiterhin die 
Möglichkeit, einen Meisterabschluss 
zu erwerben und so die besondere 
Qualität seiner Dienstleistung zu 
betonen. Er muss sich dann eben 
auch dem marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb stellen, um für seine 
zusätzliche Qualifikation den ent-
sprechenden Preis zu erzielen.“

Vollständig nachzulesen ist der Beitrag unter: 
https://www.tichyseinblick.de/gastbeitrag/ja-

zum-zwanglosen-meister/

Wettbewerbsfeindliche Agenda  
Familienunternehmer lehnen Vorstoß 
zur Rückkehr der Meisterpflicht ab
Berlin, 26.03.2019 – Reinhold von 
Eben-Worlée, Präsident des Verbands 
„Die Familienunternehmer“, geht 
in einer Pressemitteilung hart zu 
Gericht: „Altmaier agiert schon wie-
der gegen Wettbewerb.“ Und weiter: 
„Die Abschaffung der Abschaffung 
des Meisterzwangs ist der nächste 
Baustein in der wettbewerbsfeind-
lichen Agenda von Bundeswirt-
schaftsminister Altmaier. Bereits mit 
seiner nationalen Industriestrategie 
hat er versucht, den Wettbewerb in 
Deutschland zu torpedieren. Nun tritt 
er dafür ein, erfolgreich von der Meis-
terpflicht befreite Gewerke zurück in 
dieses Zwangskorsett zu drängen. Für 
viele erfolgreiche Handwerker würde 
dies ein derber Schlag für Ihre Selb-

ständigkeit und für viele Auftragge-
ber zum Hindernis für Investitionen 
sein. Schon jetzt müssen Privatkun-
den und Betriebe oft wochenlang auf 
geeignete Handwerker warten.“ 
Weiter heißt es: „Die Wiedereinrich-
tung dieser Hürde für eine Selbststän-
digkeit von Handwerkern gerade in 
Zeiten des Fachkräftemangels zeigt, 
wie weit sich unser Wirtschaftsminis-
terium von wettbewerblichen Struk-
turen entfernt hat. Für Altmaier sollte 
es ein absolutes „No-Go“ sein, mit 
längst überholten mittelalterlichen 
Zunft-Strukturen den Fortschritt 
zurückzudrehen. Der Meisterzwang 
ist eine direkte Beschränkung des 
Wettbewerbes. Viele Kunden werden 
diesen teuer bezahlen oder gleich auf 
Schwarzarbeit umstellen.“
Quelle:  https://www.familienunternehmer.eu/
lb-niedersachsen/presse/pressemitteilungen/

detail/article/familienunternehmer-lehnen-
vorstoss-zur-rueckkehr-der-meisterpflicht-ab.html

Reinhold von Eben-Worlée, Präsident des 
Verbands „Die Familienunternehmer“  

(Foto: Marc Steffen Unger)
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Wirtschaftsforscher Joachim Ragnitz: 
Eine schlechte Idee
Leipzig, 27.03.19 – Der Wirtschafts-
forscher Joachim Ragnitz vom ifo-
Institut Dresden meldet sich im 
Mitteldeutschen Rundfunk (mdr) 
zu Wort. Er hält eine Rückkehr zur 
Meisterpflicht für eine schlechte 
Idee: „Wenn weniger Anbieter da 
sind, verknappt sich das Angebot 
und damit steigen die Preise. Letzten 
Endes wäre die Wiedereinführung 
der Meisterpflicht in erster Linie ein 
Instrument, um den verbleibenden 
Handwerkern, nämlich denen mit 
Meistertitel, bessere Geschäfte zu 

gewähren.“ Endlich wird dieser einfa-
che Sachverhalt einmal wissenschaft-
lich festgestellt. Zudem behindere die 
Meisterpflicht die Integration, fährt 
Ragnitz fort. Und: Viele Ausländer 
mit Handwerksberuf könnten sich in 
Deutschland nicht mehr selbstständig 
machen.
Burghard Grupe, Hauptgeschäftsfüh-
rer der Handwerkskammer Magde-
burg, antwortet – wohl aufgeschreckt 
durch die klaren Worte – noch am 
selben Tag mit folgendem „Textbau-
stein“: „Der Meisterbrief ist Garant 
für effektiven Verbraucherschutz, 
erfolgreiches Unternehmertum und 

nachhaltige Fachkräftesicherung – 
ohne Meister keine Ausbildung (…).“

Quellen:

https://www.mdr.de/nachrichten/wirtschaft/
inland/meisterpflicht-handwerk-reaktio-

nen-100.html

https://www.hwk-magdeburg.de/artikel/hand-
werkskammer-zur-kritik-an-der-meisterpflicht-

wiedereinfuehrung-16,0,5205.html 

FDP Ostwestfalen-Lippe fordert: 
Mehr Wettbewerb im Handwerk 
und Werbeverbot für reisende 
Handwerker abschaffen!
Lippstadt, 30.03.2019 – Die FDP in 
Ostwestfalen-Lippe spricht sich gegen 
den Plan der Bundesregierung aus, 
die Meisterpflicht im Handwerk zu 
verschärfen und fordert stattdessen, 
das Werbeverbot für reisende Hand-
werker aufzuheben. So ungewohnt 
deutlich steht es in einem Antrag des 
Bünder FDP-Bundestagsabgeordne-
ten Frank Schäffler, den der Bezirks-
parteitag Ende März annimmt:
„Die Reform der Handwerksordnung 
im Jahre 2004 hat den Marktzugang 

zu vielen Gewerken im Handwerk 
erleichtert, Existenzgründungen 
gefördert und den Wettbewerb in 
Europa verbessert. Eine Auswei-
tung der Meisterpflicht auf weitere 
Gewerke (z.B. Fliesenleger, Gebäu-
dereiniger oder Raumausstatter) 
würde das Angebot verknappen und 
die Preise erhöhen. Dies ginge zu 
Lasten der Nachfrager, die dann nicht 
mehr zwischen einem Meisterbetrieb 
und einem Betrieb ohne Meisterbrief 
auswählen könnten. Vielmehr sollte 
der Gesetzgeber eine weitere Libera-
lisierung prüfen. So ist das Werbe-
verbot für reisende Handwerker auf-
zuheben und die Meisterpflicht für 

gefahrgeneigte Gewerke zu hinter-
fragen. Für das „Gefahrenhandwerk“ 
könnten alternativ auch ergänzende 
Sachkundenachweise zu Gefahrenre-
duzierung verlangt werden. Darüber 
hinaus stehen die Gewerbeaufsicht, 
das Haftungsrecht und bestehende 
Verbraucherschutzvorschriften für 
die Gefahrenabwehr zur Verfügung.“

Quelle(n): https://www.fdp-owl.de/wp-
content/uploads/2019/03/Antragsbuch-FDP-

OWL-2019_final.pdf

https://www.frankschaeffler.de/handwerk-
keine-angst-vor-wettbewerb/

https://www.frankschaeffler.de/die-rueckkehr-
der-zuenfte/

Bundesregierung entzaubert 
Argumente für Wiedereinführung des 
Meisterzwangs 
Berlin 8.4.2019 – Nun liegt die Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Grünen 
vom 5. März vor. In dem elfseitigen 
Antwortschreiben stellt die Bundes-
regierung klar: Zentrale Behauptun-
gen der Handwerkslobby lassen sich 
nicht belegen oder taugen nicht zur 
Begründung.
Kein Qualitätsverlust: So verfüge die 
Bundesregierung über keinerlei eigene 
Erkenntnisse, wonach die Qualität der 
Handwerkerleistungen in jenen Gewer-
ken nachgelassen habe, für die 2004 
keine Meisterpflicht mehr besteht. Das 
ist insbesondere deswegen bemerkens-
wert, weil Koalitionsvertreter in der 
Vergangenheit immer wieder solche 
angeblichen Qualitätsprobleme ange-
führt hatten, um die Wiedereinfüh-
rung der Meisterpflicht in bestimmten 
Gewerken zu begründen.

Gefahrengeneigtheit: Auch bei die-
sem gebetsmühlenartig vorgebrach-
ten Argument tritt die Bundesregie-
rung auf die Bremse: Die Auswahl 
jener 41 Gewerke, für die 2004 eine 
Gefahrenneigung festgestellt wurde 
und die Meisterpflicht erhalten 
blieb, sei nach wie vor gerechtfertigt! 
Bedeutet wohl: Es gibt keinen Ände-
rungsbedarf!
Die Grünen folgern daraus, dass dies 
im Umkehrschluss auch für die 53 
Gewerke ohne besondere Gefahren-
neigung gelten müsse. Demnach 
dürften nur sehr wenige bis gar keine 
Gewerke auf die Wiedereinführung 
der Meisterpflicht hoffen. Claudia 
Müller, Mittelstandsbeauftragte der 
Bundestagsfraktion und Abgeord-
nete aus Mecklenburg-Vorpommern, 
kommentiert:
„Jetzt lässt das Bundeswirtschaftsminis-
terium die Luft aus der aufgeblähten 
Ankündigung, die Meisterpflicht wie-

der einzuführen.“ Und, so Müller wei-
ter: „Es dürfte nun jedem klar sein, dass 
es höchstens ein Reförmchen geben 
wird, und vielleicht findet es auch gar 
nicht statt.“ Statt überhöhte Erwartun-
gen im Handwerk zu schüren, sollte 
die Bundesregierung die Situation ziel-
genau verbessern, zum Beispiel bei der 
Ausbildung und dem Fachkräfteman-
gel, forderte die Abgeordnete.

Papiertiger: Two-Men-show
In der Antwort der auf die Kleine 
Anfrage wird auch deutlich, dass die 
sogenannte „Arbeitsgruppe der Koa-
litionsfraktionen“ in Wirklichkeit 
ein Papiertiger ist, hinter dem sich 
die „Two-Men-Show“ Carsten Linne-
mann (CDU) und Sören Bartol (SPD) 
versteckt. 

Quelle: http://dipbt.bundestag.de/dip21/
btd/19/091/1909185.pdf

Prof. Dr. Ragnitz  
(Foto: ifo @ flickr)



20	 FREIBRIEF  1/2020 www.buhev.de

Neuer Meisterzwang Zeitleiste

Eckpunkte für eine Novellierung der 
Handwerksordnung
Berlin, 8. April 2019 – Die „Koaliti-
onsarbeitsgruppe“ veröffentlicht ihre 
„Eckpunkte für eine Novellierung der 
Handwerksordnung“. Darin finden 
sich einmal mehr die mittlerweile 
altbekannten Positionen: „Wir sind 
davon überzeugt, dass der Meister-
brief im deutschen Handwerk die 
beste Garantie für Qualitätsarbeit, 
Verbraucherschutz, Leistungsfähigkeit, 
Innovationskraft und hochwertige 
berufliche Aus- und Weiterbildung 
liefert.“ Angeblich geht es bei der Wie-
dereinführung des Meisterzwangs, so 
heißt es weiter, um „die Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit, einschließlich 
nachhaltiger und wettbewerbsfähiger 
betrieblicher Strukturen im Hand-
werk, die Gewährleistung der Ausbil-
dungsqualität, -leistung und -fähigkeit 
der Betriebe im Interesse der Fach-
kräftegewinnung und -sicherung, die 
Sicherung der Innovationsfähigkeit 
und der Weiterbildungsmöglichkeiten 
sowie die Qualitätssicherung und der 
Verbraucherschutz.“

Der BUH hatte in einer Stellung-
nahme zur maßgeblich von ZDH-
Präsident Wollseifer betriebenen 
Kampagne in der Öffentlichkeit die 
Sache hingegen so beurteilt: „Der 
BUH teilt die erneute Einschätzung 

der Monopolkommission, dass die Aus­
weitung der Meisterpflicht weder die 
handwerkliche Qualität noch die Aus­
bildungsleistung in messbarer Weise 
fördert. (...) Im Handwerk besteht ein 
Abwanderungs- aber kein Ausbildungs­
problem! Weniger als 40 % der aus­
gebildeten Handwerker verbleiben im 
Handwerk. Deshalb sollten die Arbeits­
bedingungen verbessert und der Erwerb 
der Ausbildungsberechtigung gefördert 
werden.
Besorgniserregend wären die Auswirkun­
gen einer Wiederausweitung des Meis­
terzwangs auf den bereits vorhandenen 
Fachkräftemangel. Diese Sorge teilt auch 
die Bundesregierung [siehe: Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion B‘90/ Die Grünen im Bun­
destag, Drs.19/6095, Seite 32, Frage 33].
(...) Der Maßstab für eine Rückabwick­
lung der vorsichtigen Liberalisierung der 
Handwerksordnung in 2004 sollte zuerst 
das Interesse der Verbraucher sein. Ver­

braucher können selbst entscheiden ob sie 
eine – mit dem vermeintlichen Gütesiegel 
des Meisterbriefs versehene – handwerk­
liche Leistung wählen und entsprechend 
honorieren möchten oder ob sie anderen 
Anbietern den Vorzug geben. Der Meis­
terbrief schützt Verbraucher nicht vor 
Pfuscharbeiten.(...) Aus Sicht des Ver­
brauchers gibt es zudem keine Erkennt­
nisse, die eine erneute Einschränkung 
der unternehmerischen Freiheit im 
Handwerk rechtfertigen würden. (...) 
Vielmehr stellt sich umgekehrt die Frage, 
warum der Meisterzwang zum Beispiel 
im Bäcker-, Maler- oder Friseurhandwerk 
nicht schon längst abgeschafft wurde.“

Das Papier der „Koalitionsarbeitsgruppe“  
kann man hier nachlesen:  

https://www.cducsu.de/sites/default/
files/2019-04/Eckpunkte%20Meisterbrief.pdf

Die komplette Stellungnahme des BUH und 
weiter Informationen finden sich unter: 
http://www.buhev.de/2019/01/pm_zu_

aeusserungen_wollseifers.html

April 
2019

Das Gesetz wird 
geschmiedet

Gemäß dem Eckpunktepapier der Ko-
alitionsarbeitsgruppe „Meisterbrief“ 
vom 8. April 2019 sollten die betrof-
fenen Gewerke, die Gewerkschaften 
und Verbände – zur Vorbereitung 
eines Gesetzentwurfes – beim Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) angehört werden. 
Dementsprechend führt das BMWi 
im Mai und Juni ein zweistufiges 
Konsultationsverfahren durch:
Im ersten Schritt konnten die Betrof-
fenen schriftliche Stellungnahmen 
einreichen. Hierzu hatte das BMWi 
einen umfangreichen Fragebogen 
vorbereitet. Abgefragt wurden neben 
der Gefahrengeneigtheit und der 
Ausbildungsleistung auch wirtschaft-

liche Rahmendaten des Gewerkes, 
etwa wie sich die Zahl der Betriebs-
gründungen und die Zahl der Insol-
venzen seit der Reform 2003 entwi-
ckelt haben, oder auch Veränderun-
gen bei der Größe der Unternehmen 
(Soloselbstständige). Darüber hinaus 
wurde danach gefragt, welche Effek-
te von einer Wiedereinführung der 
Meisterpflicht im jeweiligen Gewerk 
erwartet werden.

Die Stellungnahmen zum Konsultationsver-
fahren findet sich hier: https://www.bmwi.

de/Navigation/DE/Service/Stellungnahmen/
Wiedereinfuehrung-Meisterpflicht/stellung-
nahmen-wiedereinfuehrung-meisterpflicht.

html

Die Stellungnahme des BUH findet sich 
hier: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/
Downloads/Stellungnahmen/Stellungnah-

men-Wiedereinfuehrung-Meisterpflicht/buh.
pdf?__blob=publicationFile&v=4

Im zweiten Schritt findet eine Exper-
tenanhörung statt. Dabei wird aus-
gelotet, für welche der im Zuge der 
Handwerksnovelle 2004 in die Zulas-
sungsfreiheit überführten Gewerke 
wieder eine Meisterpflicht eingeführt 
werden kann.

Das Protokoll der Anhörung im BMWi vom 
4. und 5. Juni 2019 findet sich hier: https://

www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/
ergebnisprotokoll-ueber-die-anhoerung-

zur-wiedereinfuehrung-der-meisterpflicht.
pdf?__blob=publicationFile&v=8 

Eine zusätzliche Faktenübersicht, in der ver-
schiedene relevante Kriterien auf Grundlage 
der Meisterprüfungsverordnung beziehungs-

weise der Ausbildungsverordnung beleuchtet 
werden, findet sich hier: https://www.bmwi.

de/Navigation/DE/Service/Formblaetter-Wie-
dereinfuehrung-Meisterpflicht/formblaetter-

wiedereinfuehrung-meisterpflicht.html

Sommer 
2019
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Wirtschaftsweise II:  
Rückkehr zu Meisterpflicht weist 
(weiterhin) in die falsche Richtung!
Wiesbaden, 06. November 2019 – Das 
Beratergremium der Bundesregie-
rung stellt in seinem aktuellen Jah-
resgutachten mit dem Titel “Den 
Strukturwandel meistern“ der Politik 
ein insgesamt ziemlich schlechtes 
Zeugnis aus. Im Zusammenhang mit 
Überlegungen zum Wachstum der 
Arbeitsproduktivität und Wirtschafts-
dynamik stellen die Wirtschaftswei-
sen auf Seite 113 zum Beispiel fest: 
„Tendenzen zu stärkerer Regulierung, 
etwa zur stärkeren Zugangsbeschrän-
kung einzelner Berufe, sollte entge-
gengewirkt werden. So ist die jüngste 
Ausweitung des Meisterzwangs kont-
raproduktiv.“ 
Auch in Sachen Gründungsdynamik 
(ab S. 124), die in Deutschland weiter 
rückläufig ist, sieht der Sachverstän-
digenrat den Meisterzwang als kont-
raproduktiv an: „Produktionsfaktoren 
werden aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht somit nicht effizient eingesetzt. 
Dies könnte zudem auf die im inter-
nationalen Vergleich immer noch 
hohe gesamtwirtschaftliche Arbeits-
marktregulierung sowie die hohe Pro-
duktmarktregulierung im Dienstleis-
tungsbereich zurückzuführen sein. 
Insbesondere dort erscheint daher 
ein Abbau von Marktzutrittsbarrie-
ren angebracht (JG 2015 Ziffern 616 
ff.). Zuletzt gab es jedoch vermehrt 
Maßnahmen, etwa die Verschärfung 
der EU- Entsenderichtlinie oder die 

Ausweitung des Meisterzwangs, die 
einem solchen Abbau entgegenste-
hen.“ In einer alternden Gesellschaft 
komme es aber besonders darauf an, 
„unternehmerisches Handeln zu stär-
ken und hierfür Rahmenbedingun-
gen so zu setzen, dass mehr Akteure 
bereit sind, die damit verbundenen 
Risiken einzugehen.“ 
Bezogen auf die „Kapazitäten in 
der Bauwirtschaft“ (ab S. 291) kon-
statieren die Sachverständigen „seit 
der Wiedervereinigung keine Pro-
duktivitätssteigerungen“ und stellen 
„im Baugewerbe erhebliche Kapazi-
tätsengpässe“ fest. Zwar würden hier 
von vielen Unternehmen Erweite-
rungen geplant, allerdings existieren 
gleichzeitig „erhebliche Hemmnisse 
für eine weitere Kapazitätsauswei-
tung“, denn das Wachstum, insbe-

sondere im Wohnungsbau, hänge 
eben stark von der Verfügbarkeit von 
Handwerkern ab. Und damit sehe es 
jetzt wieder düster aus:
„Die Liberalisierung in Form der 
Abschaffung des Meisterzwangs in 
Handwerksberufen Mitte der 2000er-
Jahre dürfte einen Effekt auf die wirt-
schaftliche Dynamik in den Sektoren 
gehabt haben. Im Baugewerbe sind 
davon Fliesen-, Platten-, Mosaik- und 
Estrichleger betroffen. Empirische 
Studien zeigen einen deutlichen 
Anstieg bei der Anzahl neuer Unter-
nehmen in den deregulierten Wirt-
schaftsbereichen bis zum Jahr 2014.“ 
Ihre Empfehlung lautet daher: „Die 
Liberalisierung weiterer Handwerks-
berufe könnte die Engpasssituation 
weiter entschärfen und so einen Bei-
trag zur Kapazitätsausweitung leisten.“

November 
2019

Foto: Sachverständigenrat

September 
2019

JuLis: Meisterzwang liberalisieren!
Stuttgart 01.09.2019 – Die Jungen 
Liberalen in Baden-Württemberg 
fordern die Abschaffung von unnöti-
gen „Einschränkungen bei der Eröff-
nung oder Übernahme eines Hand-
werksbetriebes.“ Die Kriterien, die 
zur Begründung des Meisterzwangs 
herhalten müssen, sind ihrer Ansicht 
nach willkürlich. Die „unnötig hohe 
Beschränkung, bevor man sich mit 
einem Handwerksbetrieb selbststän-
dig machen kann“ ist daher „abzu-
schaffen oder sinnhaft anzupassen.“ 
Einen generellen Meisterzwang 
halten die JuLis ohnehin für nicht 
gerechtfertigt. Selbst dort, wo 
„schlechte Arbeit eine Gefahr für 
Leib und Leben (für den Endver-

braucher) darstellen kann“, reiche 
eine sechsjährige „Gesellenarbeit“ 
als Voraussetzung zur Gründung 
eines Handwerkbetriebes völlig aus. 
Die „Ausbildungsrate“ als Begrün-
dung für den Meisterzwang lehnen 
sie rundweg ab, denn sie begründe 
sich durch die unberechtigte „Furcht 
vor einer Marktüberflutung meister-
loser Betriebe, die anstelle von Qua-
litätsarbeit mit Dumpinglöhnen und 
Niedrigpreisen im Markt bestehen 

möchten“. Aus Sicht der JuLis stellt 
der Meistertitel insgesamt eher ein 
„Qualitätskriterium dar, was auch völ-
lig ausreicht, weil es Meisterbetrieben 
einen entsprechenden Wettbewerbs-
vorteil verschaffen kann.“

Quelle: Junge Liberale, Baden-Württemberg: 
Beschluss des erweiterten Landesvorstands, 

abrufbar unter: https://www.julis-bw.de/
beschlusssammlung/liberalisierung-des-mei
sterzwangs/?fbclid=IwAR1M7B2bzWE87jnlH
1NkROAn9Vk2V3uRg_CznclhNVNbDmwtW-

CEOOi2bJLs
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Stellungnahmen zum Meisterzwang
Im Vorlauf zur Rückvermeisterung in diesem Jahr gab es zwei Gutachten sowie einen 
Aufsatz zu den Voraussetzungen einer Rückvermeisterung. Die Bundesregierung stützte 
sich in ihrer Gesetzesinitiative dabei besonders auf die Gutachten im Auftrag des 
Zentralverbands des Deutschen Handwerks (ZDH). Für unabhängige Handwerkerinnen 
und Handwerker ist jedoch ein Beitrag aus dem Gewerbearchiv interessanter.

Neuer Meisterzwang Recht

Seit dem Bundestagswahlkampf 2017 
überboten sich die Parteien des Deutschen 
Bundestages gegenseitig mit Absichts-
erklärungen, die mit der Handwerksre-
form 2003/2004 erfolgte Befreiung von 
53 Gewerken vom Meisterzwang zumin-
dest teilweise wieder rückgängig machen 
zu wollen. Entsprechende Initiativen auf 
Programmparteitagen wurden lediglich 
mit dem Hinweis auf deren europarecht-
liche Zulässigkeit eingeschränkt.
Im Gegensatz zu den Auftragsarbeiten 
des ZDH kommen Florian Kamp und 
Johannes Weiß in ihrem im Gewerbe-
archiv veröffentlichten Artikel1 zu einem 
anderen Ergebnis. Vor dem verfassungs-
rechtlichen Hintergrund, nach dem die 
Qualitätssicherung die Einschränkung 
der Berufsfreiheit für hiesige Handwer-
ker rechtfertigen soll, gleichzeitig aber 
die europäische Berufszulassungsricht-
line ausländischen Handwerkern die 
selbstständige Berufsausübung aufgrund 
von Berufserfahrung erlaubt, könne der 
Erwerb des Meisterbriefs heimischen 
Handwerkern kaum zugemutet werden. 
Denn wer im EU-Ausland selbstständig 
tätig sei, dürfe dies auch – zumindest vor-
übergehend – in Deutschland.
Die Bundesregierung hatte in einer Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage selbst ein-
gestanden, dass ihr keinerlei Erkennt-
nisse vorlägen, dass die Entmeisterung 
der B1-Handwerke negative Auswir-
kungen auf die Qualität gehabt hätte. 

1	 Gewerbearchiv – Zeitschrift für Wirtschafts-
verwaltungsrecht 12 /2018, S. 450 – 455, „Die 
Wiedereinführung der Meisterpflicht für die B1-
Gewerke – Feuer des Prometheus oder Büch-
se der Pandora?“ von Ass. iur. Florian Kamp, 
Cambridge und Ass. iur. Johannes Weiß, Re-
gensburg sowie Wirtschaft und Verwaltung.  
Themenheft zum Gewerbearchiv 3/2018. „Verfas-
sungs- und europrechtliche Statthaftigkeit der Rück-
führung von Anlage B1-Handwerken in die Anlage 
A zur HwO?“ von Prof. Dr. Martin Burgi, München. 
Ökonomische Aspekte der Novellierung der HwO 
2004, Studie im Auftrag des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks (ZDH), von Prof. Dr. Justus 
Haucap und Prof. Dr. Alexander Rasch, Düsseldorf, 
18.02.2019

Zumindest sei der Einfluss auf die Qua-
litätssicherung so gering, dass eine mas-
sive Beschränkung der Berufsfreiheit – 
wie sie der Meisterzwang darstellt – nicht 
mehr angemessen sei.
Auch eine besondere Gefahrengeneigt-
heit konnten Kamp und Weiß insbeson-
dere bei den Handwerken der Anlage B1 
nicht erkennen. Zahlreiche Ausnahmen 
vom Meisterzwang sowie die Ausübung 
gleicher Tätigkeiten im Reisegewerbe 
ließen das Argument der Gefahrenge-
neigtheit schwach aussehen. Überdies 
würden im Bauhandwerk meisterpflich-
tige Arbeiten oft von osteuropäischen 
(Sub-)Unternehmen durchgeführt, die 
der Meisterpflicht nicht unterlägen.
Die „Effektivität der Meisterpflicht zur 
Abwehr von Gefahren“ würde derart 
relativiert, so dass der Aufwand für das 
Ablegen der Meisterprüfung „wohl als 
unzumutbar angesehen werden muss“. 
Die Autoren kritisierten, dass das Bun-
desverwaltungsgericht die Abwägung 
dieser Verhältnismäßigkeit vermissen 
ließ. Grenzüberschreitende Dienstleis-
tungen seien eben nicht nur im Grenzge-
biet relevant, sondern durch europaweite 
Ausschreibungen ab einem gewissen 
Auftragswert eben im ganzen Land. Ein 
Blick auf die Betriebspraxis erschüttere 
die Argumente für den Meisterzwang 
weiter. Da es für Meister keine Anwe-
senheitspflicht gäbe, dürfe der Geselle 
gefahrgeneigte Tätigkeiten auch ohne 
das Beisein des Meisters ausüben.

Der Blick auf die Ausbildungsleistung 
offenbare ebenfalls Unstimmigkeiten 
in der Argumentation. Selbst aktuelles 
Zahlenmaterial des ZDH belege keinen 
statistisch belastbaren Zusammenhang 
zwischen Meisterpflicht und Ausbil-
dungszahlen. Sinkende Ausbildungszah-
len hätten sich bereits vor der Liberalisie-
rung gezeigt. Zudem widme sich nur ein 
kleiner Teil der Meisterprüfung der Lehr-
lingsausbildung, weshalb davon gespro-
chen werden könne, dass der Gesetzge-
ber die Ausbildung von der Meisterpflicht 
abgekoppelt habe. Mit Hinweis auf die 
Statistik halten die Autoren die Meister-
pflicht zur Sicherung der Ausbildung für 
grundsätzlich nicht geeignet.
Wenn der Gesetzgeber die Handwerke 
generell schon einmal nach der Gefah-
rengeneigtheit eingeteilt habe, wider-
spreche es dem Gleichbehandlungs-
grundsatz, wenn der einzig verbleibende 
Rechtfertigungsgrund zur Einschrän-
kung der Berufsfreiheit nun willkür-
lich auf die nicht-gefahrengeneigten 
B1-Handwerke ausgedehnt würde.
In Hinblick auf die Berufsfreiheit zwei-
felten die Autoren daran, dass die drei 
Ziele Qualitätssicherung, Gefahrenge-
neigtheit und Ausbildungsleistung eine 
weitere Einschränkung rechtfertigen 
könnten. Im Zuge einer Überprüfung 
könnten die Verfassungsrichter sogar 
feststellen, dass auch die „Basis zur 
Rechtfertigung der Meisterpflicht für die 
A-Gewerke“ entfallen sei.

Schon die Fragestellung im Beitrag von Kamp und Weiß für das 
Gewerbearchiv 12/2018 deutete auf eine kleine Sensation hin
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Am Ende ihres Beitrags stellten Kamp 
und Weiß fest, dass die Beschränkung 
der EU-Dienstleistungsrichtline einzig 
durch „zwingende Gründe des Allge-
meininteresses gerechtfertigt“ werden 
könne. Die Autoren sagten voraus, dass 
im Gegensatz zur Bundesregierung der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) die 
„Erhaltung des Leistungsstands und der 
Leistungsfähigkeit des Handwerks“ als 
Rechtfertigungsgrund nicht akzeptieren 
werde. Bleiben noch die Qualitätssiche-
rung und die Ausbildungsleistung. Für 
das EuGH muss jedoch nachgewie-
sen werden, dass Beschränkungen der 
Dienstleistungsfreiheit geeignet seien, 
die damit verbundenen Ziel zu gewähr-
leisten und nicht über das hinausgehen, 
was zur Erreichung dieses Zieles erfor-
derlich sei. Wenn diese Ziele jedoch 
keinen Eingriff in die Berufsfreiheit 
begründeten, sei es unwahrscheinlich, 
dass sie eine Beschränkung der Dienst-
leistungsrichtline rechtfertigten.
Für Kamp und Weiß hat die Wieder-
einführung der Meisterpflicht in den 
B1-Gewerken das Potential, „die Meis-
terpflicht als solche in Frage zu stellen“. 
Der Fraktionsvize von CDU/CSU Cars-
ten Linnemann bekräftigte diese Ansicht, 
als er sich am 9. September bei der Vor-
stellung der 12 Gewerke2, die rückver-
meistert werden sollen, wie folgt äußert: 
„(...)wenn wir jetzt einen Fehler machen 
und schießen über das Ziel hinaus, dann 
kann es sein, dass wir hinterher verfas-
sungsrechtlich und europarechtlich so 
große Probleme bekommen, dass hin-
terher der Meisterbrief als solches in 
Frage gestellt wird.“ Kamp und Weiß 
raten dazu, Strukturprobleme besser auf 
anderem Weg zu lösen, rechtliche Pro-
bleme der Meisterpflicht abzumildern 
und damit den Meister „europa- und 
verfassungsfest auszugestalten“. 
Es wird Zeit, dass der Meister in Hin-
blick auf Qualität und Ausbildungsleis-
tung Verbraucher und Heranwachsende 
aus eigener Kraft überzeugt und nicht 
unter Einschränkung von Grundrech-
ten und Freiheiten künstlich am Leben 
gehalten wird.

2	 Fliesen-, Platten- und Mosaikleger, Betonst-
ein- und Terrazzohersteller, Estrichleger, Behälter- 
und Apparatebauer, Parkettleger, Rollladen- und 
Sonnenschutztechniker, Drechsler und Holzspiel-
zeugmacher, Böttcher, Glasveredler, Schilder- und 
Lichtreklamehersteller, Raumausstatter, Orgel- und 
Harmoniumbauer

Das juristische Gutachten3 von Prof. 
Burgi im Auftrag des ZDH zählt dem-
gegenüber im wesentlichen Argumente 
auf, nach denen der Gesetzgeber ver-
ordnen kann was er will und keinem 
Zwang unterliege, die Notwendigkeit 
der Einschränkung der Berufsfreiheit 
mit belastbaren Zahlen zu rechtfertigen. 
Analog stellte er seine europarechtlichen 
Betrachtungen darauf ab, formale Hin-
dernisse und wie sie umgangen wer-
den können aufzuzählen, unbeachtet 
der Absichten, welche die EU mit ihrer 
Politik und ihren Verordnungen ver-
folgt. „Mut zu gesetzgeberischer Willkür“ 
könnte als Motto über Burgis Arbeit ste-
hen, mit der sie juristischen Balsam für 
gewissensgeplagte Politiker liefert. 
Die Studie4 von Haucap und Rasch, 
ebenfalls im Auftrag des ZDH, stützt 
sich auf drei Annahmen, um den Meis-
terzwang zu rechtfertigen. Zum Einen 
fürchten beide einen stärkeren Rück-
gang der Ausbildungsleistung in den 
vom Meisterzwang befreiten Handwer-
ken, ohne allerdings belastbare Beweis 
dafür zu liefern, dass die etwas positivere 
Entwicklung in den Anlage-A-Handwer-
ken aussagekräftig ist oder gar andere 
Faktoren wie Konjunktur oder Hinder-
nisse in der Ausbildungsbefähigung 
dafür verantwortlich sind.
Zum Anderen wird die behauptete, vor-
geblich höhere Bestandsfestigkeit von 
Betrieben der A-Handwerke nicht in den 
Zusammenhang mit größerer Markt-
konkurrenz gebracht, noch werden die 
volkswirtschaftlichen Vorzüge dieser 
ausgeprägteren Konkurrenzsituation 
wie größeres und vielfältigeres Angebot 
sowie Vermeidung von monopolisti-
schen Strukturen, welche den Wettbe-
werb verhindern und die Wahlmöglich-
keit der Verbraucher einschränken, von 
Haucap und Rasch gewürdigt.
Stattdessen führen sie das Konstrukt 
der Informationsasymmetrie ein, nach 
dem es Verbrauchern angeblich schwer 
möglich sei, die Tragfähigkeit von nicht-
meisterlichen Angeboten realistisch 

3	 Themenheft zum Gewerbearchiv 3/2018. „Ver-
fassungs- und europrechtliche Statthaftigkeit der 
Rückführung von Anlage B1-Handwerken in die An-
lage A zur HwO?“ von Prof. Dr. Martin Burgi, Mün-
chen.
4	 Ökonomische Aspekte der Novellierung der 
HwO 2004, Studie im Auftrag des Zentralverbands 
des Deutschen Handwerks (ZDH), von Prof. Dr. 
Justus Haucap und Prof. Dr. Alexander Rasch, Düs-
seldorf, 18.02.2019

einzuschätzen. Diese Überlegungen 
bleiben jedoch rein hypothetisch. Der 
Frage, ob Angebote von Meisterbetrieben 
tatsächlich belastbarere Versprechen im 
Hinblick auf Qualität und Nachhaltig-
keit machen und ob solche Versprechen 
hinreichend für eine Angebotsannahme 
sind, wird nicht nachgegangen.
Die Wissenschaftlichkeit solcher Stel-
lungnahmen, also die Überprüfbarkeit 
und Belastbarkeit anhand von statisti-
schen Belegen, kann getrost angezwei-
felt werden. Diesen Zustand brachte Dr. 
Klaus Holthoff-Frank, Generalsekretär 
der Monopolkommission, in seiner 
Stellungnahme bei der öffentlichen 
Anhörung des Wirtschaftsausschusses 
am 26. Juni auf den Punkt, als er fest-
stellte: „Wir glauben – die Monopol-
kommission hat sich ja schon häufiger 
damit beschäftigt – dass die Argumente, 
die vorgetragen werden: Sicherung 
hoher Qualität und Gewährleistung der 
Ausbildungsleistung, nicht überzeugen. 
Zum Qualitätsaspekt: Es wurde ja schon 
geschildert: Es gibt das Problem der 
Informationsasymmetrien, in deren Ver-
lauf es zu immer schlechterer Qualitä-
ten in der Handwerksleistung kommen 
kann. Tatsächliche Beobachtungen für 
diesen Befund gibt es allerdings nicht. 
Was wir haben ist – und das war auch bei 
der Anhörung beim BMWi relativ deut-
lich – jede Menge anekdotische Evidenz, 
aber keine systematischen Studien.“ 
Anekdoten statt wissenschaftlicher 
Belege waren somit die Grundlage der 
Gesetzesinitiative, mit der die Politik 
die Bürgerinnen und Bürger über die 
Einschränkung des Angebots hand-
werklicher Dienstleistungen zugunsten 
eines ständischen Monopols hinweg-
täuschen will. Außer den Inhabern der 
Meisterbetriebe wird von diesem Rück-
schritt ins mittelalterliche Zunftmo-
nopol wohl niemand profitieren. Das 
hindert Gewerkschaften und die ihnen 
verbundene Parteien freilich nicht dran, 
verzweifelt darauf zu hoffen, dass mit 
dem Meisterzwang die Reste an Tarifbin-
dung zu retten seien. Zumindest Indus-
trie und Handel scheinen begriffen zu 
haben, dass sie bei diesem Spiel nichts 
zu gewinnen haben. Unsere Übersicht 
mit einschlägigen Stellungnahmen in 
diesem Freibrief (ab Seite 16) legt das 
zumindest nahe.� (ms)
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Ein Ministerium, eine Anhörung und ein Sack voll 
unfassbarer Gefahren
Vor einem Gesetz steht eine Anhörung betroffener Verbände und von Sachverständigen. 
Wie einseitig solch ein sinnvoller Prozess jedoch dem politischen Ziel unterworfen werden 
kann, zeigte die Anhörung zur Wiedervermeisterungsinitiative der Großen Koalition.

Anfang Juni nahm der BUH an einer 
zweitägigen Anhörung zur Novellierung 
der Handwerksordnung im Bundes-
wirtschaftsministerium teil. Ziele und 
Ablauf der Rückvermeisterungsinitiative 
hatte die Koalitionsarbeitsgruppe „Meis-
terbrief“ zuvor im April 2019 festgelegt. 
Die Anhörung bildete den gesetzgebe-
rischen Auftakt zur aktuellen Rückver-
meisterung von 12 bisher zulassungs-
freien Gewerken.
Die über 50 geladenen Verbände der 
zulassungsfreien Gewerke sollten vor-
tragen, ob sie wieder in die Anlage A 
der HWO überführt werden wollen und 
die Begründung dafür angeben. Zusätz-
lich zu den Verbänden waren auch die 
Monopolkommission und der mit uns 
befreundete IFHandwerk aus Hamburg 
bei der Veranstaltung anwesend. 
Nach einer kurzen Eröffnung durch 
Staatssekretär Christian Hirche ergriff 
Holger Schwannecke, der Geschäfts-
führer des ZDH, das Wort, betonte 
die Bedeutung des Handwerks und 
beschwor die Sinnhaftigkeit des Meis-
terzwangs.

Den ersten Vortrag hielt Prof. Rasch vom 
Düsseldorfer Institut für Wettbewerbs-
ökonomie (DICE). Gemeinsam mit Prof. 
Haucap hatte er im Auftrag des ZDH ein 
Gutachten zur ökonomischen Betrach-
tung der angedachten Reform erstellt 
(siehe auch Seite 22/23 diese Ausgabe). 
Darin berichten beide anhand des Bei-
spiels des Handels mit Zitronen über die 
Auswirkungen von Informations-Asym-
metrien bei handwerklichen Leistungen. 
Demnach könne der Kunde aufgrund 
geringer eigener Kenntnisse handwerk-
liche Leistungen nicht ausreichend beur-
teilen, was die Gefahr beinhalte, eine 
schadhafte Leistung oder mindere Qua-
lität zu erhalten. Bei hochpreisigen Leis-
tungen könne so ein großer finanzieller 
Schaden auftreten. Diese Gefahr fiele aber 
weg, wenn der ausführende Handwerks-
betrieb eine hochwertige Ausbildung vor-
weisen könne (Meistertitel).
Für das Volkswirtschaftliche Institut 
für Mittelstand und Handwerk aus Göt-
tingen (ifh) trug Prof. Bizer vor, dass 
Anwälte und Mediziner schließlich vor 
der selbstständigen Betätigung ihre Exa-

Anhörung im Ludwig-Erhard-Saal des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 

men abzulegen hätten und verglich das 
mit dem Handwerksmeister. Der Haken 
an diesem alten Taschenspielertrick ist: 
Während jeder Arzt und jeder Mediziner 
seine Prüfungen bestehen muss, bevor 
er praktiziert, privilegiert der Meister-
zwang lediglich die Meisterbriefinhaber, 
so viele Menschen zu beschäftigen wie 
sie möchten. Dagegen können Fachar-
beiter mit dem Gesellenbrief zwar eine 
Prüfung über ihre Fertigkeiten vorwei-
sen, dürfen aber damit noch längst nicht 
am Markt teilhaben.
Das Eckpunktepapier der Koalition 
benennt als Ziele einer Wiedereinfüh-
rung der Meisterpflicht:
•	 die Verbesserung der Leistungsfähigkeit, 
•	 die Gewährleistung der Ausbildungs-

qualität, 
•	 die Sicherung der Innovationsfähig-

keit und der Weiterbildungsmöglich-
keiten sowie

•	 die Qualitätssicherung und den Ver-
braucherschutz, 

•	 die Stärkung des Handwerks im Sinne 
der Integration ausländischer Fach-
kräfte. 

Neuer Meisterzwang Anhörung
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Den Ort der Anhörung, den Ludwig-Erhard-Saal, schmückt ein bemerkens-
wertes Deckenfries des Kölner Videokünstlers Marcel Odenbach.  

Es besteht aus hunderten blau getönten, historischen Fotos.

Die Vermeidung von Gefahren für Leib 
und Leben, die von einer handwerkli-
chen Tätigkeit nach neuestem Sachstand 
ausgehen, sollte zudem dabei eine ent-
scheidende Rolle spielen.
Bei der Frage der Gefahrengeneigtheit 
hatte die Anhörung der verschiede-
nen Verbände ihre tragisch-komischen 
Momente, wenn deren Vertreter die 
Gefährlichkeit ihrer Gewerke in drasti-
schen Farben darzustellen versuchten.
So begründete der Vertreter der Terrazzo
hersteller den Wunsch, wieder meister-
pflichtig zu werden, auch mit den hoch-
wertigen hundertjährigen Stufen im 
Bundeswirtschaftsministerium selbst. 
Unbemerkt und tragisch daran blieb, 
dass diese zu Zeiten der Gewerbefreiheit 
hergestellt wurden – also zu einer Zeit, 
in der es keine Meisterpflicht gab.
Obwohl das aktuelle Vorhaben der Wie-
dervermeisterung auf eine Initiative aus 
CDU, CSU und SPD zurückgeht, waren 
Vertreter dieser Fraktionen nur einmal 
kurz, am zweiten Tag, anwesend. Daher 
blieb ihnen auch verborgen, wieviel 
Trotz aus einigen Beiträgen der Meister-
vertreter sprach: Durch den 2004 erfolg-

ten Wechsel in die Zulassungsfreiheit 
sei, so wurde mehrfach gejammert, die 
„Lust auszubilden“ verloren gegangen.

Die Kürze der Anwesenheit wusste die SPD-Abge-
ordnete Poschmann immerhin für eine Selbst-

darstellung als aufmerksame Fachpolitikerin auf 
Facebook zu nutzen.

Kontrovers äußerten sich die Fotografen: 
Der Fotograf müsse wieder der Meister-
pflicht unterworfen werden, da beim 
Entwickeln (!) von Fotos gesundheits-
schädliche Chemie verwendet würde, die 

nur Meisterbetriebe sorgfältig ausspülen 
würden, so der Vertreter des Centralver-
bandes Deutscher Berufsfotografen. Der 
Bund Professioneller Berufsfotografen 
(bpp) äußerte sich zur Wiedervermeis-
terung hingegen ablehnend (seine Argu-
mente auf Seite 33 dieser Ausgabe).
Die Estrichleger behaupteten, die Wie-
dereinführung eröffne Aufstiegschan-
cen für Beschäftigte. Sie blieben einer 
Erläuterung dafür jedoch schuldig. Im 
Übrigen ginge von defekten Fußböden 
in OP-Sälen unmittelbare Lebensgefahr 
aus, welcher nur mit der Meisterpflicht 
begegnet werden könne..
Ministerialrat Joachim Garrecht (BMWi) 
als Leiter der Anhörung hatte von 
vornherein klar gestellt, dass es keine 
Überprüfung der derzeitigen Anlage-A-
Gewerke gebe, ob sie den schon vorhan-
denen ebenso wie den neu vorgeschlage-
nen Regelungszwecken entsprächen. Im 
Ergebnis unterliegen dann ab 2020 die 
verschiedenen Gewerke aufgrund sehr 
unterschiedlicher Gründe der Meister-
pflicht.
Der Vertreter der Uhrmacher erklärte, 
dass nur Uhrmachermeisterbetriebe 

Neuer MeisterzwangAnhörung

Anzeige
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entdecken könnten, ob das Zifferblatt 
einer zur Reparatur abgegebenen Uhr 
Radium enthalte. Nur Meisterbetriebe 
könnten dies dann entfernen, so dass 
keine Gefahr für den Besitzer der Uhr 

Neuer Meisterzwang Anhörung

* Quelle: DHKT/DIHK

Lehrlingsbestand im Fliesen-, Platten-, 
und Mosaiklegerhandwerk*

Jahr absolut Prozent

2003 3�497 100 %

2004 3�029 87 %

2005 2�765 79 %

2006 2�615 75 %

2007 2�642 76 %

2008 2�493 71 %

2009 2�259 65 %

2010 2�220 63 %

2011 2�248 64 %

2012 2�266 65 %

2013 2�260 65 %

2014 2�193 63 %

2015 2�209 63 %

2016 2�239 64 %

2017 2�353 67 %

2018 2�421 69 %

bestünde. Auch könnten nur Meisterbe-
triebe Plagiate erkennen und den Mar-
kenhersteller darüber informieren.
Die Parkettleger begehrten ebenfalls, 
wieder unter den Meisterzwang zu rut-
schen. Die Qualität und Innovation ihres 
Ausbildungswesens scheint den Vertre-
tern dieses Berufes bisher nicht wichtig 
gewesen zu sein. So änderten sie die 
Ausbildungsverordnung zuletzt 1974 
und die Meisterprüfungsverordnung der 
Parkettleger stammt aus dem Jahr 1992, 
wie sie auf Nachfrage aus dem Bundes-
ministeriums angaben.
Für Innovation sorgen im Handwerk 
engagierte, selbstständig denkende und 
experimentierfreudige Handwerker. Das 
sind längst nicht immer die Meister in 
den Betrieben. Aber solche Aspekte fan-
den in der Regierung und beim Gesetz-
geber im Parlament bislang keine Beach-
tung.
Die Nutznießer der Zulassungsfreiheit 
waren erst gar nicht zur Anhörung ein-
geladen. So konnten dort keine Betriebs-
inhaber über ihre Erfahrungen mit der 
seit 2004 geltenden Zulassungsfrei-
heit berichten. Zum Beispiel kam ein 
Fliesenleger, der sich 2004 meister-
frei selbstständig machte und seitdem 
erfolgreich am Markt auftritt und einige 
junge Menschen zu Fliesenlegern aus-

bildete, gar nicht zu Wort. Bei dieser 
Novelle wurden keine Stellungnahmen 
eingeholt oder Anhörung von Verbrau-
cherverbänden durchgeführt. Damit 
war die Veranstaltung deutlich einsei-
tig ausgerichtet. Hingegen wurde dem 
Generalsekretär des ZDH eine Bühne 
überlassen, um die Initiative zur Wie-
dervermeisterung zu loben. 
Das vom ZDH bei Professor Burgi 
beauftragte Gutachten zur verfassungs- 
und europarechtlichen Bewertung einer 
möglichen Reform (siehe auch Seite 
22/23 diese Ausgabe), stellte Dr. Krönke 
vor. Sie könnten keine im Europarecht 
oder unserer Verfassung angelegten 
Gründe erkennen, die gegen die ange-
dachte Reform stünden. 
Die Rolladenbauer gingen einen ande-
ren Weg als andere Verbände und 
schilderten, wie es ihnen in den ver-
gangenen Jahren gelungen sei, die 
Attraktivität der Ausbildung zu stei-
gern. Mittlerweile spielt die Elektro- 
und Regeltechnik eine immer stärkere 
Rolle. Die Ausbildungszahlen entwi-
ckelten sich hier auch positiver als in 
vielen anderen Gewerken. Aber natür-
lich durfte auch hier der Hinweis auf 
die Gefährdung durch fehlerhaft ange-
brachte Markisen für Leib und Leben 
der Verbraucher nicht fehlen.

Buhtique
Cooles BUH-Hoodie
Männer  Größen: L bis XXL
Farben: royal blau, blaugrün, schwarz, rot

Frauen  Größen: M bis XL
Farben: burgund, schwarz

Stk� 40 €*

* inkl� MwSt�, zzgl� Verpackung + Porto

Zu bestellen bei:  BUH e.V. | buero@buhev.de 
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Wenn’s sein muss:

Lebenslänglich Rente 
für ’n Appel und ’n Ei!
Na bitte, geht doch! Mit der Multi-Rente 
erhaltet Ihr eine vernünftige Grundab-
sicherung  – zum Beispiel bei schwerer 
Krankheit und/oder Invalidität nach einem 
Unfall. Und das zu einem vernünftigen 
Preis, der sich rechnet.

Beispielsweise so:
Der Beitrag für eine/n BUH-Handwerker/in 
zur Multirente mit 1.000 € versicherter Rente 
beträgt nur noch 15 € monatlich.
Wenn Ihr mehr wissen möchtet, wir beraten 
und informieren Euch gerne: 

Telefon: 040 – 897 124 0

h + h Versicherungskontor Hamburg
Finanz- und Versicherungsmakler GmbH
Farmsener Landstraße 188, 22359 Hamburg 

Gut zu wissen.
Bereits seit 1992 gelingt dem h + h Versiche-
rungskontor das scheinbar Unmögliche: 
Ökologie und Ökonomie werden auf 
 intelligente Weise miteinander verbunden. 
Der Menschen wegen!

www.versicherungskontor-hamburg.de

Anzeige
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Herr Körner forderte für die Fliesenleger 
natürlich ebenfalls den Meisterzwang 
zurück. Dabei verwies er auf einen Rück-
gang bei den Auszubildenden seit 2003 
von „über 60 %“. Da dies so gar nicht den 
uns vorliegenden Zahlen (-34 % Fliesenle-
ger, -37 % bei den Maurern) entsprach, bat 
ich um das Zahlenwerk. Und in der Tat 
hatte der Fliesenlegermeister einen Fehler 
in seiner Berechnung (siehe Tabelle).
Der Vertreter der Müller stellte deutlich 
heraus, dass die Müller nicht zurück in 
die Meisterpfl icht möchten und führte 
zahlreiche Gründe an. Unter anderem 
sei man aus eigenem Interesse an hoher 
Produktionsqualität interessiert, da 
schon eine fehlerhafte Lieferung geeig-
net sei, langjährige Geschäftsbeziehun-
gen mit der Großindustrie – und damit 
die eigene Existenz – zu gefährden. 
Zum andern seien viele Betriebsleiter 
in Familienbetriebe hineingeboren und 
verstünden die Müllerei von Kleinauf. 
Daher haben viele Führungskräfte aka-
demische Abschlüsse und verstünden 
nicht, wenn Sie zur Betriebserhaltung 

zusätzlich noch einen Meistertitel 
erlangen müssten. Auch ein Korbma-
cher und ein Vertreter der Geigenbauer 
sprachen sich gegen eine Wiederein-
führung des Meisterzwangs in ihren 
Gewerken aus.
Dem Fass den Boden schlugen dann die 
Fassbauer aus. In diesem Gewerk fin-
den sich drei Spezialisierungen: Fass-
bau, Böttcher und Küfer. Der Fassbauer 
machte mit aller Dramatik deutlich, 
welche Gefahren vom Ausbrennen der 
Fässer ausgingen. So könne ein Fass in 
Brand geraten und ganze Stadtviertel 
in Asche verwandeln, wenn die Arbeit 
nicht von einem Meisterbetrieb ausge-
führt werde.
Die Bestatter nahmen eine Sonderrolle 
ein. Zum Einen bildeten die Bestatter 
das einzige Gewerk, welches noch nie 
der Meisterpfl icht unterworfen war. So 
wurden die Bestatter bisher nicht in der 
Anlage B1 (zulassungsfrei), sondern B2 
(handwerksähnlich) geführt. Zum Ande-
ren waren fünf Verbände bei der Anhö-
rung vertreten.

Während Herr Möller vom Verband unab-
hängiger Bestatter sich gegen den Meis-
terzwang aussprach, votierte Herr Neuser 
vom Bundesverband Deutscher Bestatter 
dafür. Er schilderte die Gefahr, die von der 
Berufsausübung für Dritte ausginge mit 
drastischen Worten, etwa dem Hinweis 
auf Ebola, oder schilderte, dass bei Toten 
infolge von Stürzen aus großer Höhe 
spitze Knochen herausstünden, deren 
Gefahr für Dritte doch nur Meisterbe-
triebe sicher beseitigen könnten.
Die Anhörung widmete sich dem von 
Carsten Linnemann (CDU) und Sören 
Barthol (SPD) vorgegebenem Zweck, 
die Wiedervermeisterung möglich zu 
machen. Hingegen scheint in Politik 
und Ministerialverwaltung niemand 
bereit zu sein, ernsthaft grundsätzliche 
Überlegungen zu Problemen und Chan-
cen im Handwerk anzustellen. Vielmehr 
ging es in dem Verfahren um die Wie-
dervermeisterung einzig darum, wie 
man die vorgegebene Marschrichtung 
einigermaßen „rechtssicher“ über die 
Bühne bekommen könnte. (Ost)
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Neuer Meisterzwang Gesetzesnovelle

Kniefall vor der Meisterherrlichkeit
Was wir auf unserem Titel ironisch als Scheitern der Rückvermeisterung von 41 Gewerken 
beschreiben, ist bei genauerer Betrachtung ein hilfloser Versuch der im Bundestag 
vertretenen Parteien, die Dienstleistungs- und Berufsfreiheit auszuhebeln.

Grundrecht: Berufsfreiheit
Selbstständigkeit gesetzlich an eine Auf-
nahme in den Meisterstand zu binden, 
ist immer ein Angriff auf die Freiheit 
der Berufswahl, wie sie im Artikel 12 
des Grundgesetzes garantiert ist. Die 
Berufsausübung kann durch ein Gesetz 
geregelt werden, heißt es dort. Ein sol-
ches Gesetz ist die Handwerksordnung 
(HwO). Nach dieser darf zwar der Beruf 
frei gewählt, jedoch nicht selbstständig 
im stehenden Betrieb ausgeübt werden, 
sofern kein Meisterbrief vorgelegt oder 
eine Ausnahmeregelung in Anspruch 
genommen werden kann.
Nun unterliegt die Einteilung der 
Gewerbe durch die HwO in zulassungs- 
bzw. meisterpflichtige und nicht zulas-
sungspflichtige oder handwerksähnliche 
Gewerbe trotzdem nicht der Willkür 
des Gesetzgebers. Das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) hat sich – auch 
auf Initiative des BUH – in vielen Ver-
fahren mit der Abgrenzung von zulas-
sungspflichtigen und zulassungsfreien 
Tätigkeiten beschäftigt und deutlich 
gemacht, dass eine Einschränkung der 
Berufsfreiheit sehr wohl begründet sein 
muss. Gleichzeitig ist das Gericht in der 
Begründung häufig der Argumentation 

des Gesetzgebers gefolgt. Das unabhän-
gige Handwerk mit dem BUH hingegen 
hielt und hält die vorgebrachten Gründe, 
insbesondere die Gefahrengeneigtheit, 
nicht für schlüssig und die Einteilung 
entsprechend für willkürlich.

Grenzen der Einschränkung der 
Berufsfreiheit
Um nun das Risiko eines Scheiterns der 
neuen HwO vor dem Verfassungsgericht 
zu minimieren, musste an die Argu-
mentation der Novellierung des Jahres 
2004 entsprechend angeknüpft werden. 
Damals sollten nur noch diejenigen 
Gewerke dem Meisterzwang unterwor-
fen bleiben, deren unsachgemäße Aus-
übung eine besondere Gefahr für Leib 
und Leben darstellten. Jetzt wurde als 
Argument lediglich der Schutz von Kul-
turgütern durch besondere Handwerks-
techniken, die gegebenenfalls schon für 
sich zum Kulturerbe zählen, hinzugefügt.
Die anfangs in die Diskussion einge-
brachten Argumente, wie etwa eine 
besondere wirtschaftliche Bedeutung 
oder das besondere Interesse der Gesell-
schaft an einer hohen Ausbildungsleis-
tung, wurden hingegen zur juristischen 
Rechtfertigung des Zwangs zur Rückver-

meisterung und seiner Alternativlosig-
keit verworfen. Zu dünn wurde da wohl 
das Eis, denn entgegen aller anderslau-
tenden Erzählungen gibt es nämlich 
keine wasserdichten wissenschaftlichen 
Belege dafür, dass sich hier die Anlage-
A-Handwerke positiv von den anderen 
Handwerken oder gar dem Handel und 
technischen Berufen abheben. Gericht-
liche Gutachten wären da schnell zu 
dem gleichen Schluss gekommen wie 
der Generalsekretär der Monopolkom-
mission Dr. Klaus Holthoff-Frank in der 
Anhörung, nämlich, dass es ebensowe-
nig tatsächliche Beobachtungen für diese 
Annahmen wie im Übrigen auch für die 
angeblich bessere, meisterliche Qua-
lität gibt. Zu jedem der vorgebrachten 
Argumente für die Vermeisterung gäbe 
es, wie er anmerkte, lediglich „anekdo-
tische Evidenz“ – sprich: Gerüchte und 
Hörensagen von interessierter Seite, aber 
keine harten Fakten und überprüfbare 
Untersuchungen.

Ständestaatliche Muster
Wie dann aber ausgerechnet eine Zulas-
sungsbeschränkung auch noch ausster-
bendes Handwerk retten, ein unzurei-
chendes Angebot ausgleichen sowie 
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Tödliche Gefahren lauern auf 
uns draußen in der Welt und 

vor allem im Handwerk 
(Zeichnung: Hillerkiller)

Neuer MeisterzwangGesetzesnovelle

einen Mangel an Fachkräften beheben 
soll, gehört endgültig ins Reich stände-
staatlicher Fantasie. Peinlich nur, dass 
dort die neue, deutschnational ausge-
richtete AfD politisch beheimatet ist. Die 
Idee des Ständestaates – im Gegensatz 
zur repräsentativ gleichen, demokra-
tischen Vertretung aller im Parlament 
– wurde nach dem Ersten Weltkrieg 
von Nationalisten und vorwiegend ita-
lienischen Faschisten entwickelt, um 
der starken, organisierten Arbeiterbe-
wegung etwas entgegenzusetzen. Dort 
sollten sich Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer gemeinsam innerhalb ihrer 
Berufsstände organisieren, um den 
Staat zu regieren und eine selbstständige 
Gewerkschaftsbewegung zu verhindern. 
Für ein Ständeparlament konnten sich 
die deutschen Nationalsozialisten jedoch 
nicht begeistern, hätten sie ihre Macht 
dabei doch teilen und womöglich Unsi-
cherheiten bei der radikalen Umsetzung 
rassistischer Gesetze in Kauf nehmen 
müssen.
Erhalten und angewendet wurde diese 
Idee in der Bundesrepublik jedoch in 
der sogenannten Sozialpartnerschaft. 
Diese hat im ständisch organisierten 
Handwerk tatsächlich Arbeitskämpfen 
vorgebeugt und diese in der Gegenwart 
fast zum Verschwinden gebracht. Dass 
der darin vorgesehene Interessensaus-
gleich von Gesellen und Meistern nicht 
immer zu ausreichender Vergütung in 
Arbeit und Ausbildung führt, kann im 
Handwerk gleichfalls beobachtet werden.
Es ist wichtig, das im Kopf zu haben, 
wenn wir uns mit der neuen Handwerks-
novelle beschäftigen. Exemplarisch für 
die Auseinandersetzung steht hier die 

Debatte im Bundestag. Wir empfeh-
len das etwas über eine Stunde lange 
Video1 als Lehrstück einer weitgehend 
faktenfreien Diskussion im öffentlichen 
Raum. Bis auf die Grünen hat sich kaum 
jemand die Mühe gemacht, sich ernst-
haft mit diesem Gesetzeswerk und sei-
nem Weg ins Parlament auseinanderzu-
setzen. Den Grünen ging es auch nicht 
auf, warum einzig die Frösche gehört 
wurden bei der Frage, ob ihr Sumpf wie-
der bewässert werden soll. Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen waren damit 
leider die einzigen, die per Stimment-
haltung aus der Meister-Einheitsfront 
ausgebrochen sind.

Tarifbindung durch Meisterpflicht?
SPD und Linke und damit im Hinter-
grund der DGB hoffen darauf, dass im 
Gegenzug zur Ausweitung des Meis-
terzwangs höhere Löhne, bessere Aus-
bildungsbedingungen und eine engere 
Tarifbindung zugestanden werden. Aller-

1	 https://dbtg.tv/cvid/7406773

dings bleiben sie jedes Argument dafür 
schuldig, warum das mit dem Meister-
zwang und vagen Hoffnungen gelingen 
soll. Es stinkt hier vielmehr nach einem 
faulen Deal: Wir schenken Euch den 
Meisterzwang (und die grenzenlose 
Fachkräfteeinwanderung) und Ihr sorgt 
im Gegenzug für höhere Einkommen, 
bessere Arbeitsbedingungen und been-
det die Tarifflucht. Zur Bekräftigung 
wurde in der Bundestagsdebatte andern-
falls mit der Ausweitung der Allgemein-
verbindlichkeit weiterer Tarifverträge 
gedroht. Wir werden noch erleben, ob 
diese Drohungen mehr als leere Verspre-
chungen an die gewerkschaftliche Seite 
sind. Mit der Allgemeinverbindlichkeit 
hätten diese Probleme ohne großen Auf-
wand und ohne neuen Meisterzwang 
angegangen werden können. Der Meis-
terzwang wurde wieder und wieder als 
einzig wahre Lösung der Probleme im 
Handwerk gepriesen, dabei wird mit der 
Vermeisterung nichts besser, sondern 
nur der Nektar reicher, der aus dem 
Monopol gesogen werden kann. � (ms)

1.	 Fliesen-, Platten- und Mosaikleger
2.	 Betonstein- und Terrazzo-Hersteller
3.	 Estrichleger
4.	 Behälter- und Apparatebauer
5.	 Parkettleger
6.	 Rollladen- und Sonnenschutztechniker
7.	 Drechsler (Elfenbeinschnitzer) und 

Holzspielzeugmacher
8.	 Böttcher
9.	 Glasveredler
10.	Schilder- und Lichtreklamehersteller
11.	Raumausstatter
12.	Orgel- und Harmoniumbauer

Die Gewerbe mit restauriertem 
Meisterzwang in Anlage A HwO
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Neuer Meisterzwang Bundestagsdebatte

Einheitsfront unter Führung der AfD
Die Bundestagsdebatte zur Ausweitung der Zulassungsbeschränkung im Handwerk 
offenbarte ein erschreckendes Maß an Naivität und Erkenntnisverweigerung innerhalb der 
Parteien. Das politische Spektrum war eng und reichte nur von radikalen Befürwortern der 
AfD bis zu verhaltenen Skeptikern bei den Grünen.

CDU/CSU – wo ein Wille, da ein Weg
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Schon der erste Aufschlag durch den 
Bundesminister für Wirtschaft und Ener-
gie, Peter Altmaier, belegte die Wider-
sprüchlichkeit der Rückvermeisterungs-
initiative. Nach dem subtilen Hinweis auf 
den unsicheren juristischen Boden der 
Initiative betonte Altmaier die „Verant-
wortung für den Rechtsrahmen von über 
500 000 Betrieben, die bisher schon in 
der Anlage A sind.“ Mit der Einführung 
des neuen Abgrenzungskriteriums 
„Schutz unseres Kulturerbes“ hofft er 
wohl, im Zweifel wenig Schaden anrich-
ten zu können. Die Gefahrengeneigtheit 
blieb deshalb das zentrale Argument. Er 
überlässt es später seinem CDU/CSU-
Fraktionskollegen Jens Koeppen, den 
eigentlichen Wunsch anzudeuten: „Des-
wegen kann man nicht einfach sagen, 
man wolle alles rückvermeistern, obwohl 
wir das möglicherweise sogar wollen.“
Altmaier ahnt weiterhin, dass der Meis-
terzwang den Fachkräftemangel kaum 
beheben wird. Um den Aderlass der 
Fachkräfte in besser zahlende Branchen 
außerhalb des Handwerks auszugleichen, 
lobt er das Fachkräfteeinwanderungsge-
setz. Es folgt ein überraschend offenes 
Eingeständnis, dass die Einwanderung 
vor allem für schlecht bezahlte Jobs 
gedacht ist. Altmaier glaubt weiter: „Das 
Gesetz wird dazu führen, dass Millionen 
von Menschen ihre Zufriedenheit mit den 
Dienstleistungen des Handwerks bewah-
ren werden.“ Wie groß diese Zufrieden-
heit im EU-Vergleich in Deutschland tat-
sächlich ausfällt, bleibt ebenso offen wie 
die Frage, ob die geplante Überprüfung 
der Auswirkungen der Novelle in fünf 
Jahren die Annahme bestätigen wird.

AfD – fordern, wovon die 
Parlamentsmehrheit träumt
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Als heimlicher Star und Fackelträger der 
Meisterfreunde darf sich Tino Chrupalla 
im Plenum präsentieren. Der Maler- und 
Lackierermeister wurde erst kurz vor sei-
ner Rede in die Doppelspitze der AfD 
gewählt. Chrupalla weiß sich in guter 
Gesellschaft, wenn er bemerkt: „Im 
Übrigen fordert auch der DGB – das ist 
ja mal ein heller Moment des DGB – 
eine Rückvermeisterung aller Gewerke. 
Alles andere sei – Zitat – ein „Flickentep-
pich“. Das sehen wir von der AfD ganz 
genauso.“ Es ist einer der traurigsten 
Momente der jüngeren Demokratie, 
dass dem lediglich die Grünen ein wenig 
entgegenzusetzen haben.
Untermalen darf die AfD ihre Mei-
nungsführerschaft mit allerlei unap-
petitlichen und intellektuellenfeind-
lichen Phrasen: „Liebe Landsleute!“ 
(Chrupalla) oder „Wir erleben derzeit 
eine wahre Akademikerschwemme, 
besonders in den sogenannten Geis-
teswissenschaften.“ (Frank Pasemann). 
In Hinblick auf den Kulturgüterschutz 
findet Pasemann sogar: „Der deutsche 
Handwerksmeister muss insofern als 
Kulturgut gelten.“
Genüsslich darf Chrupalla der Regie-
rung ihre Widersprüchlichkeiten in die 
Wunde reiben: „Der Meisterbrief kolli-
diere mit EU-Recht, war immer wieder 
auch hier zu hören. Dann stellt sich 
nach vielen Jahren des Hinhaltens her-
aus, dass es überhaupt keinen Wider-
spruch gibt.“ Oder: „Dazu hatte ich 
eine Frage an Ihren Parlamentarischen 
Staatssekretär Herrn Hirte, warum 
denn der Klavier- und Cembalobauer 

und der Geigenbauer nicht rückver-
meistert werden. Seine Antwort, kein 
Witz: weil eine Orgel schließlich auch 
mal brennen könne.“ Es macht Chru-
palla weiterhin sichtlich Freude, der 
FDP ihre schwankende Haltung zum 
Thema vorhalten zu können.

SPD – mit dem Herzen und  
Illusionen dabei
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Wir wollen nicht ungerecht sein und 
erwähnen, dass Sabine Poschmann von 
der SPD immerhin als einziger die Ehre 
zuteil wurde, in einer Stunde Debatte 
wenigstens anzumerken, dass es mit der 
Monopolkommission auch Kritiker an 
der Reform gebe. Eingehen wird sie auf 
diese Kritik aber so wenig wie ihre MdB-
Kolleginnen und Kollegen. Auch sie 
plagt die Sorge, ein Gericht könnte die 
Rolle rückwärts wieder einkassieren.
Poschmanns und der SPDs „Herzens-
angelegenheit“ sei die Tarifbindung. 
Sie ist so ehrlich, zu erwähnen, dass im 
Handwerk die Tarifbindung bei 30 Pro-
zent stagniert. Sie findet, „die tarifliche 
Bindung sollte eher ein Gütesiegel für 
Betriebe sein.“ Besserung verspricht sie 
sich vom Branchendialog, warnt aber: 
„Ich erwarte aber hier vom ZDH und von 
den Innungen, dass es mehr ist als eine 
Absichtserklärung; sonst werden wir als 
Gesetzgeber eingreifen.“ Auch im Hin-
blick auf „Veränderungen im Prüfungs-
ausschuss“, wie sie der DGB wünscht, 
droht sie mit zukünftigen Eingriffen des 
Gesetzgebers. So sind sie, die Sozialde-
mokraten: harte Gesetze zur Auswei-
tung des meisterlichen Monopols und 
das Prinzip Hoffnung, wenn es um die 
Tarifbindung geht.
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Neuer MeisterzwangBundestagsdebatte

FDP – im Zweifel für Zustimmung
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Der Redner der FDP, Manfred Todten-
hausen, ist seit 1977 Elektrotechniker-
meister. Die FDP, erklärt er, trage „die 
Erweiterung der Meisterpflicht dort mit, 
wo der Gefahren- und der Verbraucher-
schutz es europa- und verfassungsrecht-
lich möglich machen.“ Er schränkt ein: 
„Beim Kulturgüterschutz tun wir uns 
allerdings sehr schwer.“
Er versucht, sich gegen den AfD-Vorwurf 
der Wankelmütigkeit zu wehren, indem 
er dieser „falsche Folklore“ vorwirft. Das 
Handwerk würde zurückgeworfen wer-
den, wenn es dem AfD-Weg folge: „Mit 
Lösungen von gestern können Sie keine 
Probleme von morgen lösen.“ Damit 
unterstreicht er eher den Vorwurf, denn 
warum sollte die aktuelle Rückvermeis-
terung eine Lösung von morgen sein? 
Die FDP wollte die Betriebsnachfolge 
in den neuen Anlage-A-Handwerken 
erleichtern, indem neue Eigentümer 24 
anstatt nur 6 Monate Zeit bekommen 
sollten einen Meisterbrief berufsbeglei-
tend nachzuholen, etwa auf der Abend-
schule. Das scheiterte jedoch ebenso wie 
ein ähnlicher Vorschlag der Grünen/
Bündnis ‚90.

Die Linke – irgendwie schon immer dafür
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Zur Lockerung des Meisterzwangs 2004 
meinte MdB Thomas Lutze von der Lin-
ken: „Es gab schon damals zahlreiche 
Warnungen, auch von meiner Partei.“ 
Die damalige Novelle habe dem Zeitgeist 
von Hartz IV, Leiharbeit und der Auswei-
tung des Niedriglohnsektors entspro-
chen: „Auch deshalb stimmt die Links-
fraktion heute dieser halben Rolle 
rückwärts zu. Es ist ein kleiner Schritt, 

aber es ist ein Schritt in die richtige Rich-
tung.“ Auch er schwärmt von der Tarif-
bindung und weint darüber, dass sich 
der Bundestag mit den Vorschlägen der 
Linken diesbezüglich nicht beschäftigen 
möchte. 
Erwähnen wollen wir wegen ihres Unter-
haltungswerts noch die Rede von Lutzes 
Fraktionskollegen Dr. Dieter Dehm. Reu-
mütig gesteht er ein: „In der Geschichte 
sind die Linken nicht immer klug und 
nicht immer gut mit den Kleinunterneh-
mern umgegangen.“ Sein Honig kommt 
so richtig ins Fließen, wenn ausführt: 
„Aber das Handwerk verlagert keine 
Arbeitsplätze und keine Steuersparmo-
delle ins Ausland, und das Handwerk ist 
nicht an Cum-Ex-Geschäften beteiligt, 
übrigens auch nicht an Kriegen. Wenn 
nun die GroKo einmal auf das Handwerk 
zugeht und eine bewährte Tradition wie-
der aufleben lässt, den Meisterbrief, dann 
stimmen wir aus ebendiesen Gründen 
zu.“ 
Dehm steigert sich weiter: „Der Meister-
brief ist ein Schutzbrief für Kunden. Die 
Meisterpflicht ist ein Schutzbrief gegen 
Pfusch am Bau, für Fachkräfte im Hand-
werk, für qualifizierte Auszubildende 
durch qualifizierte Meister.“ Die Linke 
wolle ebenfalls – wie die Kollegin von 
den Grünen – eine kostenfreie Meister-
ausbildung und meint damit vermutlich 
Gebührenfreiheit. Dehm weiter: „Private 
Unternehmen sind nämlich die natürli-
chen Partner für Frieden – gegen Russ-
land-Sanktionen übrigens auch –, für 
soziale Gerechtigkeit, für Klimaschutz, 
gegen Rassismus und für Integration; 
das wurde vorhin schon ausgeführt.“ Ist 
das vielleicht eine Empfehlungsrede für 
einen Wechsel zur SPD?

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – ein 
kleines bisschen Opposition
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Claudia Müller von den Grünen führt 
aus: „Die gemeinsamen Ziele sind uns 
klar: Stärkung des Handwerks, Aufwer-
tung der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung, Sicherung von Fachkräften. Hier 

herrscht Einigkeit. Ich gehe davon aus, 
dass wir uns auch darin einig sind, dass 
mit dieser Novellierung der Handwerks-
ordnung und der Rückführung von 
zwölf Berufen in die Anlage A nicht die 
Antwort auf all diese Probleme gegeben 
wird.“ Sie fordert die gebührenfreie 
Meisterausbildung.
Beifall gebührt Müller für ihre Kritik an 
der Durchführung der Gesetzesinitiative. 
Die Entscheidung für die Wiedereinfüh-
rung sei auf Grundlage von freiwilligen 
Informationen interessierter Verbände 
gefallen. „Ich finde das vom Grundan-
satz her schwierig. Sie machen Politik 
nach dem Motto „Vorschriften nur für 
die, die Lust darauf haben, und für alle 
anderen nicht.“ Das kann eigentlich 
nicht unser Ansatz sein. Wenn eine 
Prüfung erfolgt, dann muss sie für alle 
gleich erfolgen.“
Im Hinblick auf das niedrige Lohnni-
veau bemängelt sie richtig, dass die 
Anwendung Allgemeinverbindlicher 
Tarifverträge nicht schon jetzt erfolgt ist. 
Auch sie kritisiert – wie die FDP – die 
kurze Übergangsfrist von 6 Monaten, 
wenn Gesellschafter in einen Betrieb 
aufgenommen werden, die keinen 
Meisterbrief besitzen oder über gleich-
wertige Nachweise (z.B. HwO § 7) ver-
fügen. Müsse der Betrieb unerwartet 
und ungeplant übergeben werden und 
finde sich dafür kein Meister, drohe die 
Löschung aus der Handwerksrolle und 
damit der Verlust von Arbeitsplätzen 
und Fachkräften. Für einen besseren 
Bestandsschutz fordert sie sogar eine 
Frist von 5 Jahren, um auch Mutter-
schutz und Elternzeit mit einzurechnen, 
sonst könnten keine jungen Menschen 
und Frauen für das Handwerk gewon-
nen werden. 
Immerhin kündigt Müller an: „Wir wer-
den uns heute bei der Abstimmung über 
die Novelle enthalten; denn es gibt, wie 
gesagt, noch Punkte, an denen wir noch 
deutliche Kritik üben.“� (ms)

Die Debatte des Bundestages zur Novelle 
der Handwerksordnung in 2. und 3. Lesung 

vom 12.12.2019 ist unter folgendem Link in der 
Mediathek des Bundestages verfügbar:  

https://dbtg.tv/cvid/7406773

Das dazugehörige Plenarprotokoll Nr.: 19/134 
vom 12.12.2019, veröffentlicht am 13.12.2019, 

mit der verschriftlichten Debatte inklusive der 
Zwischenrufe gibt es hier:  

http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19134.pdf
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Das von der Großen Koalition einge-
brachte und vom Gesetzgeber mit großer 
Mehrheit beschlossene Gesetz, durch 
das 12 zulassungsfreie Handwerke im 
Januar 2020 wieder zulassungspflichtig 
wurden, verstößt – mal ganz abgesehen 
von dem Verstoß gegen die grundgesetz-
lich geschützte Berufsfreiheit nach Arti-
kel 12 des Grundgesetzes – vermutlich 
gegen EU-Recht, und zwar insbeson-
dere gegen die sogenannte Verhältnis-
mäßigkeitsrichtlinie (VHMRL).1 Diese 
Einschätzung ist ein Ergebnis einer 
gutachterlichen Stellungnahme des 
Speyerer Verwaltungsrechtsprofessors 
Ulrich Stelkens im Rahmen der Anhö-
rung zur Rückvermeisterungsinitiative.2  

Berufszulassungsregelungen müssen 
mit EU-Recht übereinstimmen
Der Unionsgesetzgeber wollte mit der 
VHMRL in den EU-Mitgliedsstaaten 
generell einen Anreiz setzen, im EU-
Maßstab überzogene Berufsreglemen-
tierungen, wie etwa den Meisterzwang 
in Deutschland, möglichst aufzuheben. 
Alternativ dazu sollte verpflichtend ein 
umfangreicher Prüfkatalog nach den Kri-
terien des Artikel 7 abgearbeitet werden, 
um schlüssig nachzuweisen, dass die 
verfolgten Ziele auf keinen Fall mit mil-
deren Mitteln erreicht werden können 
und insofern verhältnismäßig sind. Die 
Latte für Eingriffe in die Berufsfreiheit 
legt die Richtlinie extrem hoch, denn sie 
verlangt „zwingende Gründe des Allge-
meininteresses“, die „objektiv gerecht-
fertigt“ sein müssen. Und sie stellt in 
Artikel 6 klipp und klar fest: „Gründe, 
die rein wirtschaftlicher Natur sind, oder 
rein verwaltungstechnische Gründe stel-
len keine zwingenden Gründe des All-
gemeininteresses dar, die eine Beschrän-

1	 Richtlinie (EU) 2018/958 über eine Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsregle-
mentierungen, vom 28.06.2018, abrufbar unter:  
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/ 
PDF/?uri=CELEX:32018L0958&from=DE
2	 Stellungnahme zur beabsichtigen „Vermeiste-
rung“ des Bestattungsgewerbes, abrufbar unter: 
https://bestatter.saarland/fileadmin/Bestatter-
saar/Resources_rt i/Public/Bestatter-saar/ 
Downloads/2019_05_21_Stellungnahme_Stelkens_
Vermeisterung_Bestatter.pdf

GroKo hintergeht EU-Recht
Verstößt das Gesetz zur Änderung  
der Handwerksordung gegen die
EU-Verhältnismäßigkeitsrichtlinie?

kung des Zugangs zu reglementierten 
Berufen oder ihrer Ausübung rechtferti-
gen können.“ Den Begehrlichkeiten des 
Handwerks nach einer Marktabschottung 
durch die Wiedereinführung des Meis-
terzwangs für bestimmte Gewerke in 
Deutschland nachzugeben, wäre dem-
nach eindeutig unzulässig. Und „mil-
dere Mittel“ zu einer Sicherung der Aus-
bildungsleistung oder dem Schutz vor 
Gefahren, hätten sich sicherlich auch fin-
den lassen. Apropos Gefahr: Um nationa-
len Alleingängen vorzubeugen räumt die 
VHMRL sogar anderen Mitgliedsstaaten 
der EU das Recht ein, Stellungnahmen 
einzureichen.
Doch wen wundert es: In den Gutachten, 
mit denen das organisierte Handwerk im 
Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens 
Stimmung für eine Rückvermeisterung 
gemacht hat, ist all dies kein Thema. 
Ein möglicher Verstoß gegen EU-Recht 
wird höchstens einfach klein geredet.3 
Das könnte sich noch als gefährlicher 
Bumerang erweisen.

Umsetzungsfrist – trügerische Sicherheit
Die Koalitionäre und das organisierte 
Handwerk drücken bei der Gesetz-
gebung bekanntlich ordentlich auf 
die Tube. Die Änderungen der Hand-
werksordnung sollen möglichst schnell 
durch das Parlament gebracht werden, 
damit das Gesetz schon am 1. Januar 
2020 in Kraft treten kann; gerade mal 
sechs Monate vor Ablauf der zweijäh-
rigen Umsetzungsfrist der VHMRL 
am 30. Juni 2020. Doch kann sich der 
Gesetzgeber eigentlich den Pflichten 
der Richtlinie durch eine noch schnell 

3	 So etwa im Gutachten von Prof. Dr. Martin Burgi 
aus München, im Gewerbearchiv 12/2018, S.449 f.

durchgebrachte Änderung der Hand-
werksordnung so einfach entledigen? 

GroKo könnte Bombe zünden
Eindeutig „NEIN“, sagt Prof. Dr. Stel-
kens, denn der EU-Vertrag verbietet den 
Mitgliedsstaaten „alle Maßnahmen, die 
die Verwirklichung der Ziele der Union 
gefährden könnten.“ Jede EU-Richtlinie 
entfaltet deshalb bereits vor dem Inkraft-
treten in den Mitgliedsstaaten eine „Vor-
wirkung“ (das sogenannte Frustrations-
verbot). Sie verbietet geradezu, dass die 
Ziele der Richtlinie ernstlich gefährdet 
oder gar ganz unterlaufen werden. Diese 
Einschätzung hat auch die EU-Kom-
mission gegenüber dem BUH offiziell 
bestätigt. Die GroKo würde dem Verbot 
mit einer Änderung der Handwersord-
nung zweifellos zuwiderhandeln, denn 
die starken Berufsreglementierungen 
einer Rückvermeisterung sind mit der 
VHMRL nicht vereinbar.
Stelkens hält es deshalb für nicht 
unwahrscheinlich, dass die GroKo es 
schafft, eine „Bombe zu zünden“ oder 
wahlweise, wie andere Autoren bereits 
ausgeführt haben, die „Büchse der 
Padora“ zu öffnen, weil sich die EU-Kom-
mission durch ihr Verhalten brüskiert 
fühlt.4 Das könnte letztlich, so Stelkens 
weiter, zu „unvorhersehbaren Folgen 
für das deutsche gewerbliche Berufszu-
lassungsrecht im Allgemeinen und das 
deutsche Handwerksrecht (einschließ-
lich des Fortbestands der noch bestehen-
den zulassungspflichtigen Handwerke) 
im Besonderen“ führen.5� (lw)

4	 Florian Kamp/Johannes Weiß: Die Wiedereinfüh-
rung der Meisterpflicht für die B1-Gewerke – Feuer 
des Prometheus oder Büchse der Pandora?
5	 Stelkens (Fußnote 2), S.31

EU-RechtNeuer Meisterzwang
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bpp-Geschäftsführer Wolfgang Korn-
feld betonte gegenüber dem BUH: „Das 
ganze Ausbildungssystem, bis hin zur 
Meisterschule, krankt an vielen Ecken 
und ist schon seit Jahren nicht mehr 
zeitgemäß. Insbesondere die Berufs-
schulen sind antiquiert.“ Kornfeld 
spricht sich deshalb dafür aus, die Aus-
bildung komplett zu reformieren und 
stellte klar: „Eine Rückkehr zur alten 
Meisterpflicht bringt überhaupt nichts, 
denn sie löst keines der Probleme, mit 
denen sich Fotografen auf einem stark 
umkämpften und expandierenden Markt 
heutzutage auseinandersetzen müssen.“

International Photographic 
Qualifications (IPQ) ein Vorbild?
Als ein Element einer neuen, modernen 
und zugleich hochwertigen Ausbildung 
von Berufsfotografen in Deutschland 
schlägt der Verband attraktive Leistungs-
zertifikate vor. Der Bund stellt dazu eine 
Jury von international anerkannten Spit-
zenfotografen, die anhand einer Fotoaus-
wahl die gestalterische und technische 
Güte sowie die Kreativität und Origina-
lität der Aufnahmen beurteilt und dafür 
ein abgestuftes Qualitätszertifikat in 
verschiedenen Kategorien und Qualifi-
kationsstufen verleihen kann. Der bpp 
orientiert sich dabei am standardisierten 

Verfahren zum Erwerb einer IPQ-Leis-
tungsqualifizierung (IPQ-Certificate), 
die er seinen Mitgliedern schon seit 13 
Jahren anbietet. Diese Bewertungen sind 
in den Niederlanden, Großbritannien 
und Amerika bereits fester Bestandteil 
der professionellen Fotografenausbil-
dung. Der bpp engagiert sich dafür, dass 
diese Qualitätsmerkmale einer professi-
onellen Portraitfotografie noch bekann-
ter gemacht werden, so dass sich die IPQ 
-Zertifizierung hierzulande als Gütesie-
gel für eine anspruchsvolle, professio-
nelle Portrait- und Hochzeitsfotografie 
besser etablieren kann.

Umfrage 2016 war eindeutig
Bei einer Umfrage unter rund 1.200 
Fotografen im Jahre 2016, die die Por-
traitfotografen vom bpp maßgeblich 
mitgestaltet hatten, sprachen sich gerade 
noch ein Drittel der Befragten für eine 
Rückkehr zur Meisterpflicht aus. Die 
Berufsqualifikation der Befragten macht 
verständlich, warum die Zustimmung 
so verhalten ausfiel Nur noch 39 % von 
ihnen gaben an, über einen Meisterbrief 
zu verfügen. Der bpp schätzt jedoch, 
dass aktuell nicht mehr als 15 – 20 % 
aller registrierten Handwerksfotografen 
einen Meisterbrief besitzen. Außerdem 
hat der bpp recherchiert, dass bereits im 

Für Leistungszertifikate statt erneuter Meisterpflicht
bund professioneller portraitfotografen (bpp) lehnt die Wiedereinführung der Meisterpflicht 
ab und überzeugt mit interessanten Alternativen

Jahr 2013 in Deutschland nur noch ins-
gesamt 29 Meisterprüfungen erfolgreich 
abgelegt wurden. Diese Zahl mache 
deutlich, „welch geringe Bedeutung eine 
Meisterausbildung heute im Fotografen-
handwerk noch hat“, kommentierte der 
Branchenverband schon damals.

Handwerkskammer nicht sinnvoll, 
Interessenvertretung Fehlanzeige
Interessant waren auch die Umfrageer-
gebnisse, die die Arbeit und Akzeptanz 
der Handwerkskammern betrafen. So 
fanden nur etwa 11 % die Mitgliedschaft 
in einer Handwerkskammer überhaupt 
noch sinnvoll. 30 % könnten sich gege-
benenfalls eine freiwillige Mitglied-
schaft in einer Kammer vorstellen. Für 
knapp 60 % machte die Mitgliedschaft 
überhaupt keinen Sinn mehr. Auch das 
Zeugnis, das die Berufsfotografen ihren 
Kammern in Sachen berufliche Inter-
essenvertretung ausstellten, fiel eindeu-
tig aus: Nur noch 2,1 % aller Befragten 
waren mit der beruflichen Interessen-
vertretung seitens ihrer Kammer zufrie-
den. Fast 85 % der befragten Fotografen 
sahen überhaupt keine Interessenver-
tretung ihrer HWK mehr für ihren 
Beruf. „Schlimmer geht’s nimmer!“, 
kommentierte der bpp diesen Befund 
treffend.� (lw)

Aushängeschild des bund professioneller portraitfotografen: die Website unter www.bpp.photography

Der bund professioneller portraitfoto-
grafen (bpp) ist nach eigenen Angaben 
die mitgliederstärkste Berufsinitiative 
professioneller, kommerzieller Portrait- 
und Peoplefotografen in Deutschland 
und damit eine der größten in Europa. 
Der bpp versteht sich als Interessen-
gemeinschaft und als eine Plattform 
für den ehrlichen Meinungsaustausch 
unter Berufsfotografen. Im Mittelpunkt 
steht die kollegiale Förderung von 
Qualität und wirtschaftlicher Entwick-
lung in der professionellen, kommer-
ziellen Fotografie. Der bpp blickt auf 
eine mehr als 30-jährige Geschichte 
zurück. Fast 20 Jahre davon hat Wolf-
gang Kornfeld als Geschäftsführer aktiv 
mitgestaltet.

bpp
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Handwerk Verbände

Das ständische Handwerk schlägt zurück
Das Forum Handwerksrecht demonstrierte, dass die Begehrlichkeiten des Meisterstandes 
mit der anstehenden Rückvermeisterung noch lange nicht erschöpft sind.

Mit dem Ziel, den „Austausch zwischen 
Praxis und Wissenschaften im Hand-
werksrecht“ zu vertiefen, lud Prof. Mar-
tin Burgi für das Ludwig-Fröhler-Institut 
für Handwerkswissenschaften (LFI) am 
7. Juni 2019 zum Forum Handwerks-
recht in die Handwerkskammer für 
München und Oberbayern. Eine will-
kommene Gelegenheit für die BUH-
Vorstände Jonas und Oliver, sich auf 
ungewohntes Terrain zu begeben und 
die Perspektive des unabhängigen Hand-
werks einzubringen.
Burgi startete die Reihe der Vorträge 
mit dem Thema, das sich wie ein roter 
Faden durch die Tagung ziehen sollte: der 
Rückvermeisterung beziehungsweise den 
„Zukunftsperspektiven von Meisterbrief 
und Handwerksordnung“. Routiniert 
und geschmeidig machte er sich daran, 
juristische Bedenken gegen eine Rückab-
wicklung der Handwerksnovelle 2004 zu 
zerstreuen. In seinem Auftragsgutachten 
für den Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) Ende 2018 hatte er 
sich bereits diesem Ziel gewidmet und 
trat damit auch vor dem Wirtschaftsaus-
schuss des Bundestages auf.
Da sich weder wirtschaftliche Notwen-
digkeiten, Ausbildungserfordernisse 
oder Qualitätsunterschiede anhand von 
konkreten Zahlen nachweisen lassen, 
wurde Burgi nicht müde, dem Gesetz-
geber zu attestieren, dass solche Nach-
weise für eine gesetzliche (Teil-)Rück-
abwicklung nicht erforderlich seien. Da 
zählt bei ihm offenbar der Wille und 
nicht die Vernunft. Beim Europarecht 
folgte der Griff in die Trickkiste: Kommt 
die Reform nur schnell genug, muss 
eine erweiterte Zulassungsbeschrän-
kung im Handwerk keiner Prüfung nach 
den neuen Europanormen unterzogen 
werden. Der Absicht der europäischen 
Regierungen, künftig Beschränkungen 
zu erschweren, muss demnach kein Res-
pekt gezollt werden.
Im Verlauf der Tagung sollte sich zeigen, 
dass lediglich Prof. Simon Bulla aus 
Augsburg den Mut besaß, dem Gastge-
ber in diesem Punkt offen zu widerspre-
chen. Kritik an der geplanten Rolle rück-
wärts war beim Wirtschaftsrechtler Prof. 

Pielow von der Ruhr-Universität Bochum 
eher zwischen den Zeilen zu hören: Die 
Strohmannproblematik (Leihmeister) 
bei Friseuren, die schwierige Abgren-
zung von traditionellen und digitalen 
Märkten, Reisegewerbe als Versorgungs-
maßnahme in strukturschwachen Regi-
onen, Konkurrenz für Arbeitnehmer 
(Fachkräfteeinwanderungsgesetz), nicht 
aber für die Unternehmen. Eine Über-
führung von Anlage B1 in Handwerke 
der Anlage A müsse insbesondere aus 
Perspektive der EU-Nachbarländer als 
reiner Protektionismus erscheinen.
An verschiedenen Punkten wurde deut-
lich, dass das ständische Handwerk auch 
die Abschaffung des Reisegewerbes auf 
seiner Agenda hat. ZDH Referatsleiter 
Schmitz durfte außerdem ausgiebig über 
das Facility Mangement klagen. Dass ins-
besondere große Immobilienkonzerne 
keine Meister beschäftigten, sondern voll-
handwerkliche Tätigkeiten im unerheb-
lichen Nebenbetrieb erledigten, bereite 
ihm anhaltende Schmerzen. Vermutlich 
wird das auch so bleiben, denn Handel, 
Industrie und Investment kann man in 
Berlin nicht so leicht die Butter vom Brot 
nehmen wie reisenden Handwerkern.
Dem armen Prof. Bulla, der die übli-
che halbe Stunde Vortrag eh schon 

mit Schmitz teilen musste, blieb als 
echte inhaltlicher Alternative dann nur 
noch eine High-Speed-Lecture. Diese 
mündete in der Forderung nach einer 
maßvollen Liberalisierung des Hand-
werksrechts bei gleichzeitiger Re-Regu-
lierung von „Systembrüchen“, etwa 
im Reisegewerbe, bei Nebenbetrieben, 
Hilfsbetrieben und Hochschulabsol-
venten als Handwerksbetriebsinhabern. 
Immerhin machte Bulla deutlich, dass 
der Missbrauch durch das Reisegewerbe 
eher akademischer Natur ist.: So seien 
im Regierungsbezirk Schwaben 2018 
ganze 60 Reisegewerbekarten für A, B1 
und B2 Handwerke ausgestellt worden. 
Dem stünden 2.300 bis 2.500 Hand-
werksrolleneinträge jährlich entgegen.
Den Gastgebern und dem Moderator 
von der HWK, Hauptgeschäftsfüher 
Hüpers, gebührt Lob und Dank dafür, 
dass auch BUH-Vertreter Gelegenheit 
zu Anmerkungen erhielten. Jonas hat 
die juristische Diskussion dabei schön 
auf einen historischen Punkt gelenkt: 
Handwerksrecht sei noch nie aus am 
Bedarf orientierten Notwendigkeiten, 
sondern immer aus den Begehrlichkei-
ten und Ansprüchen des Standes heraus 
entstanden.� (ms)

Die Podiumsgäste des Forums Handwerksrecht: (v.l.n.r.) Prof. Gunther Friedl (LFI), Hauptgeschäftsführer 
der Bundesinnung der Hörakustiker, Jakob S. Baschab, Hauptgeschäftsführer der HWK München und 

Oberbayern, Dr. Frank Hüpers (verdeckt: Prof. Simon Bulla), Referatsleiter Handwerksrecht beim ZDH, 
Klaus Schmitz, Prof. Martin Burgi (LFI) und Prof. Johann-Christian Pielow (Ruhr-Universität Bochum).
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PolitikBildung

Modernisierung der beruflichen Bildung?
Bildungsministerin Karliczek versucht, mit einem umstrittenen akademischen Adelstitel für 
Meister*innen und einer löchrigen Azubi-Mindestvergütung zu punkten.

Meister heißt jetzt „Bachelor 
Professional“
Handwerksmeister*innen aller Gewerke 
können ab Januar 2020 zusätzlich den 
Titel „Bachelor Professional“ tragen. Noch 
höherwertige duale Ausbildungsgänge, 
wie etwa der zur/ zum Betriebswirt*in, 
berechtigen künftig zum Tragen des 
Zusatzes „Master Professional“. Der 
Bundesrat hat auf seiner Sitzung Ende 
November 2019 ein entsprechendes 
„Gesetz zur Modernisierung der berufli-
chen Bildung“ gebilligt. CDU-Bildungs-
ministerin Anja Karliczek will mit den 
neuen trendigen Labeln – nach eigenen 
Angaben – die Berufsbildung stärken und 
wieder mehr junge Menschen für einen 
Einstieg in die berufliche Bildung begeis-
tern. Dafür gab es natürlich Applaus aus 
dem Handwerk, denn angeblich herrscht 
ja in der Gesellschaft im allgemeinen und 
unter Schulabgänger*innen im besonde-
ren ein regelrechter „Akademisierungs-
wahn“. Wie auch immer: Gegen die neue 
Namensgebung hatte es massiven Wider-
stand vor allem aus der Hochschulrekto-
renkonferenz gegeben, die eine Verwechs-
lungsgefahr sowie eine schleichende 
Abwertung von akademischen Abschlüs-
sen befürchtet. Durchsetzen konnten sich 
die Hochschulvertreter*innen aber nicht.

515 Euro „Azubi-Mindestvergütung“
Außerdem wurde durch die gesetzliche 
Neuregelung die sogenannte „Azubi-
Mindestvergütung“ eingeführt: Azu-
bis sollen demnach ab 2020 im ersten 
Lehrjahr mindestens 515 Euro pro Monat 
erhalten. In den weiteren Ausbildungs-
jahren soll die Vergütung dann weiter 
steigen: 2021 auf 550 Euro, 2022 auf 
585 Euro und 2023 auf 620 Euro. Nach 
diesem Einstieg soll sich die Mindest-
vergütung in den Folgejahren dann im 
Verlauf der Ausbildung jeweils um 18 
Prozent im zweiten Jahr, um 35 Prozent 
im dritten und um 40 Prozent im vierten 
Ausbildungsjahr erhöhen.

…eine Mogelpackung
Die „Mindestvergütung“ ist allerdings 
eine geschickt gemachte Mogelpackung, 
denn sie wirkt nicht – wie man wohl 
annehmen soll – als generelle Lohnun-
tergrenze für alle Auszubildenden. Eine 
verklausulierte Ausnahmeregelung sieht 
vor, dass die „Mindestvergütung“ auch 
dann noch „angemessen“ ist, wenn sie 
durch Tarifverträge unterschritten wird. 
Und selbst wenn ein Tarifvertrag einmal 
ausgelaufen ist, wirkt die Absenkung 
noch bis zum Abschluss eines neuen 
Tarifvertrags (falls es denn überhaupt 

dazu kommt) nach. Betroffen sind davon 
vor allem Azubis in den neuen Bundes-
ländern. Nach Erhebungen des Bun-
desinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
betrugen die tariflichen Ausbildungs-
vergütungen für Fleischergesell*innen 
dort 2018 im ersten Lehrjahr gerade 
einmal 310 Euro und bei Friseur*innen 
325 Euro. Nur wenig mehr bekamen 
Schornsteinfeger*innen (450 Euro) oder 
Raumausstatter*innen (480 Euro). Alle 
diese Hungervergütungen bleiben wei-
terhin zulässig. Vor diesem Hintergrund 
erscheinen die Werbeaussagen zur Neu-
regelung von Bildungsministerin Anja 
Karliczek in einem ganz anderen Licht:
„Damit drücken wir eine Wertschätzung 
für die Arbeit der Auszubildenden aus. 
Sie sind aber auch so gewählt, dass die 
Bereitschaft der Betriebe erhalten blei-
ben soll, Ausbildungsplätze anzubieten.“1

„Mit der Mindestvergütung soll zugleich 
die Sozialpartnerschaft gestärkt werden.
Tarifverträge haben Vorrang vor der 
Mindestvergütung. So können die Tarif-
partner für bestimmte Regionen oder 
Branchen auch in Zukunft passgerechte 
Lösungen finden.“2

Lobbyisten am Werk
Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
wurde übrigens ganze Arbeit geleistet: 
Im ersten Referentenentwurf aus dem 
Ministerium orientierte sich die Min-
destvergütung noch am BAföG-Satz, 
im ersten Lehrjahr immerhin 580 Euro 
pro Monat für ALLE Auszubildenden, 
ganz egal in welchem Bundesland sie 
in die Lehre gehen. Ein Unterschreiten 
der Mindestvergütung wäre für keinen 
Ausbildungsbetrieb zulässig gewesen. 
Und die Steigerungen in den Folgejah-
ren auf 609, 638 bis hin zu 667 Euro 
pro Monat wären auch wieder ALLEN zu 
Gute gekommen.� (lw)

1	 Siehe im Interview mit der Deutschen Hand-
werkszeitung unter: https://www.deutsche-
handwerks-zeitung.de/der-meister-bleibt-der-
meister/150/25630/389998
2	 Auch nicht besser, unter: https://www.bmbf.de/
de/bbig-novelle-klare-bezeichnungen-fuer-die-
berufliche-fortbildung-7279.html
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Migration Interview

Unnötige Hürden für handwerklich begabte 
Migranten weiter abbauen
Interview mit Dr. Petrik Runst, Volkswirtschaftliches Institut für Mittelstand und Handwerk 
an der Universität Göttingen e.V. (ifh Göttingen), zum Stellenwert der Ermöglichung 
beruflicher Selbstständigkeit von Migranten im Handwerk in Deutschland

Die Abschaffung der Meisterpflicht 
hat nachweislich zu einem höheren 
Migrantenanteil unter selbstständigen 
Handwerkern in den deregulierten 
Gewerken seit 2004 geführt. Dr. Petrik 
Runst, Mitarbeiter am Volkswirtschaftli-
chen Institut für Mittelstand und Hand-
werk (Uni Göttingen) hat diese erfreu-
liche Entwicklung wissenschaftlich 
untersucht und kommt zu dem Schluss, 
dass gerade das Handwerk einen guten 
Zugang in den deutschen Arbeitsmarkt 
bietet1. Im FREIBRIEF äußert er die 
Meinung, dass die Wiedereinführung 
der Meisterpflicht in den zulassungs-
freien Handwerken eine Fehlentschei-
dung wäre. Denn gerade für Migranten, 
die aufgrund schlechter Sprachkennt-
nisse vor allem auf ihre praktischen 
Fertigkeiten bauen können, wäre ein 
Zurückdrehen dieser Reform kontra-
produktiv. Wir fragen ihn daher nach 
seiner Einschätzung, was er stattdessen 
vom umgekehrten Fall, nämlich einer 
Fortsetzung der Handwerksreform hal-
ten würde? 
 
FREIBRIEF: Herr Runst, Sie haben sich 
in Ihrer Forschung mit den Auswirkun-
gen der Deregulierung im Handwerk 
auf den Arbeitsmarkt für Migranten 
beschäftigt. Lassen sich bei der Arbeits-
marktintegration von Migranten beson-
dere Effekte seit der Handwerksnovelle 
im Jahr 2004 feststellen?
 
PETRIK RUNST: In einem Forschungs-
artikel von 20182 habe ich gezeigt, dass 
die deregulierten Handwerkszweige 
nach 2004 einen sehr starken Zuwachs 
an ausländischen Unternehmern hat-
ten. Dieser Anstieg von Arbeitern mit 

1	 Wirtschaftsdienst – Zeitschrift für Wirtschafts-
politik 2018, Heft 8, Pro & Contra: Wiedereinfüh-
rung der Meisterpflicht 
https://archiv.wirtschaftsdienst.eu/jahr/2018/8/
pro-contra-wiedereinfuehrung-der-meisterpflicht/
2	 Petrik Runst: The effect of occupational licen-
sing deregulation on migrants in the German 
skilled crafts sector, Springer Science 2018

Migrationserfahrung ist direkt auf die 
Abschaffung der Meisterpflicht zurück-
zuführen. Menschen mit Migrations-
erfahrung bringen nicht die gleichen 
Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse 
mit wie die Menschen, die in Deutsch-
land geboren wurden. Außerdem ist es 
ein langwieriger Prozess von vielen Jah-
ren, bis man einen Meistertitel erwirbt – 
Lehre, Meisterausbildung – der mit Kos-
ten verbunden ist. Viele Migranten, die 
diese Abschlüsse nicht haben, können 
sich also nicht selbstständig machen. 
Fällt die Zugangsschranke, öffnet sich 
der Arbeitsmarkt für Migranten.
Interessanterweise steigt nicht nur der 
Anteil von Migranten unter den Unter-
nehmern, sondern auch unter den Ange-
stellten. Das hängt wahrscheinlich damit 
zusammen, dass Arbeitgeber oftmals in 
ihrem eigenen sozialen Umfeld nach pas-
senden Mitarbeitern suchen.

Dr. Petrik Runst ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am ifh Göttingen. Er promovierte an der George 
Mason University, VA, USA und unterrichtete an der St. Lawrence University sowie der University of 

Wisconsin, Eau Claire. Der Schwerpunkt seiner Forschungsinteressen liegt in den Bereichen Energie
ökonomik, Digitalisierung und Politische Verhaltensökonomik.

Insgesamt kann man also davon ausge-
hen, dass die Abschaffung der Meister-
pflicht die Integration von Migranten in 
den deutschen Arbeitsmarkt befördert. 
Meiner Meinung nach ist das ein wich-
tiger Punkt, der in Deutschland nur sehr 
langsam vonstatten geht. In der Ver-
gangenheit lagen die Arbeitslosigkeits-
quoten von Migranten über denen der 
Hier-Geborenen und diesen Unterschied 
findet man sogar noch bei den Kindern 
von Migranten. 

FREIBRIEF: Welche Auswirkungen hätte 
die erneute flächendeckende Einführung 
der Meisterpflicht im zulassungsfreien 
Handwerk („nach Anlage B“) zukünftig 
für die wirtschaftliche Teilhabe von Mig-
ranten?
 
PETRIK RUNST: Meiner Meinung nach 
wäre eine Wiedereinführung der Meis-
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MigrationInterview

terpflicht in den zulassungsfreien 
Handwerken eine Fehlentscheidung. 
Zunächst stellt sich natürlich die Frage, 
was mit all den Unternehmen geschieht, 
die von Menschen ohne Meisterbrief 
seit 2004 gegründet wurden. Man wird 
diese vielen Tausende Unternehmen 
kaum nachträglich schließen. Das heißt, 
sie werden wohl einen Bestandsschutz 
erhalten. Nichtsdestotrotz würde die 
Wiedereinführung der Meisterpflicht 
dazu führen, dass man Migranten, die in 
Deutschland arbeiten möchten, unnütze 
Hürden in den Weg legt.
Ich denke im Gegensatz zur aktuellen 
Diskussion, dass die Abschaffung der 
Meisterpflicht 2004 nicht weit genug 
ging. Es wäre durchaus sinnvoll zu 
prüfen, in welchen Bereichen man die 
Einstiegshürden in den Markt weiter 
abbauen könnte. Vielleicht benötigen 
Elektriker aus Gründen der allgemeinen 
Sicherheit einen Meisterbrief. Aber wäre 
es denn wirklich so falsch, dem syri-
schen Bäcker, der in seiner Heimat jah-
relang gebacken hat, in Deutschland die 
gleichen Rechte zu geben? Sollte man 
einer Französin, welche ein Cup-Cake-
Geschäft eröffnen möchte, dies wirklich 
untersagen, weil sie keinen Konditor-
Meisterbrief hat?
Ich denke, dass Migranten und Kon-
sumenten davon profitieren könn-
ten, wenn die Meisterpflicht weiter 
gelockert würde. Wollen wir wirklich 
Menschen dafür bezahlen, dass sie 
arbeitslos zu Hause sitzen, obwohl sie 
gerne arbeiten möchten und davon 
überzeugt sind, dass sie Produkte und 
Dienstleistungen anbieten können, für 
die Konsumenten bereit sind zu zah-
len? Ist dies nicht eine Verschwendung 
von Geld, Lebenszeit und „positiver 
Energie“? Gerade in Zeiten, wo das 
Alter der Bevölkerung zunimmt, soll-
ten wir Menschen, die arbeiten möch-
ten, keine Steine in den Weg legen. 

FREIBRIEF: Würde zum Beispiel die 
Überführung der lukrativen Bauberufe 
in das zulassungsfreie Handwerk mehr 
Arbeit speziell für Migranten schaffen?

PETRIK RUNST: Meine Position dies-
bezüglich ist ganz klar: Jedwede Form 
weiterer Deregulierung im Handwerk 
würde sich positiv für die Integration 
von Migranten auf dem Arbeitsmarkt 
auswirken. Es gibt unter den Migran-

ten, genauso wie überall, bessere und 
weniger gute Handwerker. Aber erfah-
rene Handwerker unter den Migran-
ten sind gut genug, um einen eigenen 
Betrieb zu gründen und zu führen. 
Hinzu kommt, dass für Migranten, 
die in der Forschungsliteratur als “low 
skilled” bezeichnet werden, handwerkli-
che Berufe leichter zugänglich sind als 
solche mit einem höheren Theoriean-
teil. Eher praktisch begabte Migranten 
erhalten dadurch auch die Chance, die 
Sprache des Gastlandes einfacher im 
Berufsalltag als durch teure Sprachkurse 
zu erlernen.
Das ist alles gut erforscht. Zum Beispiel 
ist nachgewiesen, dass Marktzugangs-
barrieren (Licensing Restrictions) in 
den US-Bundesstaaten unter anderem 
dafür sorgen, dass Arbeiter in zugangs-
beschränkten Berufen weniger mobil 
sind. Dies führt letztendlich dazu, dass 
sie nicht dort arbeiten können, wo sie 
am meisten gebraucht werden. Dieses 
ist auf die EU klar übertragbar. Die welt-
weit als besonders erfolgreich geltende 
Handwerksliberalisierung im Jahr 2004 
bei uns hat empirisch belegt, dass diese 
zu mehr Gründungen und Anstellungen 
bei Migranten geführt hat. Es ist auch 
eine Verschwendung von Humankapital, 
wenn sich eine Migrantengruppe, wie 
zum Beispiel türkische Migranten, über 
Generationen hinweg auf sehr wenige 
Branchen konzentriert, anstatt beispiels-
weise auch im Baugewerbe beruflich 
stärker selbstständig zu agieren.
Aktuell ist es so, dass die Handwerks-
betriebe dem Verbraucher vorwiegend 
hochqualitative und verhältnismäßig 
teure Leistungen anbieten. Aber nicht 
jeder kann oder möchte einen Mercedes 
fahren, sondern vielleicht lieber einen 
Dacia? Die einzige Alternative ist oft der 
Eigenbau. Der ist aber ebenfalls sehr 
teuer. Alle Berufe, in denen keine Gefah-
rengeneigtheit besteht, sollten daher 
„entmeistert“ werden. Darin würde ich 
kein Problem sehen. Bei einer erneuten 
Lockerung des Meisterzwangs würden 
wir nicht ganz das sehen, was 2004 ein-
getreten ist. Eine neue Gründungswelle 
wäre in 2020 nicht zu erwarten, weil die 
Konjunktur bisher gut lief und die Mög-
lichkeiten für abhängige Beschäftigung 
vielfältig sind. Aber eine weitere Libera-
lisierung des Zugangs zu Handwerks-
berufen würde helfen, die derzeitige 
Arbeitskräfteknappheit zu überwinden. 

Dann würden die Lohn- und Arbeitskos-
ten sinken und das Dienstleistungsange-
bot im Handwerk größer werden.
 FREIBRIEF: Hat die Politik die negati-
ven sozialen Folgen einer unzureichen-
den Einbeziehung von Migranten in 
den Handwerksbereich in Deutschland 
ignoriert?

PETRIK RUNST: Ich bin kein Soziologe, 
aber unterschiedliche soziale Gruppen 
verbinden sich untereinander durch 
übergreifende Netzwerkfäden. Wenn-
diese jedoch nur suboptimal ausgeprägt 
sind, bilden sich Parallelgesellschaften, 
davon gehe ich aus. Bei der Integration
spielen viele Stellschrauben eine Rolle, 
nicht nur der Arbeitsmarktzugang, son-
dern auch der Wettbewerbsdruck und 
die Lohnkosten. Da Deutschland mitt-
lerweile einen sehr hohen Migranten-
anteil hat, ist es sehr wichtig, dass ihre 
Integration in den Arbeitsmarkt ver-
bessert wird. Im Arbeitsmarkt werden 
Sprach- und Kulturkenntnisse erworben. 
Migranten und Nicht-Migranten lernen 
sich kennen und es entsteht gegenseiti-
ger Respekt.
Gerade vor dem Hintergrund der neu-
nationalistischen, ausländerfeindlichen 
Bewegungen halte ich dieses „Zusam-
menwachsen“ und gegenseitige Tole-
rieren und schätzen Lernen für sehr 
wichtig. Aus den heutigen Defiziten bei 
der Integration von Migranten sollte die 
Politik für die Zukunft die Lehre ziehen, 
dass Migranten, die auf besonders starre 
Marktzugangsbarrieren stoßen, um so 
höhere Kosten verursachen. Gesamt-
gesellschaftlich gesehen ist die soziale 
Integration über den Arbeitsmarkt also 
der effizienteste Weg. Dieser würde auch 
einer Entwicklung den Boden entziehen, 
bei der Migranten leicht unterstellt wer-
den kann, dass sie lediglich unproduk-
tive Einwanderer in unser Sozialhilfesys-
tem seien.
Mein Fazit zu dieser Frage lautet: Inte-
gration ist immer schwierig, aber mit 
niedrigen Zulassungsschranken in 
Handwerksberufen würde Integration 
besser gelingen. Es ist eine steile These, 
aber vielleicht würden sich Radikalisie-
rungstendenzen in Deutschland sogar 
abschwächen.
 
FREIBRIEF: Vielen Dank für das Gespräch!  

Wilhelm-Gui Mertes führte das Gespräch am 
27.08.2019 für den Freibrief



Beratung und Rechtsberatung
Wir beraten zu Fragen rund um die Exis-

tenzgründung und Sicherung.
Wir geben Tipps im Umgang mit Behör-

den und Kammern.
Wir leisten kompetente telefonische 

Beratung und vermitteln bei Rechts-
streitigkeiten an ausgewiesene Fach-
anwälte für Gewerbe- und Handwerks-
recht.

Austausch und Vernetzung
Wir bieten in Arbeitsgruppen, Kurzse-

minaren sowie auf unseren Mitglie-
derversammlungen ein Forum für den 
kreativen Austausch von Ideen und für 
politische Diskussionen.

Sie nutzen unser Netzwerk für den 
fachlichen Austausch und finden 
Kooperationspartner für geschäftliche 
Projekte.

Absicherung
Sie erhalten Zugriff auf maßgeschnei-

derte Angebote für alle Versicherungs-
fälle, ob Berufshaftpflicht, Erwerbs-
unfähigkeit oder Altersvorsorge. 
Spezialisierte Angebote für Kleinbe-
triebe, Reisegewerbetreibende und 
kreative Betriebskonzepte ohne Meis-
ter gehören selbstverständlich dazu.

Sie profitieren als BUH-Mitglied dabei 
von ermäßigten Versicherungsbei-
trägen in unseren Gruppenversiche-
rungen. Was Sie hier an Beiträgen im 
Vergleich zu anderen Versicherungsan-
bietern sparen, übertrifft nicht selten 
die Höhe des BUH-Mitgliedsbeitrags. 

Wir kooperieren mit einer Versicherungs-
agentur, die ihre Kompetenz und unser 
Vertrauen in vielen Jahren erfolgreicher 
Zusammenarbeit mit Handwerkern 
ohne Meisterbrief erworben hat.

Allein machen  
sie dich ein!

MITGLIED WERDEN!
Seit über 25 Jahren vertritt der Berufsverband der 
unabhängigen Handwerkerinnen und Handwerker – BUH e.V. 
die Interessen der vom organisierten Handwerk Verfolgten.

Rechtshilfe
Sie leiden unter der gegenwärtigen 

Rechtslage im Handwerk? Sie sind 
schweren Anfeindungen und aggres-
siven Vorgehensweisen durch konkur-
rierende Meisterbetriebe, Handwerks-
kammern oder Behörden ausgesetzt? 
Üble Nachrede, Ordnungswidrigkeits- 
und Gerichtsverfahren, Bußgelder oder 
Hausdurchsuchungen machen Ihnen 
das Leben schwer und bedrohen Ihre 
wirtschaftliche Existenz?

Wir sammeln 10 % der Mitgliedsbeiträge 
im Rechtshilfefonds des BUH. Dieser 
Fonds ist eines der Herzstücke des 
Berufsverbands. Er ermöglicht einen 
langen Atem, wo der Einzelne den 
Weg durch die Gerichtsinstanzen aus 
Geldmangel und aus Isolation aufge-
ben muss. Nach Lage des Einzelfalls 
entscheidet der BUH, ob und in wel-
cher Höhe Mittel aus diesem Solidar-
fonds zur Verfügung gestellt werden. 
Ein Rechtsanspruch auf finanzielle 
Unterstützung besteht nicht.

Weiterbildung und Information
Sie erhalten vergünstigten Zugang zu 

allen Seminaren und Bildungsange-
boten des BUH.

Wir informieren Sie in unserer Mitglie-
derzeitschrift FREIBRIEF.

Der BUH mischt sich ein
Wir nehmen fachkundig Stellung. 

Gesetzgeber und Gerichte sind an der 
Position des Berufsverbandes interes-
siert. Sie erbitten Stellungnahmen zu 
Urteilen oder Gesetzentwürfen, wie 
etwa im Zuge der Meisterprämie in 
den Ländern oder den verschiedenen 
Reformen der Handwerksordnung

Wir vertreten Ihre Interessen als meister-
freier Handwerker in Kontakten und 
persönlichen Gesprächen mit Politikern.

Wir intervenieren bei zahlreichen Telefona-
ten, Briefwechseln und direkten Gesprä-
chen, wenn Kammern und Behörden in 
unzulässiger Weise Existenzgründungen 
im Reisegewerbe und anderen zulas-
sungsfreien Formen selbstständiger 
handwerklicher Tätigkeit behindern.

Der BUH mischt auf,  
mischen Sie mit!
Wir sind auf politischen Veranstaltun-

gen präsent und sensibilisieren für die 
Probleme im Handwerksrecht. Um die 
politische Alltagsroutine zu durchbre-
chen, schrecken wir auch vor frechen 
und außergewöhnlichen Auftritten 
nicht zurück. 

Wir organisieren öffentlichkeitswirk-
same Aktionen und lenken die Auf-
merksamkeit auf die unerträgliche 
Verfolgung von Handwerkern ohne 
Meisterbrief.

Wir verleihen der Forderung nach diskri-
minierungsfreier Gewerbefreiheit im 
Handwerk Nachdruck. 

Von Ihrer Mitgliedschaft beim BUH 
profitieren Sie also ganz persönlich 
und leisten gleichzeitig einen wichtigen 
Beitrag zur Befreiung des Handwerks 
vom Meisterzwang!

Mitgliederservice
Di., Do. und Fr. von 10 – 13 Uhr
Tel. 04231/935325
Fax 04231/95666-81
mitgliederverwaltung@buhev.de
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Köln (lw) – Hans-Peter Wollseifer, ZDH-
Präsident und Präsident der Handwerks-
kammer zu Köln, hatte der Öffentlichkeit 
Ende März 2019 unangenehme Fakten zu 
bestätigen, nachdem die delikaten inter-
nen Vorgänge durchgesickert waren: Die 
Handwerkskammer hatte den Hauptge-
schäftsführer Ortwin Weltrich und sei-
nen Stellvertreter Peter Panzer wegen 
einer Finanzaffäre von „seinen Aufgaben 
entbunden“ – wie es beschönigend hieß. 
Nach Presseinformationen sollen die 
Herren Weltrich und Panzer ihre „Ver-
mögensbetreuungspflicht“ verletzt haben. 
Offenbar haben sie wohl, so die Vorwürfe, 
Gewinne einer GmbH, bei denen sie 
neben ihrer Tätigkeit bei der Kammer als 
Geschäftsführer tätig waren, künstlich 
hochgerechnet und so von Zusatzzahlun-
gen profitiert, die daran gekoppelt waren. 
Den Vorwurf, er habe sich durch die 
mit falschen Abrechnungen entstan-
denen höheren GmbH-Gewinne und 
damit höheren Zusatzzahlungen für 
die Geschäftsführer bereichern wol-
len, weist der 63-jährige Weltrich in 
der Kölnischen Rundschau Ende März 
zurück. „Seit seinem Antritt im Jahr 
2007 als GmbH-Geschäftsführer habe er 
rund 45.000 Euro an Tantiemen erhal-
ten. Neben einem niedrigen GmbH-
Geschäftsführergehalt hält Weltrich 
das für keine zu hohe Summe.“ Zum 
Vergleich: Das Jahresgehalt Weltrichs 
erreichte, nach Informationen des Köl-
ner Stadtanzeigers, zuletzt einschließ-
lich einer erfolgsabhängigen Zusatzzah-
lung rund etwa 200.000 Euro. 

„Die Kammer“, so Wollseifer, werde „die 
Situation bis ins kleinste Detail ermitteln 
und offenlegen und Schadensersatz ein-
fordern.“ Wir sind gespannt, ob dieses 
Versprechen eingelöst wird.
Etwas Gutes hatte der Skandal aber doch, 
spottet die Kölner Rundschau. Die Kam-
mer konnte sich einige Tage nicht, wie 
sonst üblich, über den Nachwuchsman-
gel und den Wegfall der Meisterpflicht 
bei Fliesenlegern beschweren oder 
über die vielen städtischen Baustellen 
meckern, die ihren Mitgliedsfirmen 
durch Staus die Zeit rauben.

Garrelt Duin neuer Hauptgeschäftsführer
Weltrichs Nachfolger als Hautptge-
schäftsführer soll Garrelt Duin (51, 
SPD) werden, so pfiffen es bereits 
im Frühsommer die Spatzen von den 
Dächern. Und so kam es dann auch. 
Wunschgemäß setzte sich Duin souve-
rän gegen 16 andere BewerberInnen 
durch und wurde am 22. Juli von der 
Hauptversammlung der Kammer ein-
stimmig zum neuen Hauptgeschäfts-
führer gewählt. Mitte September hat 
Duin seinen Posten angetreten, erklärte 
die Handwerkskammer Köln auf Nach-
frage des BUH. Duin ist in NRW ein 
politischen Schwergewicht: Er war von 
2012 bis 2017 NRW-Wirtschaftsminister 
im Kabinett von Hannelore Kraft (SPD), 
ist seit März 2018 Personalchef der Anla-
genbausparte „Industrial Solutions“ bei 
Thyssen-Krupp und seit Ende September 
2018 Aufsichtsratsvorsitzender des Köl-
ner Stadtwerke-Konzerns.

Finanzaffäre bei der HWK Köln Hintergrund

Die Handwerkskammer zu Köln enga-
giert sich auch in der Entwicklungszu-
sammenarbeit, derzeit überwiegend in 
Afrika, in Malawi, Togo, Uganda und 
Palästina. Solche Projekte hat die Kam-
mer in eine eigene Gesellschaft, die 
Bildungs- und Beratungsgesellschaft 
(BuB-GmbH), ausgelagert. Dort wa-
ren Ortwin Weltrich und Peter Panzer, 
genau wie in der Kammer, Hauptge-
schäftsführer und Stellvertreter. 
Da aber Entwicklungshilfe nicht zu 
den eigentlichen Aufgaben der Kam-
mer zählt, wird die Arbeit der BuB-
GmbH unter anderem aus staatlichen 
Zuschüssen finanziert. Für die ange-
sprochenen vier aktuellen Hilfsprojek-
te zahlt der Bund insgesamt Personal-
zuwendungen von annähernd 150.000 
Euro jährlich. 
Der Schaden soll der Kammer vor al-
lem dadurch entstanden sein, weil sie 
ihrer Tochtergesellschaft BuB Personal 
zur Verfügung stellte, ohne die Kosten 
hierfür zu berechnen. Die Folge: Die 
Gewinne der BuB-GmbH fielen höher 
aus, da die für das Personal vorgese-
henen Gelder des Bundes in der Kas-
se der Tochterfirma verblieben. Das 
unsaubere Abrechnungsverfahren 
zwischen der Kammer und ihrer in der 
Entwicklungshilfe tätigen Tochterfirma 
besteht offenbar seit deren Gründung 
im Jahr 1995. 
Der finanzielle Schaden für die Hand-
werkskammer, die mit den Pflicht-
beiträgen ihrer Mitgliederbetriebe 
wirtschaftet, betrage – nach dem 
Gutachten einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft – rund 1,1 Millionen 
Euro, berichtete der Kölner Stadtan-
zeiger im Mai 2019. Außerdem be-
richtete die Zeitung, dass lediglich 
die Unterlagen für die Jahre 2009 bis 
2018 ausgewertet wurden, weil dieser 
10-Jahreszeitraum für eine Haftung 
entscheidend sei. 
Der gesamte Verlust, der seit 1995 ent-
standen ist, dürfte daher noch um eini-
ges größer sein. Als Folge der Unregel-
mäßigkeiten sollte die Bildungs- und 
Beratungs-GmbH spätestens bis zum 
Jahresende 2019 aufgelöst werden, 
kündigte Wollseifer in dem Bericht an.

Hans-Peter Wollseifer, ZDH-Präsident und Präsident der Handwerkskammer zu Köln, auf einer 
Veranstaltung der Friedrich-Ebert-Stiftung in Berlin 2016 (Foto: Simeunovic)
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Bäckerei klagt erfolgreich gegen willkürlich festgesetzte „Lehrlingsgebühr“ der 
Kreishandwerkerschaft

HWK Dortmund kapituliert
Verwaltungsgericht kassiert überhöhte 
Gebührenbescheide

Kassel (lw) – Nach einem Bericht des 
Bundesverbandes für freie Kammern 
(BffK) musste die Handwerkskammer 
(HWK) aus Dortmund im Juli zwei über-
höhte Gebührenbescheide an Kammer-
mitglieder über insgesamt 3.500 Euro 
zurückziehen. Darauf geklagt hatte ein 
Handwerker und BffK-Mitglied vor dem 
Verwaltungsgericht in Gelsenkirchen. 
Die Beitragsbescheide hob das Ver-
waltungsgericht kurzerhand noch im 
Gerichtssaal auf. In einem Verfahren 
ging es um die Jahre 2011 und 2012, in 
dem anderen um das Jahr 2017. 
Die HWK-Dortmund hatte im Vorfeld 
nicht außergerichtlich eingelenkt und 
bekam dann im Prozess eine Lehrstunde 
in ordnungsgemäßer Haushaltsfüh-
rung: Scharf kritisierten die Richter die 
Rücklagen- und Vermögensbildung der 
Kammer für die Jahre 2011 und 2012. 
Danach wollte die HWK darüber auch 
nicht mehr diskutieren und der entspre-
chende Bescheid, über immerhin knapp 
1.900 Euro, wurde aufgehoben. 

Im Verfahren um das Beitragsjahr 2017 
leisteten die HWK-Vertreter anfänglich 
noch vorsichtigen Widerstand, kapitu-
lierten dann aber angesichts der vor-
gebrachten Fakten. Nach Aussagen 
des Verwaltungsgerichts hat die Hand-
werkskammer ohne entsprechende 
Kalkulation, ohne entsprechend klare 
Zweckbindung und teilweise auch zu 
unzulässigen Zwecken Rücklagen gebil-
det. „Solche Rücklagen sind dann nichts 
anderes als sinn- und zweckfreies Ver-
mögen“. Das klare Urteil der Richter lau-
tete daher auch, dass der Bescheid für 
2017 über einen Beitrag von knapp 1.600 
Euro ebenfalls aufgehoben wird. 
Die HWK Mannheim hatte, nach einem 
ähnlichen Urteil, ein ebenfalls zweck-

frei angehäuftes Vermögen zumindest 
in Teilen wieder an die Mitglieder aus-
geschüttet. In einer sehr knappen und 
sachlichen Pressemitteilung der Kam-
mer ist dazu zu lesen: „In Umsetzung 
eines verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens im vergangenen Jahr wurde 
die Senkung der Betriebsmittelrück-
lage, aufgrund einer wirtschaftlichen 
Haushaltsführung, auf 2.158.000 Euro 
beschlossen. (...) Die Vollversammlung 
hat somit eine Beitragsentlastung für 
die Mitgliedsbetriebe von 631.000 Euro 
beschlossen, die bei der Beitragsfestset-
zung 2019 umgesetzt wird.“
Man darf gespannt sein, welche Konse-
quenzen die HWK Dortmund aus dem 
aktuellen Urteil zieht.

Trier (bffk) – Das Verwaltungsgericht 
Trier hat nun seine Entscheidung 
zu den Zwangsgebühren für Nicht-
Innungsmitglieder veröffentlicht 
(VG Trier, Urteil vom 19. März 2019 
– 2 K 5291/18.TR). In mindestens zwei 
Kreishandwerkerschaften im Hand-
werkskammerbezirk Trier werden von 
Nicht-Innungsmitglieder seit 2017 
sogenannte „Lehrlingsbetreuungsge-
bühren“ erhoben. Gegen eine solche 
Zwangsgebühr hat sich die Bäckerei 
„Wildbadmühle“ mit Unterstützung 
des Bundesverbands für freie Kam-
mern e.V. (bffk) gewehrt. Das nun ver-
öffentlichte Urteil gibt der Klage auf 
der ganzen Linie Recht. Demnach war 
die Gebührenerhebung schon allein 
deswegen rechtswidrig, weil ihr keine 
individuell zurechenbare Gegenleis-
tung gegenüber stand
Das Gericht hat im Sinne der erhobe-
nen Klage auch eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes festgestellt. 
Tatsächlich können insbesondere für 

größere Betriebe mit vielen Auszubil-
denden die Kosten für diese Lehrlings-
betreuungsgebühr höher ausfallen als 
die Kosten für die Innungsmitglied-
schaft, bei der die Lehrlingsbetreuung 
bereits enthalten ist.
Das Gericht ist aber auch dem Argu-
ment gefolgt, dass eine pauschale 
Gebührenerhebung durch die Kreis-
handwerkerschaft über alle Gewerke 
rechtswidrig ist. So dürfen allgemeine 
Kosten der Innungen und Kreishand-
werkerschaften ebensowenig auf 
Nicht-Innungsmitglieder umgelegt 
werden wie Kosten für Werbung und 
Werbeveranstaltungen allgemeiner Art. 
Dass bei der Erhebung der pauscha-
len Gebühr über alle Gewerke zudem 
ignoriert wurde, dass die bei der Kal-
kulation berücksichtigten Investitions-
kosten zwischen den Gewerken mas-
sive Unterschiede aufwiesen, wurde 
ebenfalls durch das Gericht bemängelt. 
Die bei der Kalkulation berücksichtig-
ten Investitionen in die Lehrlingsaus-

bildung lagen in einem Jahr bei den 
Schreinern bei 52.000 Euro, während 
für die Bäcker überhaupt keine solchen 
Investitionen getätigt wurden.
Angesichts der mehr als deutlichen 
Gerichtsentscheidung – eine Berufung 
wurde nicht zugelassen – darf schon 
die Frage gestellt werden, was die Juris-
ten bei der für die Rechtsaufsicht über 
die Innungen und die Kreishandwer-
kerschaften zuständigen Handwerks-
kammer Trier, die diese Gebühren aus-
drücklich genehmigt haben, eigentlich 
beruflich machen...
Von erheblicher Bedeutung ist auch die 
Frage, wie nun seitens der Innungen 
mit den seit 2017 abkassierten Gebüh-
ren verfahren wird. Denn zunächst 
profitiert nur das bffk-Mitglied, wel-
ches gegen die Bescheide vorgegangen 
ist, von dem Urteil. Handwerkspoli-
tisch werden die Innungen aber ent-
scheiden müssen, ob sie die offenkun-
dig zu Unrecht vereinnahmten Gelder 
einfach behalten wollen.

Handwerkskammer Dortmund, Reinoldistraße 7/9 (Foto: Lucas Kaufmann | commons.wikimedia.org)
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Meister gut, alles gut!
Schon 2015 forderte die SPD in Kassel alles

Kassel (jk) – Nicht nur das vermeisterte 
Handwerk träumt von der totalen Ver-
meisterung, sondern auch der Unter-
bezirk der SPD Kassel. Bereits ein 
einmütiges Treffen mit Vertretern der 
Gewerbefreiheitsgegner des Handwerks 
führte im April 2015 zu einem Antrag, 
die Handwerksordnung zu erweitern.
In Zukunft sollten auch Handwerker im 
Reisegewerbe der Meisterpflicht unter-
worfen werden. Das garantiere „gute 
Ausbildungsplätze, gute und gerechte 
Löhne, faire Arbeitsbedingungen, gute 

Qualitätsstandards“ und „letztlich 
Zufriedenheit für den Verbraucher“ 
(Zeile 35 – 38, Antrag B1, Den deutschen 
Meisterbrief schützen vom 14.04.2015).
Der Antrag bemängelt, dass bei mobilen 
Friseuren „weder die Pflicht zur Eintra-
gung in die Handwerksrolle, noch die 
Ablegung einer Meisterprüfung, noch die 
Abführung von Kammerbeiträgen und 
auch keine Beteiligung am solidarischen 
deutschen Kammersystem“ (Z. 43 – 45, 
Antrag vom 15.04.2015) gegeben ist.
Die Erkenntnis, nach der das „deutsche 
Kammersystem“ solidarisch sein soll, 
blieb freien Handwerkern bislang ver-
schlossen. Im übrigen sind alle Gewer-

betreibenden kammerpflichtig (IHK/
HWK). Warum aber eine Nichtmitglied-
schaft zum „dauerhaften Rückgang qua-
lifizierter Arbeitsplätze“ führen sollte, 
wurde nicht näher erläutert. Außerdem 
orakelt die SPD im Antrag über einen 
Abwärtstrend bei den Löhnen, der dem 
Mindestlohngedanken der SPD wider-
spräche. 
Dies stelle nach den Antragstellern eine 
„klare Bevorteilung“ dar. Es könne nicht 
sein, dass das deutsche Gewerberecht 
Gewerbetreibenden (ohne Meistertitel) 
„die Möglichkeit einräumt, ein Dach 
ohne jegliche Qualifikation zu decken 
oder Friseurtätigkeiten auszuüben“. 

Rückvermeisterungsgesetz:  
Lobbydruck verwässert 
Meisterrolle
Berlin (lw) – Die schlechte Nachricht: Die 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
unscheinbare Kleine Anfrage der Linken 
(Drucksache 19/16391) bringt die Ein-
flussnahme auf die Gesetzgebung ans 
Licht: Zwischen Mai 2018 und Septem-
ber 2019 gaben sich in Berlin die Vertre-
ter der Handwerkslobby buchstäblich die 
Klinke in die Hand. Besonders vehement 
wirkten Spitzenvertreter von DGB und 
IG-Metall auf den Gesetzentwurf ein, die 
zusammen neun Mal vorstellig wurden, 
gefolgt von Funktionären des ZDH, die 
sich dreimal einmischten. Daneben gab 
es Gespräche mit dem Fachverband der 
Raumausstatter, Vertretern der Bayeri-

schen Bauinnung, dem Bundesverband 
Holz und Kunststoff, dem DIHK, der Koa-
litionsarbeitsgruppe Meisterbrief, der Lan-
desvertretung der HWKn aus Niedersach-
sen, Vertretern diverser Innungsverbände, 
dem Vorstand des DHKT, der HWK 
Hannover und schließlich verschiedenen 
Familienunternehmern.
Die gute Nachricht: Die meisterfreien 
Handwerker haben ihre Chance genutzt 
und 2019 noch schnell massenhaft 
Betriebe in den bedrohten B1-Gewerken 
gegründet. Einen regelrechten Grün-
dungsboom erlebten NRW und Baden-
Würtemberg (BaWü). In NRW waren im 
Bauhauptgewerbe sowie im Ausbauge-
werbe (Fliesen-, Platten- und Mosaikleger 
Estrichleger Parkettleger, Rollladen- und 
Sonnenschutztechniker, Raumausstat-
ter) insgesamt 4.749 Neugründungen 

zu verzeichnen; davon allein 3.000 bei 
den Fliesenlegern. In BaWü zeigt sich 
ein ähnliches Bild: Hier gab es 2019 sogar 
5.734 neue Betriebe. Zahlen aus anderen 
Bundesländern liegen vielfach noch nicht 
vor, doch der Trend ist eindeutig.

Das Ende der Meisterrolle
Durch das Gesetz wird es 2020 zu hefti-
gen Verwerfungen in den Meisterrollen 
kommen. In NRW migrieren zum Bei-
spiel rund 25.000 Betriebe ohne Meister-
brief in die Meisterrolle(n) des Ausbauge-
werbes, die dadurch auf mehr als 60.000 
Mitglieder anschwellen. Der Anteil der 
Meisterbetriebe hingegen sinkt dadurch 
dort mit einem Schlag auf unter 60 %! 
In anderen Kammerbezirken dürfte es 
ähnlich aussehen. Haben die Rückver-
meisterer diesen Effekt gewollt?

Vom Paulus zum Saulus – Sören Bartol (SPD)

Berlin (jk) – Bereits im November 2018 
führten wir ein Gespräch mit dem stell-
vertretenden Vorsitzenden der SPD-
Bundestagsfraktion, Herrn Sören Bar-
tol (Marburg-Biedenkopf), und der 
SPD-Abgeordneten Sabine Poschmann 
(Dortmund), Berichterstatterin der Frak-
tion zum Thema Handwerk. Bartol war 
mit Dr. Carsten Linnemann (CDU) inner-
halb der GroKo federführend bei der Ini-
tiative zur Wiedereinführung der Meister-
pflicht. 
Linnemann begann 2016, die Idee in die 
CDU hineinzutragen. Im Jahr 2005, also 
kurz nach der Handwerksnovelle, hielt 
Bartol „das neue Handwerksrecht mit der 
Lockerung des Meisterzwangs“ noch für 

„eine Erfolgsgeschichte“1. 
Er verteidigte die Novelle 
gegen Vertreter des eta-
blierten Handwerks: die 
Reform brächte „mehr 
Gewerbefreiheit, mehr 
Kundenfreundlichkeit 
und mehr Beschäftigung 
im Handwerk“.
Von uns darauf angesprochen, ob in die 
Pläne zur Wiedervermeisterung auch 
Erfahrungen und Kritik meisterfreier 

1	 Bartol: Das neue Handwerksrecht ist eine Er-
folgsgeschichte!, vom 17.08.2005 
https://www.bartol.de/service/pressemitteilungen/ 
2007/bartol-das-neue-handwerksrecht-ist-eine- 
erfolgsgeschichte, aufgerufen am 24.10.2019

Unternehmer und Existenzgründer einge-
flossen seien, antwortete der Abgeordnete: 
„Das brauche ich nicht. Mein Nachbar ist 
Fliesenlegermeister, der hat mich umfas-
send informiert.“ Solche Einseitigkeit in 
der Meinungsbildung eines Gesetzgebers 
nährt ihrerseits Vorurteile über mangelnde 
Fachkenntnis in Politikerkreisen.
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HandwerkMeldungen

99 – 93 % Männer in technischen 
Gewerken und Bau-/Ausbaugewerbe

Bremen (jk) – Bei einer Anfrage der FDP 
an die Bremer Bürgerschaft im Jahre 
2017 über den Frauenanteil im Hand-
werk stellte sich heraus, dass die Bremer 
Handwerkskammer dafür keinerlei Sta-
tistik vorhält. In der Antwort der Bür-
gerschaft musste man auf Zahlen der 

Verden (jk) – Zu den 12 vorgesehenen 
Gewerken, die zurück in die Meister-
pflicht gezwängt werden sollen, gehö-
ren die Bestatter nicht. Das Berufsbild 
unterlag noch nie dem Meisterzwang 
und hat nur noch in geringem Umfang 
einen handwerklichen Charakter. Zwar 
gingen sicherlich einige Bestatterbe-
triebe auch aus Tischlereien hervor, 
doch für die sogenannte „Rückvermeis-
terung“ mussten sich die Befürworter 
des Meisterzwangs bei der Anhörung im 
Wirtschaftsministerium in der Schlange 
ganz hinten anstellen.
Auch wenn die Gefahrengeneigtheit 
ein ziemlich abwegiges Kriterium für 
das letzte Transportmittel in Richtung 
Friedhof ist, hatten sich die Meisterbe-
statter bei der Olympiade der Gefahren-
geneigtheiten einen oberen Platz auf 
dem Treppchen erhofft.
Die herbeigerufene Meisterpflicht sollte 
nun der Vermeidung von illegaler Mül-
lentsorgung in Särgen dienen und es 
wurde angenommen, das zumindest 
ein Bestattungsmeister zuverlässig den 
Unterschied zwischen Mülltonne und 
Sarg erkennen würde. 
Für Angsthasen und Hypochonder 
wurden hygienische Aspekte und die 
„Abwendung von Gesundheitsgefahren“ 
angeführt und geschmackvoll veran-
schaulicht: „Wer mit toten Menschen 
umgeht, sollte nicht die Fruchtsaftpresse 
bedienen“, erklärte „Bestattungsrechtler“ 
Prof. Spranger. Der Fruchtsaftliebhaber 
hält in seinem Gutachten im Auftrag 
von Innungen und Unternehmerver-
bänden des Bestattungsgewerbes die 
Einführung der Meisterpflicht für einen 
Musterfall einer erlaubten „subjektiven 
Berufszugangsvoraussetzung“ und sieht 
keinerlei Konflikte mit der Verfassung 

Herrenüberschuss im 
Bremer Handwerk

Bestatter begraben Berufsfreiheit 

Gleichstellungsbeauftragten zurückgrei-
fen, die anlässlich einer Beratung im Jahr 
2011 erhoben wurden. Hierbei handelte 
es sich um eine Schätzung per Handaus-
zählung auf Basis der Mitgliedsunterneh-
men aus dem Jahr 2010.
Der Frauenanteil im Kosmetikgewerbe 
war mit ca. 80 % am höchsten, gefolgt 
von einem Anteil von ca. 60 % im Fri-
seurgewerbe und 45 % in den Ände-
rungsschneidereien. 37 % der erfassten 
Personen im Goldschmiedehandwerk 

oder dem EU-Recht, wie Stefan Range 
in der DHZ vom 08.07.2019 berichtet. 
Der Schwerpunkt der Argumentation 
der Bestatter liegt demnach auf einer 
erhofften Vorbeugung von Betrug im 
eigenen Gewerbe, neben der gewohnten 
Weltuntergangsverhinderungsstrategie 
in Gestalt der Vermeisterung. Wenn 
man den Bestattern glauben schenken 
möchte, haben sie die Welt schon vor 
Seuchenausbruch und andere Infektio-
nen gerettet.
Gegner der Meisterpflicht wissen: Dafür 
gibt es Vorschriften, die gut ausgebildete 

waren weiblich, im Bereich der Gebäu-
dereinigung waren es nur ca. 20 %. Das 
Schlusslicht bilden die technischen 
Gewerke und die Bau-/Ausbaugewerke 
mit einem Frauenanteil von nur ca. 
1 – 7 %. Handwerk hat weiterhin goldene 
Hoden. 

Quelle: https://www.bremische-buergerschaft.de/
drs_abo/2017-02-22_Drs-19-948_2f61b.pdf

Meister sicherlich auch besser zu umge-
hen wissen, wenn sie denn motiviert 
sind. Unseriöses Gebaren und Betrug 
lassen sich kaum durch eine Berufszu-
gangsschranke verhindern. Der Verband 
unabhängiger Bestatter e.V. sieht das 
denn auch kritisch und schlägt stattdes-
sen eine gewerberechtliche Prüfung der 
persönlichen Zuverlässigkeit vor, wie wir 
sie bereits aus dem Reisegewerbe ken-
nen. Zwielichtige Gestalten, Betrüger 
und andere Gauner vertreibt die Meis-
terausbildung jedenfalls nicht von selbst. 
Auch ein als Meister qualifizierter Betrü-
ger bleibt ein Betrüger.
Der Berufsverband der unabhängigen 
Bestatter und die Fachgruppe Bestatter 
in der Fachinnung Holz und Kunst-
stoff Saar stehen für den Fortbestand 
der Gewerbefreiheit: „Die Fachgruppe 
Bestatter als zuständige Innung für das 
Bestattungswesen im Saarland lehnt 
die erstmalige Einführung einer Meis-
terpflicht als Regelvoraussetzung für 
den Zugang zum Bestatterberuf ab. Es 
ist kein wie auch immer gearteter Miss-
stand im deutschen Bestattungswesen 
erkennbar, der eine solche Beschränkung 
der Berufsfreiheit erforderlich machen 
würde. Diese würde insbesondere klei-
nere Bestattungsunternehmen treffen, 
die gerade in eher ländlichen Strukturen 
und im Zusammenhang mit dem Betrieb 
einer Schreinerei eine wohnortnahe 
Versorgung der Bevölkerung sicherstel-
len. Das Begehren zur Einführung einer 
Meisterpflicht im Bestattungswesen ist 
eindeutig von dem Wunsch getrieben, 
sich lästiger kleinerer Konkurrenz zu 
entledigen. (Quelle: Beschlussantrag zur 
Versammlung der Fachgruppe Bestatter 
in der Fachinnung Holz und Kunststoff 
Saar am 16. März 2019)

Prof. Tade Spranger erläutert sein Gutachten auf 
der Pressekonferenz „Meisterpflicht für den Be-

statter“ vom 20.07.2019 (Foto: DIB – Deutsches 
Institut für Bestattungskultur GmbH, 2019)
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Kfz-Innung Salzgitter dreht am Rad und legt DEKRA-Prüfstand lahm

Vermischtes Meldungen

Göttingen (lw) – Die Stadt Göttingen 
räumte zuvor die illegale Weitergabe der 
Daten von Reisegewerbetreibenden an 
die Handwerkskammer ein. Der BUH 
hatte schon lange einen entsprechenden 
Verdacht, weil Antragsteller nach Ausstel-
lung der Reisegewerbekarte regelmäßig 
Post von der Handwerkskammer beka-
men. Auf wiederholte schriftliche Nach-
frage räumte 2017 eine Mitarbeiterin der 
Stadt den Verstoß gegen den Datenschutz 
gegenüber dem BUH freimütig ein: „Tat-
sächlich wurden die Daten von Reisege-
werbetreibenden irrtümlich auch an die 
Kammern gesendet. Hier liegt ein Fehler 
im bei der Stadt Göttingen eingesetzten 
Gewerbeprogramm vor. Es wurde Rück-
sprache mit dem Betreiber der aktuell 
eingesetzten Gewerbesoftware gehalten. 
Dieser räumte ein, dass das Programm 

Göttingen – Stadt, die Wissen schafft*

BUH stellt Verletzung des Datenschutzes von Reisegewerbetreibenden ab

keine Filterung bei der Weitermeldung 
von Reisegewerbekarten vornimmt.“ 
Vermutlich über mehrere Jahre hin-
weg wurden so bis mindestens Ende 
2017 Daten weitergeleitet. Der Fehler 
liegt allerdings nicht beim Betreiber 
der Gewerbesoftware, sondern bei der 
Behörde selbst, denn sie wurde nach  
BUH-Beschwerden und auf Betreiben 
der niedersächsischen Datenschutzbeau-
tragten bereits im Juli 2014 vom Nieder-
sächsischen Wirtschaftsministerium aus-
drücklich darüber informiert, dass eine 
Datenübermittlung an die Kammern „in 
jedem Fall unzulässig ist.
Der BUH schaltete deshalb die Landes-
beauftragte für den Datenschutz ein, die 
schließlich im Herbst 2018 mitteilte: 
„Die neu eingesetzte Softwarelösung 
verfügt bei der Erfassung über eine 

Salzgitter (lw) – Und ewig grüßt das 
Murmeltier: Bereits zum dritten Mal 
seit 2010 versucht die Kfz-Innung aus 
Salzgitter einem BUH-Mitglied, das 
einen Gebrauchtwagenhandel führt, 
den zusätzlichen Betrieb eines DEKRA-
Prüfstandes zu untersagen. Zweimal ist 
die Innung mit diesem Vorhaben bereits 
gescheitert. Trotzdem hat im Frühjahr 
ein sogenannter „Sachverständiger“ die 
Anlage erneut „stillgelegt“, obwohl eine 
Anwältin des Händlers das Ansinnen der 
Innung schon vorher als rechtswidrig 
zurückgewiesen hatte.

Rechtsgrundlage zweifelhaft
Die Innung stützt sich auf eine Ände-
rung der Straßenverkehrszulassungs-
verordnung aus dem Jahr 2012. Den 
genauen Wortlaut der Verordnung 
erspare ich Euch. Die krause Argumen-
tation darin geht so: Weil bei der Prü-
fung auf dem Prüfstand Schäden am 
Fahrzeug festgestellt werden könnten, 
deren Behebung nur durch einen Kfz-
Meisterbetrieb erfolgen dürfte, ist bereits 
der Betrieb der Anlage meisterpflichtig. 
Logik? Fehlanzeige! 
Und den „Betrieb“ muss man sich übri-
gens so vorstellen: Unser Mitglied hält 
die Anlage lediglich bereit und funkti-
onsfähig. Zu den Prüfterminen kommt 

ein DEKRA-Sachverständiger angereist, 
bedient die Anlage, druckt die Ergeb-
nisse der Diagnose(n) aus und stellt sie 
dem Kunden in Rechnung. Was kann 
daran meisterpflichtig sein? 
Hinzu kommt: Die angesprochene 
Straßenverkehrszulassungsverordnung 
sieht ausdrücklich einen Bestands-
schutz für Anlagen vor, die vor Oktober 
2006 erstmals in Betrieb genommen 
wurden. Darauf weist sogar der „Sach-
verständige“ in seinem Schreiben in 
einer Fußnote hin. Und um die Verwir-
rung komplett zu machen: Die Anlage 
ist bereits ein halbes Jahr länger im Ein-

Trennung zwischen den Anmeldungen 
für stehendes und für das Reisegewerbe. 
Demnach kann für die Kammern ver-
lässlich eine Weitergabe im Falle eines 
Reisegewerbes ausgeschlossen werden.“
Der Bitte des BUH, alle Reisegewerbetrei-
benden über die illegale Weitergabe ihrer 
Daten zu informieren, ist die Stadt nach 
unserem Wissen bis heute nicht nachge-
kommen. Es lässt sich nicht nachweisen, 
ob die Stadt der Forderung des BUH 
nachgekommen ist, das niedersächsische 
Wirtschaftsministerium in einer förmli-
chen Mitteilung über die Weitergabe zu 
informieren, so dass das Ministerium 
seine Rechtsaufsicht über die Kammern 
wahrnehmen kann und die Löschung der 
zu Unrecht erlangten und gesammelten 
personenbezogenen Daten anordnet.
Trotz eines eklatanten Verstoßes gegen 
den Datenschutz bleibt also noch Eini-
ges im Dunkeln. 

*Offizieller Werbespruch der Stadt Göttingen

satz als gefordert, und die Innung weiß 
das auch. Neuerdings beruft sich die 
Innung zur Begründung für die Stillle-
gung der Prüfanlage deshalb zusätzlich 
auf Beschlüsse eines internen Arbeits-
kreises, also einer noch schwächeren 
Rechtsgrundlage.
Es wird sich zeigen, ob eine Verordnung 
und interne Beschlüsse eine hinrei-
chende Ermächtigungsgrundlage dar-
stellen, um die Berufsfreiheit dermaßen 
einzuschränken. Der Fall wird dem-
nächst das zuständige Verwaltungsge-
richt beschäftigen, denn unser Mitglied 
hat Klage eingereicht.

Leif Bormann vor seiner selbstgebauten Null-Emissions-Halle. Er kämpft dafür, dass die DEKRA-Fahnen 
noch lange flattern. (Foto: Christian Harborth/Hildesheimer Allgemeine Zeitung)
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Recht

Gesetzesänderungen 2020
Was ändert sich im neuen Jahr und worauf müsst Ihr achten? Wir bieten Euch eine 
Zusammenfassung der wichtigsten Neuregelungen.

1. Umsatzobergrenze für Kleinunter
nehmer steigt auf 22.000 Euro
Durch eine Änderung des Umsatz-
steuergesetzes wird die Kleinunterneh-
mergrenze im Jahr 2020 von 17.500 
Euro auf 22.000 Euro angehoben. Für 
diejenigen, die von diesem Wahlrecht 
Gebrauch machen, entfallen der Aus-
weis von Umsatzsteuer in der Rechnung 
und die in der Regel (monatlich oder 
quartalsweise) vorzunehmende Umsatz-
steuer-Voranmeldung. Im Gegenzug ist 
allerdings auch kein Vorsteuerabzug 
möglich. Die Anhebung war überfällig 
und trägt der allgemeinen Preisentwick-
lung seit 2003 Rechnung. Zum Ver-
gleich: Im Nachbarland Österreich wird 
die Kleinunternehmergrenze 2020 von 
derzeit 30.000 Euro auf 35.000 Euro pro 
Jahr erhöht, in Italien liegt sie bei 75.000 
Euro und im Vereinigten Königreich ist 
sie mit umgerechnet 97.382 Euro am 
Höchsten. Die Kleinunternehmerre-
gelung ist allerdings nicht immer nur 
von Vorteil. Denn wer auf die Regelbe-
steuerung verzichtet, der verzichtet im 
Gegenzug auch auf den Vorsteuerabzug. 
Wer also hohe Investitionen plant und 
Umsätze unterhalb der Kleinunterneh-
mergrenze erzielt, sollte das im Hinter-
kopf behalten und unter Umständen 
nicht die Kleinunternehmerregelung für 
seinen Betrieb wählen.

Rechnungsstellung bei 
Kleinunternehmern
Wenn Kleinunternehmer Rechnungen 
ausstellen, müssen sie alle Pflichtanga-
ben nach § 14 Abs. 4 UstG beachten, mit 
einer Ausnahme: Wer nach §19 UStG 
von der Umsatzsteuer befreit ist, darf 
keine Umsatzsteuer ausweisen. Statt-
dessen muss darauf hingewiesen wer-
den, dass keine Umsatzsteuer berechnet 
wird, zum Beispiel so: „Kein Ausweis der 
Umsatzsteuer aufgrund der Anwendung 
der Kleinunternehmerregelung (§ 19 
UStG)“

Vorsicht! Kleinunternehmer oder 
Regelbesteuerung, was gilt bei mir?
Gewerbetreibenden wird vom Finanz-
amt nicht automatisch mitgeteilt, dass 

sie umsatzsteuerpflichtig werden. Sie 
müssen also selbst darauf achten, ob 
die Kleinunternehmerregelung für sie 
noch Anwendung findet. Wer nämlich 
umsatzsteuerpflichtig (geworden) ist, 
es nicht gemerkt hat, und die Mehr-
wertsteuer auf seinen Rechnungen wei-
terhin nicht ausweist, für denn kann es 
teuer werden. In diesem Fall schuldet der 
Unternehmer dem Finanzamt nämlich 
die Umsatzsteuer und muss diese auch 
abführen, obwohl sie auf der Rechnung 
nicht verlangt wurde. Dadurch wird der 
Gewinn deutlich verringert.

Vierteljährliche USt-Voranmeldung für 
Gründer
Noch eine Änderung: Gründer eines 
Unternehmens dürfen ihre Umsatz-
steuer-Voranmeldung in Zukunft vier-
teljährlich abgeben und müssen dies 
nicht mehr monatlich tun. Dies stellt 
eine enorme Erleichterung in der Grün-
dungsphase dar. Allerdings ist dieser 
Vorteil zeitlich befristet und darf nur 
angewendet werden, wenn die Umsatz-
steuer voraussichtlich die Grenze von 
7.500 Euro im ersten Rechnungsjahr 
nicht überschreitet. Wird das Unterneh-
men mitten im Jahr gegründet, muss 
die Jahressteuer hochgerechnet werden. 
Die Regelung ist vorerst gültig für die 
Besteuerungszeiträume von 2021 bis 
2026. Bis Ende 2024 soll die Regelung 
evaluiert und überprüft werden.

Neuregelungen

Die jährliche Umsatzobergrenze, bis zu der die 
Kleinunternehmerregelung in Anspruch genom-

men werden kann, liegt nun bei 22.000 Euro.

2. Meldepflicht bei der 
Berufsgenossenschaft entfällt
Der Gesetzgeber hat das Siebte Buch 
Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Unfall-
versicherung) geändert. Dadurch entfällt 
zukünftig bei Anmeldung eines stehen-
den Betriebes die Pflicht, sich selbst-
ständig bei der zuständigen Berufs-
genossenschaft (BG) zu melden: „Die 
Mitteilungspflicht gilt als erfüllt, wenn 
eine Anzeige nach den §§ 14, 55c der 
Gewerbeordnung binnen einer Woche 
nach Beginn des Unternehmens gegen-
über der zuständigen Stelle erstattet 
wurde.“
Der Wegfall ist die Folge einer Änderung 
der Gewerbeanzeigeverordnung, wonach 
die von den Gewerbeämtern erhobenen 
Daten künftig auch die für eine Anmel-
dung zur Unfallversicherung notwen-
digen Angaben umfassen. Sofern also 
eine Gewerbeanzeige (nach den §§ 14, 55c 
der Gewerbeordnung) erfolgt, ist eine 
gesonderte Anmeldung der Unterneh-
mer zur Unfallversicherung zukünftig 
überflüssig. Der Gesetzgeber begründet 
den Schritt damit, dass Neugründungen 
von Unternehmen so von zusätzlichen 
Meldepflichten entlastet werden.

Reisegewerbetreibende weiterhin 
meldepflichtig
Reisegewerbetreibende, die eine Gewer-
beerlaubnis in Form einer Reisegewer-
bekarte beantragt haben, werden durch 
die Regelung hingegen nicht von ihrer 
Meldepflicht entlastet. Sie müssen wei-
terhin binnen einer Woche nach Beginn 
des Unternehmens die zuständige BG 
über die Gründung ihres Gewerbebe-
triebs informieren.

3. Steuervergünstigungen für 
Berufstätige und Ehrenamtliche
Berufstätige, die auswärts unterwegs 
sind, können höhere Verpflegungs-
kosten steuerlich geltend machen. Bei 
mehr als acht Stunden Abwesenheite 
soll die Pauschale von 12 auf 14 Euro 
steigen, bei 24 Stunden auf 28 Euro, 
für die An- und Abreisetage bei mehr-
tägigen Reisen auf 14 Euro. Berufskraft-
fahrer und andere Arbeitnehmer, die 
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Armut wird kriminalisiert von Sebastian Friedrichs

Olaf Scholz’ Gesetz zum Verbot von Tagelöhnern bekämpft einmal mehr die Mittellosen 
selbst statt die Ursachen für deren Lage.

Geht es um den Neoliberalismus im 
Alltag, drehen sich die Themen häu-
fig um Burn-out-Ängste junger Krea-
tiver oder um Selfcare-Methoden der 
Personal Coaches. Die andere Seite 
der Medaille ist das Leben derer ganz 
unten. Für eine wachsende Zahl an 
Menschen gibt es selbst in den reichen 
Staaten auf dem regulären Arbeitsmarkt 
keinen Platz mehr. Sie hangeln sich von 
Kleinst- zu Kleinstjob, teilen sich mit 
mehreren ein Zimmer oder müssen auf 
der Straße schlafen. Der Staat macht 
ihnen das Leben schwer, indem er ihre 
Armut kriminalisiert.
Genau darauf läuft jetzt der Entwurf 
des Bundesfinanzministeriums für 
ein „Gesetz zur Bekämpfung von 
Missständen am Arbeitsmarkt, illega-
ler Beschäftigung sowie von Kinder-
geld- und Sozialleistungsmissbrauch“ 
hinaus. Er sieht etwa vor, den Tage-
löhnermarkt zu verbieten. Menschen 
dürften dann nicht mehr mit anderen an 
einem bestimmten Ort ihre Arbeitskraft 
als Tagelöhner anbieten. Ihnen drohen 

Platzverweise und Bußgelder von bis zu 
5.000 Euro.
Die Straßenecke ist für Tagelöhner oft 
die letzte Chance. Viele von ihnen sind 
von Leistungen wie Hartz IV ausge-
schlossen. Die meisten sind zwar EU-
Bürger, haben aber trotzdem keinen 
Anspruch, etwa weil sie keinen formel-
len Arbeitnehmerstatus haben oder 
ihnen die nötigen Nachweise fehlen.
Offiziell möchte das Finanzminis-
terium mit dem Gesetz die Organi-
sierte Kriminalität bekämpfen. Ein 
Irrglaube, wie ein Blick in die Studie 
„Arbeit! Wohnen! Urbane Auseinan-
dersetzungen um EU-Migration“ zeigt, 
die gerade bei Edition Assemblage 
erschienen ist. Die Anthropologin Lisa 
Riedner hat jahrelang Tagelöhner in Mün-
chen begleitet. Ihr Ergebnis: Sie organi-
sieren sich an den bekannten Straßen-
ecken selbst, um Infos auszutauschen, 
informelle Mindestlöhne zu besprechen 
oder schlicht, um sich vom langen Warten 
abzulenken. Selbst ein leitender Beamter 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit, den 

Riedner zitiert, interessiert sich nicht für 
die Tagelöhner. Das große Geschäft ist für 
die Organisierte Kriminalität nur im grö-
ßeren Maßstab zu machen, die Tagelöh-
ner sind da Peanuts. Mittlerweile hat der 
Bundesweite Koordinierungskreis gegen 
Menschenhandel e. V. dem Finanzminis-
terium empfohlen, das Tagelöhner-Verbot 
zu streichen.
Die Armut scheint für Olaf Scholz’ Haus 
weniger das Problem zu sein; eher sind 
es die Armen selbst – letztlich würde das 
Gesetz die Tagelöhner noch größerem 
Druck aussetzen beim Versuch, über die 
Runden zu kommen.

Dieser Beitrag erschien zuerst in der Wochen-
zeitung „der Freitag“, im Rahmen von Sebastian 

Friedrichs Kolumne „Lexikon der Leistungs
gesellschaft“. Ausgabe 02/2019 vom 10.01.2019. 

Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmi-
gung des Verlags/Autors.

Das „Gesetz gegen illegale Beschäftigung und 
Sozialleistungsmissbrauch“ wurde am 6. Juni 

2019 in namentlicher Abstimmung mit absoluter 
Mehrheit im Bundestag beschlossen und ist am 

18.07.2019 in Kraft getreten.

Schwarzarbeitsbekämpfung Recht

mehrtägig unterwegs sind und dabei 
in ihrem Auto übernachten, können 
eine Pauschale von acht Euro pro Tag 
geltend machen.
Wer sich ehrenamtlich engagiert, könnte 
2020 von einer höheren Steuerpau-
schale profitieren. Übungsleiter könn-
ten dann 3.000 statt 2.400 Euro, andere 
Ehrenamtliche wie Kassenwarte oder 
Schriftführer in Vereinen 840 statt 720 
Euro für Aufwendungen im Rahmen 
ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit, wie zum 
Beispiel Fahrtkosten, steuerlich geltend 
machen.

4. Unterhaltszahlungen/Pflegekosten: 
Familien werden entlastet
Die Bundesregierung will erwachsene 
Kinder pflegebedürftiger Eltern entlas-
ten. Künftig sollen sie erst zu Unter-
haltszahlungen herangezogen werden 
können, wenn ihr Jahreseinkommen 
100.000 Euro brutto übersteigt. Der 
Bundestag hatte das Angehörigen-Ent-

lastungsgesetz verabschiedet, der Bun-
desrat hat dem Gesetz zugestimmt.

5. Familienversichert in der GKV bei 
geringfügiger Selbstständigkeit
Ehegatten und Kinder von Mitgliedern 
der Gesetzlichen Krankenversicherung 
sind kostenlos familienversichert, wenn 
ihr eigenes monatliches Gesamteinkom-
men regelmäßig monatlich 455 Euro 
nicht übersteigt. (2019: 445 Euro) 

6. Mindestlohn erhöht 
Der Mindestlohn beträgt 2020 bundes-
weit und in allen Branchen 9,35 Euro. Es 
gibt allerdings einige Ausnahmen vom 
Mindestlohn, z.B. für Jugendliche unter 
18 Jahren, Auszubildende, Langzeitar-
beitslose und Praktikanten.

Branchen-Mindestlöhne im Jahr 2020: 
Mehrere Mindestlöhne steigen
Neben dem gesetzlichen Mindestlohn 
gibt es etliche Branchen-Mindestlöhne. 

Diese werden von Gewerkschaften und 
Arbeitgebern in einem Tarifvertrag ausge-
handelt und von der Politik für allgemein 
verbindlich erklärt. Branchen-Mindest-
löhne gelten für alle Betriebe der Branche 
– auch für die, die nicht tarifgebunden 
sind. Eine gute Übersicht findet sich hier: 
https://www.dgb.de/schwerpunkt/
mindestlohn/mindestlohn-2020-was-
aendert-sich-in-2020

7. Kurzfristig Beschäftigte 2020 
Kurzfristige Beschäftigung kann maxi-
mal 3 Monate oder 70 Arbeitstage im 
Jahr dauern. Wenn die Tätigkeit max. 18 
zusammenhängende Tage, bei einem 
max. Verdienst von 120 Euro am Tag, bei 
einem max. Stundenlohn von 15 Euro, 
ausgeführt wird, dann wird die Tätig-
keit von der Arbeitgebern pauschal, mit 
25 % des Arbeitslohns versteuert. Siehe 
zu den Einzelheiten: 
https://www.lohn-info.de/gering_
kurzfristige_beschaeftigung.html � (lw)



46	 FREIBRIEF  1/2020 www.buhev.de

Recht SOKA-BAU-Update

von Petra Redert

Soloselbstständige sind keine Arbeitgeber*innen! 

Endlich herrscht Klarheit und die Auseinandersetzung um den Mindestbeitrag zu den tarif-
lichen Sozialkassen im Baugewerbe (SOKA-BAU) findet ein Ende.

In einen langen Artikel im letzten Frei-
brief 1/2017 habe ich das abenteuerliche 
Unterfangen der Bautarifparteien darge-
stellt, Soloselbstständige im Baugewerbe 
mittels einer speziellen Vereinbarung zu 
Lasten der Soloselbstständigen im Tarif-
vertrag über das Sozialkassenverfahren 
im Baugewerbe (VTV) in die Zahlungs-
pflicht zu SOKA-BAU einzubeziehen. In 
§ 17 VTV idF vom 10. Dezember 2014 
heißt es: „Zur Aufbringung der Mittel 
für die tarifvertraglich festgelegten Leis-
tungen im Berufsbildungsverfahren 
haben die Betriebe, auch wenn sie keine 
gewerblichen Arbeitnehmer beschäf-
tigen, […] einen jährlichen Betrag für 
den Zeitraum Oktober bis September 
des Folgejahres in Höhe von mindes-
tens 900,00 Euro spätestens bis zum 
20. November nach diesem Zeitraum 
zu zahlen.“
Tausende von Soloselbstständigen 
haben diese Kröte nicht geschluckt, 
die Zahlung verweigert und sich den 
Mahnbescheiden und anschließenden 
Klagen der SOKA-BAU z.T. durch meh-
rere Instanzen gestellt. Kurz nach dem 

Erscheinen des Freibriefs 1/2017 kam die 
überraschende Wende. Am 24.August 
2017 veröffentlichte SOKA-BAU eine 
kurze Meldung: „SOKA-BAU wird bis-
herige Zahlungen des Mindestbeitrags 
zum Berufsbildungsverfahren zurück
erstatten.“ 
Das Bundesarbeitsgericht hat in seinem 
Beschluss 9 AZB 45/17 vom 01.08.2017 
entschieden, dass der Rechtsweg zu den 
Arbeitsgerichten hinsichtlich des Min-
destbeitrags zum Berufsbildungsver-
fahren der Bauwirtschaft für Betriebe 
ohne Beschäftigte nicht eröffnet ist. Das 
Gericht vertritt in seiner Entscheidung 
die Auffassung, dass diese Betriebe keine 
Arbeitgeber im Sinne von § 2 Arbeitsge-
richtsgesetz seien. SOKA-BAU wird in 
Abstimmung mit seinen Trägern, den 
Tarifvertragsparteien der deutschen Bau-
wirtschaft, die Entscheidung zum Anlass 
nehmen, den Einzug des Mindestbeitrags 
gemäß § 17 VTV zu stoppen und die bis-
lang geleisteten Mindestbeiträge bald-
möglichst zurückzuerstatten.“
In dieser Meldung spiegelt sich noch 
einmal der Versuch der Bautarifpar-

teien und von SOKA-BAU wieder, aus 
soloselbstständigen Menschen „Betriebe 
ohne Beschäftigte“ zu machen, um diese 
dann Arbeitgebern gleichzusetzen. 
Demgegenüber stellt das BAG in sei-
nem Leitsatz fest: „Solo-Selbstständige 
sind keine Arbeitgeber iSv. § 2 Abs. 1 Nr. 
6 ArbGG.“ 
Vor dem Bundesarbeitsgericht (BAG) 
stritten sich die Urlaubs- und Lohnaus-
gleichskasse der SOKA-BAU (ULAK) 
und ein soloselbstständiger Fliesenleger 
um den Mindestbeitrag. Das BAG hatte 
hier jedoch nur über die Zulässigkeit 
des Rechtswegs zu entscheiden. Der 
Fliesenleger hatte gerügt, dass für diese 
Streitigkeit mit der ULAK nicht wie in 
§ 23 VTV bestimmt die Arbeitsgerichte 
in Berlin oder Wiesbaden zuständig 
seien, da er kein Arbeitgeber iSv. § 2 
Abs. 1 Nr. 6 ArbGG sei. Zuständig seien 
die Kartellgerichte, „da die streitgegen-
ständliche Ausbildungskostenumlage 
auf eine Anbieterpreisverteuerung ziele 
und deshalb wie eine Preisabsprache 
solo-selbstständiger Bauunternehmer 
wirke.“ (Rn.4)
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Das BAG begründet in seiner Entschei-
dung mehrfach, dass der Fliesenleger in 
der Tat kein Arbeitgeber ist. Erstens: „Er 
beschäftigt keine Arbeitnehmer.“ (Rn.12) 
Zweitens hat sich der Fliesenleger nicht 
in einem Arbeitgeber verwandelt, wie das 
Landesarbeitsgericht Berlin-Branden-
burg meint, nur weil ihn eine tarifliche 
Sozialkasse mit der Rechtsbehauptung in 
Anspruch genommen hat, er sei zuläs-
sigerweise als „Arbeitgeber“ im Sinne 
der Tarifnorm zur Zahlung verpflichtet 
(Rn.14). Das BAG stellt klar: „ Der Kläger 
[ULAK] verlangt vom Beklagten [Fliesen-
leger] deshalb aus § 17 VTV die Zahlung, 
weil er keine Arbeitnehmer beschäftigt 
und kein Arbeitgeber ist.“ (Rn. 15) Drit-
tens könne ebenso wenig darauf abge-
stellt werden, eine Person könne bereits 
Arbeitgebereigenschaft haben, wenn sie 
Arbeitnehmer*innen zwar noch nicht 
beschäftige, aber dies beabsichtige. Der 
Kläger hat dies vom Fliesenleger nicht 
behauptet. „Er stützt sich mit § 17 VTV 
gerade darauf, Arbeitnehmer würden 
nicht beschäftigt.“ (Rn. 17) 
Das BAG hat die Klage an das für den 
Wohnsitz des beklagten Fliesenlegers 
zuständige Amtsgericht Bad Freien-
walde (Oder) verwiesen. Von dort sei 
die Zuständigkeit der Kartellgerichte zu 
klären. Die Kosten des Verfahrens, ins-
besondere auch für die rechtliche Ver-
tretung, hat die unterlegene Partei, hier 
also die ULAK, zu zahlen. 
Dieses Urteil hat das Kalkül der Bauta-
rifparteien entscheidend verändert, auch 
wenn der Streit um den Mindestbeitrag 
nicht endgültig geklärt wurde. Das Kern-
stück ihres Versuchs, Soloselbstständige 
im Baugewerbe zur SOKA-BAU-Bei-
tragszahlung heranzuziehen, indem sie 
ihnen über den Begriff des „Betriebes“ 
Arbeitgebereigenschaft andichten woll-
ten, hat sich als in sich widersprüchlich 
erwiesen und ist vom BAG verworfen 
worden. Kurz darauf hat die SOKA-Bau 
die Einziehung des Mindestbeitrags 
gestoppt und damit begonnen, bereits 
gezahlte Mindestbeiträge zurückzuer-
statten. 
Wie in meinem Artikel im Freibrief 
1/2017 dargestellt, erlangte die Bestim-
mung über den Mindestbeitrag im 
VTV vom 10.Dezember 2014 erst 
durch die am 6. Juli 2015 verkündete 
Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) 
der damaligen Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles Rechtswirkung gegen 

Soloselbstständige im Baugewerbe. Da 
Soloselbstständige fast nicht in den Bau-
arbeitgeberverbänden organisiert sind, 
entfaltete der Tarifvertrag VTV, der ihnen 
Arbeitgeberpflichten auferlegen sollte, 
erst durch die AVE Wirkung. Wegen 
der Inanspruchnahme auf Zahlung des 
Mindestbeitrags nach § 17 VTV durch 
die ULAK klagten 33 Soloselbstständige 
im Baugewerbe seit 2016 zunächst vor 
dem LAG Berlin-Brandenburg, dann vor 
dem BAG auf Feststellung der Unwirk-
samkeit der AVE. Das Verfahren 10 
ABR 62/16 wurde am 21. März 2018 
vom BAG in letzter Instanz entschie-
den. Da zu diesem Zeitpunkt die ULAK 
den Mindestbeitrag von „Betrieben ohne 
Beschäftigten“ nicht mehr einforderte 
und gezahlte Mindestbeiträge zurück-
erstattete, sah das BAG „kein rechtlich 
geschütztes Interesse dieser Beteiligten 
mehr, die Unwirksamkeit der AVE VTV 
2015 und der AVE BBTV 2015 feststellen 
zu lassen. Es ist nicht erkennbar, inwie-
weit sie in ihren geschützten Rechten 
noch betroffen sein könnten.“ (Rn.45) 
Das BAG hat sich in diesem Verfahren 
also nicht mit der Rechtmäßigkeit des 
§ 17 VTV befasst. Gerichtskosten wur-
den nicht erhoben. Die Kosten für ihre 
anwaltliche Vertretung dürften bei den 
Soloselbstständigen geblieben sein. 

Eine Entscheidung in der Sache, ob 
Tarifvertragsparteien in einem Tarifver-
trag eine Beitragspflicht für „Betriebe 
ohne Arbeitnehmer“ zur Ausbildungs-
kostenausgleichskasse vereinbaren kön-
nen, hat das BAG dennoch getroffen und 
zwar im Schornsteinfegerhandwerk. Mit 
Beschluss vom 31. Januar 2018 im Ver-
fahren 10 AZR 279/16 stellte das BAG 
fest, dass die entsprechende Bestim-
mung in § 7 Abs. 2 Satz 2 in einem Tarif-
vertrag im Schornsteinfegerhandwerk 
unwirksam ist und die Tarifparteien ihre 
tarifliche Regelungsmacht überschritten 
haben. 
Inzwischen hat SOKA-BAU die Förde-
rung der Berufsausbildung verändert. 
Soloselbstständige, die Auszubildende 
einstellen, erhalten im Gegensatz zur 
früheren Praxis keine Förderung von 
SOKA-BAU für die Kosten der überbe-
trieblichen Ausbildung mehr. Waren im 
Oktober 2014 noch 613 „Unternehmen 
ohne gewerbliche Arbeitnehmer“ mit 
816 Auszubildenden bei SOKA-BAU 
gemeldet, so gibt es eine Förderung 
jetzt nur noch, wenn außer den Aus-
zubildenden mindestens eine Person 
als gewerbliche Arbeitnehmer*in oder 
Angestellte*r beschäftigt wird.

Unsere Autorin Petra Redert ist soloselbstständige Maurermeisterin in Bremen und außerdem als 
freie Kulturhistorikerin tätig. Als Betroffene hat sie sich intensiv mit dem SOKA-Bau-Mindestbeitrag 

auseinandergesetzt. (Foto: Herbert Benz)
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Politk Altersvorsorge

Die angekündigte Altersvorsorgepflicht 
soll für all diejenigen gelten, die nicht 
bereits anderweitig z.B. in berufsstän-
digen Versorgungswerken pflichtversi-
chert sind. Vorgesehen ist, dass Selbst-
ständige wählen können zwischen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und 
„anderen geeigneten Vorsorgearten“, 
solange diese insolvenz- und pfändungs-
sicher sind und zu einer Rente führen, 
die oberhalb des Grundsicherungsni-
veaus liegt. Die Mindestkrankenver-
sicherungsbeiträge sollen für „kleine 
Selbstständige“ reduziert werden, Ren-
ten- und Krankenversicherungsbeiträge 
dabei gründerfreundlich ausgestaltet 
werden.
 Der Fraktionsvizechef der Union, Cars-
ten Linnemann, sieht den Wettbewerb 
gefährdet, wenn Selbstständige ohne 
Vorsorge niedrigere Preise bieten kön-
nen. Er möchte sie jedoch in den ersten 
Gründerjahren von Beiträgen freistel-
len. Gleichzeitig ist es aber auch für 
ältere Selbstständige über 50 wenig 
sinnvoll, dann erst anzufangen, in die 
Rentenkasse einzuzahlen. Arbeitsmi-
nister Hubertus Heil (SPD) kann sich 
vorstellen, die Regelung lediglich auf 
neu hinzukommende Selbstständige 
anzuwenden. Immerhin kann man es 
als positives Signal deuten, dass solche 
Einwände, die die Bundesarbeitsge-
meinschaft Selbstständigenverbände 
(BAGSV), in der sich auch der BUH 
engagiert, vorgebracht hat, aufgenom-
men wurden. 
Wessen Handwerk nun aufgrund der 
Novelle der Handwerksordung dem 
Meisterzwang unterliegt, erhält auch 
hinsichtlich der Versicherungspflicht 
Bestandsschutz und muss sich nicht 
gesetzlich versichern, sofern nicht 
bereits vorher Umstände vorlagen, die 
eine Versicherungspflicht nach sich 
gezogen hätten. Alle Ausnahmen und 
die bereits vorsorgenden Selbstständi-
gen eingerechnet dürften die zusätzli-
chen Einnahmen in die Rentenkassen 
in Summe eher gering ausfallen.

Sinnvoll wäre eine Regelung wohl auch 
nur in Abstimmung mit der von der 
SPD vorgeschlagenen Grundrente. Laut 
einer Studie des Göttinger Instituts für 
Handwerksforschung (IFH), das sich auf 
den Mikrozensus des Jahres 2014 stützt, 
erzielen 20 % der Soloselbstständigen 
ein Nettoeinkommen unterhalb der 
Armutsgefährdungsgrenze. Freilich 
sagt das Nettoeinkommen nichts über 
vorhandenes Vermögen wie Wohnei-
gentum aus, das noch im Hintergrund 
stehen kann. Wer aber nicht nur von der 
unabhängigen in die abhängige prekäre 
Baustelle schaufeln will, muss sich etwas 
einfallen lassen. 
Ein Fachworkshop der Bundesregierung 
zeigte Sympathie für einen grundlegen-
den Wechsel der selbstständigen/abhän-
gigen Systematik zu einem System, wie 
es bereits in Österreich angewendet 
wird., Grundlage für die Berechnung 
des Anteils an den Sozialversicherun-
gen ist dort das Nettoeinkommen, unab-
hängig davon, ob es in einem abhän-
gigem Beschäftigungsverhältnis oder 
als Selbstständiger erwirtschaftet wird. 
Eine Entweder-Oder-Regelung wie in 

Deutschland, die kompliziert und schwer 
abzugrenzen ist, wäre dann überflüssig.
Es bleiben Zweifel, ob das geplante 
Gesetz tatsächlich eine Hilfe für prekäre 
Soloselbstständige wird oder ihnen im 
Vergleich zu prekär abhängig Beschäf-
tigten zusätzlich das Überleben schwe-
rer macht. Den Verbündeten im Kampf 
gegen die Soloselbstständigen und eif-
rigen Verfechtern der Zwangsversiche-
rung, Gewerkschaften und Handwerks-
kammer, braucht eine große Sorge um 
das Wohl der Soloselbstständigen jeden-
falls nicht unterstellt werden.
Das Ziel, später eine Rente oberhalb des 
Grundsicherungsniveaus zu erzielen, 
scheint bei der Festlegung der Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohnes keine Rolle 
gespielt zu haben. Wer auskömmliche, 
wettbewerbsgerechte Lösungen errei-
chen will, darf es Unternehmen nicht 
gestatten, ihrerseits den Wettbewerb 
zu verzerren. Die drücken dann ihre 
Lohnkosten, indem sie Arbeitnehmer 
zu nicht armutsfesten Bedingungen 
beschäftigen, während die soloselbst-
ständige Konkurrenz für die Sozialkas-
sen bluten darf.� (ms)

Bundesregierung plant Altersvorsorgepflicht für 
Selbstständige
Bereits in ihrem Koalitionsvertrag hatten die regierenden Parteien CDU/CSU und SPD 
festgehalten, den sozialen Schutz von Selbstständigen verbessern zu wollen.

Der verantwortliche Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil (Foto: BMAS)
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Unverständnis, Unwissenheit und Vorurteile – 
SPD-Spitzenpersonal zum Meisterzwang
Am 24. Mai fanden sich zahlreiche SpitzenpolitikerInnen der SPD rund um den Roland in 
Bremen zur Abschlussveranstaltung vor der Europawahl ein. Zu diesem Zeitpunkt war der 
BUH-Vorstand auch vor Ort und nutzte die Gelegenheit zum Gespräch über Meisterzwang, 
Wiedervermeisterung, Schwarzarbeit und das Reisegewerbe.

PolitikBUH-Vorstand unterwegs

Während Andrea Nahles engagiert ihre 
Liebe zu Bremen erklärte und Kata-
rina Barley die Zuhörer noch einmal 
zur Wahl aufrief, sprachen wir (Robert, 
Simone, Martin, Jonas und Oliver) am 
Rande der Wahlkampfveranstaltung mit 
einigen Genossen.
Kevin Kühnert zeigte sich von unserem 
Thema und dem aktuellen Vorhaben der 
Wiedervermeisterung überrascht und bat 
um weitere Informationen. Olaf Scholz 
war wenig motiviert, über den Meister-
zwang zu sprechen. Der Finanzminister 
gab vor, es sei ihm nicht bekannt, dass 
Handwerker wegen des Vorwurfs der 
unerlaubten Handwerksausübung nach 
dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
verfolgt werden, nur weil ihnen ein Meis-
tertitel fehlt.
Lars Klingbeil gab sich genervt, weil er 
während der Veranstaltung mehr als 
einmal auf das Thema angesprochen 
wurde. Vielleicht lagen aber die Nerven 
des Generalsekretärs auch einfach am 
Ende eines harten Wahlkampfes blank.
Heiko Maas nahm sich mehr Zeit, stand 
„vorsichtig positiv“ hinter dem Vorhaben 
der Wiedervermeisterung. Er nahm zur 

Einige Eindrücke vom Geschehen in Bremen – (l. o.) Simone, Oliver, Martin im Gespräch mit Bremer SPD-Politiker, Mitte Martin Günthner, damaliger 
Wirtschaftssenator, (r.) Kevin Kühnert im Gespräch mit Simone, (l. u.) Bremer Jusos am Rande der SPD Abschlussveranstaltung zur EU-Wahl

Kenntnis, dass sein ehemaliger Staats-
sekretär im Justizministerium schon 
bei der Arbeit an der Novelle der Hand-
werksordnung 2003 deutliche Kritik am 
Einfluss des etablierten Handwerks auf 
das Gesetzgebungsverfahren geäußert 
hatte.
Interessiert hörte Ralf Stegner zu. Der 
Schleswig-Holsteiner Sozialdemokrat 
meinte, er gewänne den Eindruck, dass 
sich zum aktuellen Vorhaben der GroKo 
in den Reihen der Genossen langsam 
eine deutlich kritischere Haltung ent-
wickle (von heute aus können wir den 
Eindruck nicht bestätigen). Stegner 
verwiesen wir noch einmal auf die AG 
der Selbstständigen in der SPD in Kiel, 
waren wir doch bei unserm Gespräch mit 
den Sozialdemokraten dort auf sehr viel 
Verständnis für unsere Positionen zum 
Meisterzwang, zur Wiedervermeisterung 
und zur Gewerbefreiheit gestoßen. 
Am Ende bleibt: Die SPD stellte sich in 
einem interessanten Format vor, viele 
Menschen konnten in entspannter Atmo-
sphäre mit Spitzenpolitikern über ihre 
eigenen Themen reden. Wir konnten 
viele Hinweise darauf geben, dass hin-

ter den Kritik an der heutigen Struktur 
des Handwerks engagierte Unternehmer 
stehen, die eine Reihe beachtenswerter 
Argumente für die Gewerbefreiheit vor-
bringen können.� (Ost)
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Handwerk Meisterausbildung

Plötzlich Meisterin aufgeschrieben und zusammengefasst von Jonas Kuckuk

Mehr Schein als Sein. Eine Handwerksmeisterin erzählt von ihrem Leidensweg durch eine 
von Männern dominierte Ausbildung.

Gelegentlich, aber immer öfter suchen 
auch Meisterinnen und Meister den 
Rat unseres Berufsverbandes. Eine von 
ihnen war Mia1, Anfang 20, die nach 
Ihrer Lehre in einem eher aussterben-
den Gewerk ein Stipendium zur Meis-
terausbildung bekam und sich mangels 
attraktiver Arbeitsangebote für diesen 
Weg entschied.
Wir haben das Gespräch mit ihr zusam-
mengefasst und anonymisiert, denn 
Meisterinnen, die aus dem Nähkästchen 
einer Männerdomäne plaudern, sind 
im organisierten Handwerk nicht gerne 
gesehen, besonders dann, wenn die 
Meisterausbildung so richtig schlecht 
erlebt wurde. Es war uns ein Bedürfnis, 
dabei noch einmal klarzustellen, das 
weder die Handwerksmeisterin noch 
der Autor oder unser Verband sich prin-
zipiell gegen Aus- oder Fortbildungen 
wenden. In der aktuellen Diskussion um 
eine erweiterte Meisterpflicht wurde die 
Meisterausbildung durchweg glorifiziert 
und unkritisch beleuchtet. 

Mia beschreibt ihren Weg rückblickend
Meine Meisterausbildung fiel mir quasi 
in den Schoß. Ich bestand die Lehre 
mit Auszeichnung. Das ermöglichte es 
mir, ein Weiterbildungsstipendium in 
Anspruch zu nehmen. Leider fallen mir 
wenige positive Aspekte der Ausbildung 
für den sogenannten „großen Befähi-
gungsnachweis“ ein. Ich bin durch die 
Meisterausbildung keine bessere Hand-
werkerin geworden.
In meinem Bereich finde ich – wenn 
überhaupt – nur schlechter bezahlte 
Jobs. Als Frau nochmal 20 % weniger 
Verdienst und als zukünftige Meiste-
rin werde ich nur im seltensten Fall 
bezahlt. Und doppelt so gut wie die 
männlichen Kollegen muss ich auch 
noch sein. Bevor ich mich nun einer 
solch unbefriedigenden Arbeitssitu-
ation stelle, schlecht verdiene, meist 
alleine in der Werkstatt stehe und auch 
noch viel zu selten meinem erlernten 
Handwerk zu arbeiten komme, habe 
ich mich entschlossen, das Stipendium 

1	 Name von der Redaktion geändert

für die Meisterausbildung zu nutzen. 
Einen geschenkten Brief nimmt frau 
trotz Mief.
Wie ich als Außenseiterin die chroni-
sche Respektlosigkeit während der Aus-
bildung überstanden habe, weiß ich bis 
heute nicht. Das war Sexismus, wie ich 
ihn schlimmer kaum irgendwo anders 
erlebt habe. Die interne WhatsApp-
Gruppe wurde vornehmlich dazu ver-
wendet, Pornos und Hitlerbildchen zu 
verschicken. Daran waren auch Lehrer 
beteiligt. Verantwortliche würden es 
sicherlich nicht zugeben, die Schullei-
tung als Reichsheeresleitung bezeich-
net zu haben. Falls doch, dann waren es 
eben nur „Einzelfälle“.
Ein weiteres Beispiel: Ein Politiker 
und ehemaliger Ortsbürgermeister der 
CDU unterrichtete Betriebsführung mit 
den Worten „Man kann einem nackten 
Neger. nicht in die Tasche greifen.“ Das 
war ganz normales Niveau auf unserer 
Meisterschule. Gelästert wurde selbst-
verständlich immer in Abwesenheit der 
Betroffenen.
In einem Musterbogen für Einstellungen 
gab es für die Bewertung der Bewer-
ber folgende Abfragekategorien zum 
Ankreuzen: „1. Kriecher, 2. Arm, aber 
sauber“. Ich konnte es gar nicht glau-

ben! Lehrjahre sind echte Arschloch-
jahre und Arschlöcher brachten uns bei, 
in Zukunft auch Arschloch zu sein. Für 
den hierarchisch strukturierten Betrieb 
ist das sicherlich interessant. Für mich 
ist es aber echter Horror.
Der Alltagssexismus hatte mich schnell 
abgestumpft, und ich trottete wie ein 
Esel durch die Ausbildungszeit in der 
Hoffnung, hier oder da etwas zu lernen, 
was mir in der Ausbildung zur Gesellin 
vorenthalten wurde. Das durchschnittli-
ches Niveau der Schüler spiegelte sich 
in folgender Unterrichtssituation wieder:
Frage: „Was sind Aufgaben des Betriebsrates?“ 
Antwort: „Damit keine Punker in den 
Betrieb kommen.“
Meine Ausbildereignungsprüfung lief 
nach meinem Empfinden gut. Ich war 
freundlich und sorgfältig erklärend. 
Umso überraschender traf mich die Kri-
tik: „Du warst zu nett, der tanzt dir später 
auf der Nase herum.“ Bei solchen Leuten 
die Vermittlung von Sozialkompetenz 
durch die Ausbildereignungsprüfung 
in zwei Wochen zu erwarten, ist echt 
lächerlich. Da waren etliche dabei, die 
niemals jemanden ausbilden sollten. 
Aber die haben das alle bestanden. 
Die Inkompetenz der Lehrkräfte, die seit 
30 Jahren dasselbe machen, war beein-
druckend. Natürlich gab es auch echt 
fitte Lehrer. Der vierwöchige praktische 
Unterrichtsteil war gut, aber teilweise 
auch echt peinlich. Ich hatte mit einer 
größeren Menge von anspruchsvollen 
Aufgabenstellungen gerechnet.
Außerbetriebliche Kurse waren anspruchs
los und Zeitverschwendung. Es wurden 
Werkzeuge benutzt, die eigentlich keine 
Relevanz haben und trotzdem über zwei 
Wochen wiederholt eingesetzt wurden. 
Zum Glück gab es auch lehrreiche Phasen.
Der viel beschworene kaufmännisch/
betriebswirtschaftliche Teil war absolut 
veraltet. Das war auch den Ausbildern 
bewusst und wurde gelegentlich erwähnt. 
Der Betriebsführungs-Unterricht in den 
verschiedenen Schulen unterschied sich 
stark. Was nun davon richtig und aktuell 
ist, ist mir bis heute unklar geblieben.
Der Unterricht in Arbeitsrecht und 
Arbeitsschutz haben mich ebenfalls 
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enttäuscht. Hätte ich die acht Monate in 
meinem Handwerk gearbeitet, wäre ich 
weitergekommen. Die Ausbildung war 
eine ziemlich verschwendete Zeit. Die 
ganze Prüfungsnummer erschien mir 
willkürlich und intransparent. Die Prü-
fung war nicht lebensnah und geprägt 
von seit 30 Jahren arbeitenden Lehrern 
und ihren überholten Konzepten und 
Arbeitsproben
Ich hatte auch den Eindruck, dass die 
Prüfung völlig losgelöst vom Lehrstoff 
war. Vieles davon war fachfremd – was 
mich nicht interessierte – aber gerne 
auch absolut fern der Praxis, oder – wie 
sich gelegentlich herausstellte – über-
haupt nicht anwendbar. Bis heute 
erscheint es mir unerklärlich, warum ich 
nun eigentlich eine Meisterin bin.
Der vorgebliche Wissensverlust durch 
Abschaffung des Meisterzwangs, den 
die Kammern gerne beklagen, ist ein-
deutig reine Propaganda. Etwas Besse-
res als eine solche Ausbildung findet 
man allemal. Die Überheblichkeit, der 
Sexismus und der Rassismus, auf die 
ich in der Zeit traf, sind unerträglich. 
Sie sollten auf allen Ebenen bekämpft 
werden. Hier haben Meisterschulen 

und Handwerk noch jede Menge Nach-
holbedarf. Da sind über 100 Jahre 
Demokratie und modernes Menschen-
bild aufzuholen. Die Ausbilder waren 
für mich in dieser Hinsicht keine Vor-
bilder.
Von acht Stunden planmäßigem Unter-
richtsumfang fielen oftmals mehrere 
Stunden weg – Hauptsache man war 
körperlich anwesend. Das Desinteresse 
der Schüler und die teils sehr unzufrie-
dene Umsetzung des Unterrichts waren 
nicht besonders motivierend. Die für 
mich interessanten Themen hätte ich 
gerne vertieft und mir auch insgesamt 
mehr Wahlfreiheit gewünscht. War aber 
alles festgelegt. Die erheblichen Quali-
tätsunterschiede bei den verschiedenen 
Schulen haben mich immer wieder ver-
unsichert. 

Mehr Wettbewerb und freie Wahl inner-
halb der Meisterausbildungen wäre 
klasse. Damit könnten der Klüngel und 
die Seilschaften in den Schulen vermie-
den werden. Meisterschule, wie ich sie 
erlebt habe, lehrt eher Untertanengeist 
und unerträgliche Überheblichkeit, aber 
kein solidarisches Miteinander oder 
Arbeiten auf Augenhöhe. Ich weiß bis 
heute nicht, wie ich das ausgehalten habe.
Mein Fazit: In solchen Strukturen will 
ich weder lernen noch arbeiten. Mit dem 
BUH habe ich eine Möglichkeit gefun-
den, dem Kammerapparat so weit wie 
möglich fern zu bleiben und sehe meine 
Zukunft in einem alternativen Netzwerk 
mit anderen freigeistigen Handwerke-
rinnen und Handwerkern. Das können 
auch Meister sein, aber bitte keine mehr 
aus dem letzten Jahrhundert.

Handwerk in Zahlen

Bestandene Meisterprüfungen 1998 2018

gesamt 36.842 20.047

davon Frauen 4.486 3.431

Umsatz deutsches Handwerk 1999 2004 2018

524 Mrd. € 462 Mrd. € 612 Mrd. €

Jubiläum in Verden
Geschäftsstelle des BUH seit 2004 im Ökozentrum in Verden.
Dort fand im September 2018 ein etwas 
„unrundes“ Jubiläum statt. Im 21. Jahr 
des Erwerbs des alten Kasernengebäu-
des und im 18. Jahr der Eröffnung gab 
es eine Jubiläumsfeier mit Ansprachen 
und Berichten, einem Treffen von ehe-
maligen und aktuellen Mitwirkenden 
und schließlich auch einer geilen Party 
im hauseigenen Bio-Restaurant, dem 
„Liekedeeler“.
Im Ökozentrum verbrachte Attac 
Deutschland die ersten Jahre, bevor 
die Organisation 2004 nach Frankfurt 
umzog. Im Hause gibt es den schon 
erwähnten „Liekedeeler“, den Kinder-
garten „Grashüpfer“, den biologischen 
Baustoffhandel und Bauhandwerksbe-
trieb „Biber“ und ein Ballettstudio.
Daneben organisiert die internetba-
sierte Beteiligungsplattform „Campact“, 
für die mehr 50 Mitarbeiter bundesweit 
arbeiten, seine Kampagnen für eine 
sozial gerechte und ökologisch nach-
haltige Gesellschaft. Im Haus sitzt auch 
die „Bewegungsstiftung“, welche Pro-

jekte unterstützt, die sich der Ursachen 
gesellschaftlicher und sozialer Probleme 
annehmen, und so Gruppen z. B. aus der 
Umwelt- und Friedensbewegung sowie 
dem globalisierungskritischen Umfeld 
unterstützen.
Als eine von vielen weiteren Gruppen 
ist hier im Haus u.a. auch der „Fachver-
band Strohballenbau Deutschland e.V.“ 
FASBA ansässig. Eine Treppe höher 
befindet sich das „Tagungshaus Forum“, 
das wir regelmäßig für unsere Seminare 
nutzten. Zum weiteren Umfeld des 
Ökozentrums in Verden gehört auch 
die Baugenossenschaft Aller-Wohnen 
mit der Hofgemeinschaft Stedorf e.V. 
und der Allmende e.V. Im Hause selber 
befindet sich auch die Wohnungen „ars 
vivendi“. 
Das größte Projekt des selbstverwalte-
ten Ökozentrums ist sicherlich das 2015 
eingeweihte Norddeutsche Zentrum für 
nachhaltiges Bauen NZNB. Hier ange-
schlossen sind weitere Betriebe und 
Gruppen aus dem Umfeld des ökologi-

schen Bauens, wie etwa das Projekt „Ziel 
13“, das Berufsbildung für nachhaltige 
Entwicklung befördert.
Zum Ökozentrum gehört auch die „Halle 
57“. In der ehemaligen Panzer- und Fahr-
zeughalle finden heute Praxis-Schulun-
gen statt, unnter anderem zu Lehmbau, 
Strohballenbau, Innendämmung und 
Luftdichtigkeit. Die Liste der Gruppen ist 
noch viel länger. Für ökologisch bewegte 
Menschen ist das Haus eine Reise wert. 
Bei Voranmeldung werden gelegentlich 
auch Führungen angeboten.� (Ost)
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Reisegewerbetreibende und umherzie-
hende Handwerker sind der Handwerks-
kammer ein Dorn im Auge, da sie als 
IHK-Mitglieder angeblich den Meister-
zwang und die Pflichtmitgliedschaft in 
der Handwerkskammer „umgehen“ und, 
weil sie so selbstbewußt sind und Gewer-
befreiheit einfach vorleben. Was für uns 
alltägliche Praxis ist, ist ihnen suspekt und 
wird deswegen von Innungen und Hand-
werkskammern kriminalisiert. Selten sind 
die Gelegenheiten, solchen Einschüchte-
rungen aufrecht entgegenzutreten. Dies 
ist ein Bericht über (m)eine unverhoffte 
und doch überfällige Begegnung mit der 
örtlichen Kreishandwerkerschaft:

Neulich las ich zufällig: „Vollversamm-
lung der Kreishandwerkerschaft(...). Auf 
Wunsch einiger Mitglieder gibt es eine 
Diskussion zum Thema Schwarzarbeit 
und Reisegewerbe“. 
Könnte da nicht „oder“ stehen?
Ein paar Telefonate später war klar, es 
kommt niemand mit und schmeißt sei-
nen Tag um. 
Ich kann aber nicht Nicht! 
Unterwegs brechen sich alle möglichen 
Szenarien im Kopf. Tief durch die Nase 
ein-, durch den Mund ausatmen: „Dein 
kleiner Mut hilft allen weiter“, klingt‘s. Ich 
kann immer noch umdrehen. Mal sehen, 
wie gefährlich, schlecht und stellvertretend 
für Schwarzarbeit mein Reisegewerbe ist. 

Auf den letzten Drücker betrete ich den 
angerichteten Saal in einem Landgasthof 
und gucke zum Podium. Prompt wird‘s 
persönlich und der aus meiner Jugend mir 

bekannte Handwerkskammerpräsident 
grüßt mich vom Podium aus. Wir sind 
überrascht, uns zu sehen und schütteln 
uns die Hände. Da es mir unbehagt, nur 
ihn zu grüßen, begrüße ich auch die ande-
ren Podiumsgäste mit Handschlag.

Verwunderte, neugierige Blicke kreuzend, 
suche ich mir Platz und komme an. „Was 
mache ich bloß hier?“, frage ich mich und 
„Wie kommt‘s?“, werde ich gefragt. Eine 
der Vorsitzenden kommt zu mir: 
„Sie sind doch gar kein Innungsmitglied!“
„Ich will an eurer Diskussion teilnehmen, 
als Betroffener und Experte.“
“Aha, ach so, ok! Zu den Innungsinterna 
muss ich sie allerdings rausbitten.“
„Gerne!“
Auf der Bühne thront gehisst das Innungs-
Banner, der Orden, auf dem steht: „Einig-
keit macht stark“. Puh! Alles freiwillige 
Handwerkskammer-Zwangsmitglieder!
Aufgeregt, spionierend, interessiert mich 
der Vorstandsbericht, drehen sich mir 
glatte Grußworte im Magen, schwallt 
Hitze. Blicke kreuzen sich beim Ankün-
digen der Diskussion, für die ich ein-
steh‘, hoffend auf Hirn und Stimme. Sel-
ten mache ich mir Notizen. Heute aber 
erscheint es mir wichtig.

Hier sitzen also Leute, die die Struktur-
schwäche ländlicher Regionen nicht als 
Luxus begreifen, die FÜR den Bau der zu 
langsam gebauten Autobahn sind, sich 
gegenüber der GroKo stark machen und 
Dieselverbots-Ausnahmen für Handwer-
ker fordern.

12.700 Euro Meisterbafög für den Dual-
Ausgebildeten und Förderprogramme 
wie „I-Digital“, sollen dem „Problem der 
Akademisierung“ entgegensteuern. Doch 
die Oberstufenzentren sind nur halbvoll, 
wie die Klassen zu Schuljahresende dank 
hoher Abbrecherquoten. Frische Gesel-
len sind auch bald abgewandert aus dem 
Handwerk. Oder noch schlimmer: Sie 
machen sich einfach selber selbstständig 
ohne Meisterbrief! 

Endlich geht es mit der Diskussion los. 
Sie wird von einer Friseurin eröffnet, die 
gleich ein Reisegewerbeverbot via Gesetz 
fordert. Der CDU-GroKo Gesandte, der 
sich bemüht, zu diesem Thema eine 
Ahnung zu haben, entschuldigt: „Die Not 
um dieses Thema ist in Regierungskrei-
sen schlicht nicht bewusst. Umso wich-
tiger sind die Kreishandwerkerschaften 
und Treffen wie diese.“ Auf allgemeines 
Gewetter folgt Schön-Wetter. Der Präsi-
dent malt ein altertümlich verniedlichen-
des Bild kleiner Hausierer wie dem Sche-
renschleifer und dem Kesselflicker, spricht 
der Reisegewerbekarte das Vollhandwerk 
ab und unterstellt deren Inhabern Miss-
brauch. Zum Glück, denk ich, hab ich‘s 
hergeschafft. 

Ich melde mich schon lange, stehe nun auf 
und erzähle von meinen zehn Jahren als 
Handwerker im Reisegewerbe. Auf Anra-
ten des Berufsverbands unabhängiger 
Handwerker und Handwerkerinnen nutze 
ich mein Schutzschild, als dessen Vertreter 
zu sprechen, auf dass es bei Sache bleibt 
und man mich nicht persönlich angreift. 

Essay Vagabum

Die HWK kocht auch nur mit Wasser, 
hat aber kein Feuer
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Vagabum Essay

Ich korrigiere die Darstellungen der CDU 
und der HWK zum Wandergewerbe.

Der Politiker packt seine Unterlagen und 
verlässt wie leider angekündigt wegen 
anderer Termine das Podium. Man redet 
auf mich ein, hält mich wohl für verrückt, 
doch nichts, was ich nicht schon gehört 
hätte, kann mich von Qualitätssicherung 
und Gefahrenabwehr durch den Meister-
zwang überzeugen. 

Entschuldigt mich! Ich bin doch gar nicht 
gegen Bildung oder Meisterbrief! Einfa-
che Handwerker sind wir zu wenige hier 
draußen. Um ein einfacher Handwerker 
sein zu dürfen, genügt Gewerbefreiheit, 
solange braucht‘s Reisegewerbekarte 
oder Meisterbrief. Ihr schottet euch ab und 
bedient alte Hierarchien.
Wüssten die Anwesenden um meine Aus-
bildungslosigkeit (erspare ich mir), wäre 
ich ihr schlimmster Albtraum. Hätte ich 
vorher die Diskussionskultur im Raum 
erahnt, dann hätte ich mir nicht so in die 
Hose gemacht! Auf Baustelle profitieren 
wir Handwerker voneinander und ergän-
zen uns, als Gesellen oder Angestellte sind 
wir ok, aber hier unter Meistern, als Selbst-
ständige sind wir nur kriminelle Pfuscher? 
Neiden die großen Firmen den Einzel-
kämpfern den kürzeren Rattenschwanz?

Doch zurück zur Diskussion. „Vor 
allem auf dem Land“, sagt die Friseurin, 
„machen einem reisende Friseurinnen zu 
billig oder schwarz das Geschäft kaputt.“ 

Ich komme zu Wort und widerspreche, 
beschreibe der Versammlung den Ver-
band für Gewerbefreiheit im Handwerk, 
der aufklärt und Handwerkern aus der 
Rechtsunsicherheit hilft. Mir ist klar, dass 
eine bescheidene Selbstständigkeit unsere 
Gratwanderung ist und ich hier nieman-
den überzeugen werde.

Wo Schwarzarbeit und Reisegewerbe in 
einen Topf gehauen werden, hör´ ich mir 
noch zwei Ausführungen an.
Man scheut den Blickkontakt mit mir 
beim Reden, haut mit der Faust auf den 
Tisch, man sei für den Meisterzwang und 
fertig! Da gibt‘s nix zu diskutieren, da 
spricht‘s für alle hier, so wurd‘ die Diskus-
sion geschlossen in allgemeinem Aufruhr. 
Zehn Minuten Pause.

Mir gegenüber ein Journalist: Er kenne 
diese Art der Darstellung des Reisegewer-
bes nicht und würde gern über den Weg 
des Porträts dem Leser dieses Thema nahe 
bringen. Ich scheue leider davor zurück 
und gebe ihm einfach den Freibrief.
Mein alter Bekannter – nun neuer HWK 
Häuptling – setzt sich zu mir, nimmt den 
anderen Freibrief vom Tisch und meint 
belächelnd, ich hätte schon genug Scha-
den angerichtet. 

Nachträglich zum Lutherjahr kriegt er die 
33 Thesen des BUH zur Gewerbefreiheit 
im Handwerk noch oben drauf gepackt. 
Flüsternd tauschen wir uns aus und dis-
kutieren weiter mit Argumenten aus zwei 
scheinbar parallelen Welten. 
Wir beide hier, wer hätte das gedacht!
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BUH Mitgliederversammlung

Das Haus Humboldtstein liegt unmit-
telbar am Rhein und war mit seinen 
großzügigen Räumlichkeiten gut für 
unser Treffen geeignet. Das Treffen war 
überdurchschnittlich gut besucht. Mit 
den beiden Vorträgen zur (BAU-)Berufs-
genossenschaft und der SOKA-BAU hat-
ten wir wohl das Interesse der Mitglieder 
getroffen.

Die SOKA-BAU
Die Rechtsanwältin Ingrid Claas ist Fach-
anwältin für Arbeits- und Sozialrecht in 
Wiesbaden. Zunächst stellte sie die Hin-
tergründe der SOKA-BAU vor und ging 
dabei auf das Sozialkassen-Sicherungs-
gesetz (SokaSiG) und das System der 
Allgemeinvermeinverbindlichkeitserklä-
rungen (AVE) ein. Frau Claas erläuterte 
auch den Fragebogen, der in letzter Zeit 
vielen selbstständigen Handwerkern ins 
Haus fl attert. 
Ein Blick in den Tarifvertrag über das 
Sozialkassenverfahren im Baugewerbe 
(VTV) hilft bei der Klärung der Frage, 
wer Beiträge zur SOKA-BAU leisten 
muss. Darin ist der betriebliche Gel-
tungsbereich defi niert, also welche Arten 
von Tätigkeiten grundsätzlich leistungs-
pfl ichtig sind, beispielsweise „Fliesen-, 
Platten- und Mosaik-Ansetz- und Ver-
legearbeiten“. Anschließend ist noch 
wichtig, ob der Anteil dieser Arbeiten am 
Gesamtumfang der ausgeübten Arbeiten 
mindestens 50 % ausmacht. Beispiels-
weise liegt ein zu 35 % selbstständig täti-
ger Maurer, der daneben noch zu 65 % 
eine Landwirtschaft betreibt, unter diese 

Die Mitgliederversammlung am Rhein
Am 28. und 29. September 2019 fand unsere Mitgliederversammlung in Remagen statt.

50-%-Grenze und ist damit nicht „SOKA-
BAU-pfl ichtig“.
Nach der Mittagspause stellte Petra die 
Arbeit in der Geschäftsstelle in Verden 
vor und ging dabei auf praktische Miss-
verständnisse und Probleme bei der 
Kommunikation mit Mitgliedern und 
Anfragenden ein.

Die Berufsgenossenschaften
Anschließend stellten die Herren Die-
derichs und Hackemann von der BG 
BAU, Region Mitte, die Berufsgenos-
senschaften mit dem Schwerpunkt auf 
den Bereich BG BAU vor. Dabei ging 
es um Fragen wie: Was ist der Unter-
schied zwischen „Mitgliedschaft“ und 
„Versicherung“, wie berechnet sich die 
Beitragshöhe oder was leistet die BG im 
Falle eines Schadens/Unfalls. 

Schließlich erläuterte Herr Hackemann 
auch die Bereiche der medizinischen, 
der berufl ichen und der sozialen Reha-
bilitation, die im Leistungsspektrum der 
BGs eine große Rolle spielen.
Der spätere Samstagnachmittag und 
Abend stand dann für einen Bericht über 
die Arbeit des BUH in seinen mittler-
weile 25 Jahren zur Verfügung. Dabei 
stießen auch Gäste zu uns, denen Jonas 
später am Rande einen Kurzüberblick 
über das Reisegewerbe geben konnte.
Auf der eigentlichen Vereins-Versamm-
lung am Sonntag erstatteten die Aktiven 
Bericht und es fanden Wahlen (Kassen-
prüfer, Personalausschuss, Vorstand, 
Kassierer) statt. Neu in den – jetzt fünf-
köpfigen – Vorstand gewählt wurde 
Robert Kuhnt. (Ost)

Herr Hackemann und Herr Diederichs beantworten Fragen zu Ihrem Berufsgenossenschaftsvortrag

Interessiert folgen Teilnehmer und 
Gäste der MV in Remagen dem 

Vortrag über die SOKA-BAU
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Service/Termine

Mitglied werden! Mitgliedschaft nutzen!
Du möchtest Mitglied werden, benötigst 
Infos zum BUH e.V., ein Probeexemplar 
des FREIBRIEF, einen Mitgliedsantrag 
oder möchtest dich zu einem Seminare 
oder einer Veranstaltungen anmelden 
oder hast Fragen rund um das meister-
freie Handwerk? Dann wende Dich wäh-
rend der Bürozeiten an unsere Geschäfts-
stelle (siehe Impressum rechts).

Du bist bereits Mitglied und hast Fragen 
zur Mitgliedschaft, willst uns Änderun-
gen deiner Anschrift oder Bankverbin-
dung mitteilen, benötigst einen Beitrags-
nachweis oder möchtest wissen, wann 
die nächste Anwalts-Hotline stattfi ndet? 
Dann wende dich direkt an unseren Mit-
gliederservice:
Di./Do./Fr., 10 – 13 Uhr, Tel. 04231-935325
E-Mail: mitgliederverwaltung@buhev.de

BUH-Seminare 
Reisegewerbe/Buchhaltung
2020:  6. bis 8. März, Verden

19. bis 21. Juni, Würzburg
(einschl. Stundensatzermittlung)
6. bis 8. November, Berlin
(einschl. Stundensatzermittlung)

Weitere Termine
31. Tischlerinnentreffen
17. bis 20.09.2020 
im Jugend-, Bildungs- und Freizeit-
Centrum Bückeberg bei Obernkirchen 
in Niedersachsen
Infos unter www.tischlerinnen.de

Impressum

Wofür steht der BUH?
Ein guter Handwerksbetrieb zeichnet 
sich durch Qualität, Zuverlässigkeit und 
einen fairen Preis aus, und das geht 
auch ohne Meisterbrief� Deshalb haben 
wir 1994 den Berufsverband unabhän-
giger Handwerkerinnen und Handwer-
ker gegründet�

Ziele des BUH:
•  Wiedereinführung der Gewerbefreiheit 

im Handwerk
•  Abschaffung des Meisterzwangs
•  Gleichstellung von Mann und Frau im 

Handwerk
•  Rückbesinnung auf altbewährte 

Materialien und Handwerkstechniken
•  Ökologisches und verantwortungsbe-

wusstes Handeln zugunsten unserer 
Kunden und der Verarbeitenden
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Buhtique
BUH-T-Shirt
aus 100 % Bio-Baumwolle
Männer Größen: M bis XXL
Frauen Größen: M bis XL
verschiedene Farben
Kurzarm  Stk� 10 €*

Langarm Stk� 13 €*

* inkl� MwSt�, zzgl� Verpackung + Porto

Aufnäher
oval mit aufgesticktem 
BUH-Logo in 
schwarz oder weiß, 
feste Stoffqualität, 
Größe 8 x 4,5 cm
 Stk�3 €*

Hochwertiger Zollstock
Buchenholz, mit Metallgelenk und 
90° Winkeleinrastung Stk� 3 €*

Weitere Giveaways, Informations- und 
Organisationsmaterial vorrätig� Einfach 
unser Büro anrufen und nachfragen!

Zu bestellen bei: BUH e.V.
Tel. 04231/95666-79  Fax -81
buero@buhev.de

Mitgliederversammlung 2020
Samstag/Sonntag, 12./13. September 2020, Schwerte, Haus Villigst

 Stk�3 



sea-watch.org/spenden/

Sea-Watch e.V. | IBAN: DE77 1002 0500 0002 0222 88 | BIC: BFSWDE33BER | BANK: Bank für Sozialwirtscha�

Ein Menschenleben ist unbezahlbar – Seenotrettung nicht! 


